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Begründung zum Bebauungsplan Nr. W21 „Südwald“   
(Gemarkung Beeskow,  
Flur:  7 
Flurstück: 20 tlw., 22/3 tlw., 27 tlw., 58 tlw.) 
 
I.  Plangegenstand 
 
1.  Veranlassung und Erforderlichkeit 
 
Die Stadt Beeskow hat aufgrund der anstehenden Situation – gegenwärtig können im Eigen-
heimbereich kaum noch Angebote gemacht werden, alle bisherigen BP-Gebiete sind im we-
sentlichen ausgelastet, es besteht jedoch eine Nachfrage (geschätzt auf der Grundlage der 
Bauantragsverfahren der vergangenen 10 Jahre 15 bis 20 Eigenheimgrundstücke / Jahr) – 
seit 2013 Untersuchungen zur Thematik durchgeführt (Studie (1) „Entwicklung von Bauland-
potentialen für die Errichtung von Einfamilienhäusern in der Stadt Beeskow“, Studie (2) 
„Städtebauliche Studie zu möglichen Potentialen für  Wohnbauflächen (Eigenheimparzellen) 
außerhalb der bestehenden Siedlungsfläche“), um ein geeignetes Areal für eine Wohnbau-
landentwicklung im Eigenheimbereich auszuwählen. Beeskow kommt damit seiner Verant-
wortung als Kreisstadt und Mittelzentrum zur Vorsorge geeigneter Baugebiete nach. Die 
Stadt Beeskow kann derzeit aus eigenen Potentialen wenige bis keine Flächen für den Ei-
genheimbau anbieten. D. h. entsprechende Nachfragen können nicht aktiv begleitet werden. 
Hieraus resultiert, dass ggf. Ansiedlungswillige in der Stadt Beeskow mangels Angeboten 
nicht in der Stadt Beeskow gehalten werden können, somit Zuwanderung gebremst und Ab-
wanderung nicht verhindert werden kann. Dies würde zu einer Schwächung des Mittelzent-
rums Beeskow führen. 
 
Aus diesem Grund stellt die Stadt Beeskow zur Zeit mehrere vergleichsweise kleinflächige B-
Pläne auf, um hier Abhilfe zu schaffen (BP W23 „Am Stadtfeld“ mit ca. 8 Eigenheim-
grundstücken im Neubau, BP W22 „Wohnen in Radinkendorf Süd“ mit ca. 15 Eigenheim-
grundstücken und BP W21 mit ca. 35 bis 40 Eigenheimgrundstücken) 
Die Entwicklung des ehemals größeren Bereichs – Standort „Südwald“ – ist seitens der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
zum BP und zum parallelen FNP-Änderungsverfahren negativ beurteilt worden, sodaß die 
Stadt Beeskow auf die Entwicklung kleinerer Flächen zurückgreifen muß. Die ehemals vor-
gesehene Größe des Standortes „Südwald“ mit ca. 24 ha ist in der Vorabstimmung mit der 
unteren Forstbehörde auf ca. 4 ha reduziert worden. 
 
Das ausgewählte Areal des BP W21 schließt an das vorhandene Siedlungsgebiet, und zwar 
das der „Kernstadt“ Beeskow (Hauptsiedlungskörper) an, gegenüber an der Lübbener 
Chaussee befinden sich Mischbauflächen, die zum Teil Bestandteil des rechtskräftigen BP 
M7 „Lübbener Chaussee“ sind.  
 
Das Areal liegt planungsrechtlich im Außenbereich. Die Stadt Beeskow hat deshalb die Ab-
sicht, ein Verfahren zum BP Nr. W21 „Südwald“ zur Entwicklung von Wohnbauland durchzu-
führen. 
 
Die Größe des Plangebietes beträgt ca. 4,3 ha (davon ca. 3,99 ha Waldfläche im Bestand). 
 
 
2.  Plangebiet 
 
2.1  Gebietsentwicklung 
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Das Plangebiet des BP W21 befindet sich an der Lübbener Chaussee, nordwestlich des 
Straßenzuges, im Südwesten der Stadt Beeskow. Gegenüber, südwestlich der Straße ist ei-
ne Mischbebauung vorhanden (Wohnen, eine Reihe sozialer Einrichtungen, Einrichtungen 
des Gemeinbedarfs/ Freizeiteinrichtungen, touristische Möglichkeiten). 
Die Gebäudealter südlich der Lübbener Chaussee lassen auf eine jahrzehntelange Nutzung 
in diesem Bereich bis in das Plangebiet des BP M7 hinein schließen (Wohnen, gärtnerische/ 
landwirtschaftliche Nutzungen, Freizeitnutzungen, Schulbetrieb). Die sportliche/ Freizeitnut-
zung weiter östlich ist in jahrzehntelangem Betrieb ebenfalls verfestigt und wurde durch die 
Entwicklung nach 1990 weiter ausgebaut. („Spreepark Beeskow“ mit einer Reihe von touris-
tischen und Freizeitangeboten (Flußbad, Campingplatz, Marina, Kanuausleih, etc.); die Spor-
tanlagen bieten die Möglichkeit zur Ausübung einer Reihe von Sportarten auf einer vorhan-
denen Kampfbahn, Trainingsplätzen, Tennisplätzen, etc.). 
 
Das Plangebiet des BP W21 ist im Wesentlichen durch Wald gekennzeichnet. Trotzdem war 
diese Fläche in den vergangenen Jahrzehnten nicht ohne Nutzung. Wesentliche Teile des 
Plangebietes sind durch eine ehemalige Schießanlage geprägt (s. dazu auch Pkt. I.2.5 „Alt-
lasten“), die durch verschiedene Nutzer seit ca. 1930 im Betrieb war. Die Anlage ist mittler-
weile bereits seit über 25 Jahren außer Betrieb. Neben den Wallanlagen befinden sich hier 
auch bauliche Überreste (Stahlbeton). Die Fläche ist mit Altlasten und Munitionsrückständen 
belastet. 
 
2.2 Städtebauliche Situation 
 
Die städtebauliche Situation im und um das Plangebiet ist geprägt einerseits durch siedleri-
sche Tätigkeit südlich/ südöstlich des Plangebietes mit verschiedenen Funktionen (s.o.). 
Andererseits ist dieser Bereich Beeskows geprägt durch die Flächen des „Südwaldes“ ent-
lang der Kohlsdorfer Chaussee (L422) und der Lübbener Chaussee. Dieser ist von Waldwe-
gen durchzogen. 
Nördlich der Waldfläche (nördlich des BP W21) schließt sich die Bebauung an der Storkower 
Straße an. Die ursprüngliche Konzeption (BP-Gebiet von ca. 24 ha) sollte die Lücke zwi-
schen der Bebauung an der Storkower Straße und an der Lübbener Chaussee schließen 
(unter Berücksichtigung des aktuellen Einzugsgebietes zum geplanten Wasserschutzgebiet 
Beeskow). 
 
Die „Siedlungslücke“ zwischen Storkower Straße, Kohlsdorfer Chaussee und Lübbener 
Chaussee nördlich/ nordöstlich des Plangebietes des BP W21 ist dem notwendigen Freiraum 
um das Wasserwerk Beeskow geschuldet (Trinkwasserschutzzonen). 
 
Die Lübbenener Chaussee ist vor wenigen Jahren mit Inbetriebnahme der Westumfahrung 
von Beeskow (B87) in ihrer Bedeutung herabgestuft worden. Ehemals Teil der überörtlichen 
Verkehrsverbindung zwischen Beeskow und Lübben ist sie aktuell nur noch eine Sackgasse 
und nimmt lediglich den Anliegerverkehr zur Bebauung an der Lübbener Chaussee auf (Kat-
Lager, Erlebnishof Beeskow, Wohnnutzungen in geringer Anzahl). Gewerbliche Einrichtun-
gen sind hier nicht vorhanden. 
Die Ortsumfahrung (B 87) befindet sich in einem Abstand von ca. 570  m westlich der Plan-
gebietsgrenze des BP W21. 
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Bild – Luftbild Plangebiet BP W21 (rote Markierung) und das direkte Umfeld, südlich die vor-
handene Bebauung an der Lübbener Chaussee, östlich die Sportanlagen 
 

 
 
Bild – Bestand im Plangebiet (grün = Waldfläche mit den Wallanlagen der Schießplatzanla-
ge, orange = Flurstück der Lübbener Chaussee)  
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Fotos Bestand September 2017 

 
Lübbener Chaussee Richtung Nordosten 

 
Lübbener Chaussee Richtung Südwesten 

 
Ende der Lübbener Chaussee am Abzweig Ein-
fahrt zum Kat-Lager 

 
„Zufahrt“/ Waldweg in das geplante Wohngebiet 

 
Dem Plangebiet BP W21 gegenüberliegende 
Bebauung – Erlebnishof Beeskow 
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Dem Plangebiet BP W21 gegenüberliegende 
Bebauung – Erlebnishof Beeskow, Schäfereimu-
seum 

 
Dem Plangebiet BP W21 gegenüberliegende 
Bebauung – Erlebnishof Beeskow, Gesamtanla-
ge 

 
Dem Plangebiet BP W21 gegenüberliegende 
Bebauung – Wohnbebauung 

 

 
Dem Plangebiet BP W21 gegenüberliegende 
Bebauung – z.Zt. nicht genutzt 

Dem Plangebiet BP W21 gegenüberliegende 
Bebauung – Trafostation 
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Bebauung „Möbelbörse“, östlich des Plangebie-
tes des BP W21, in ca. 40 m Entfernung zur 
Plangebietsgrenze des BP  

 

 
Zukünftige Wohnbaufläche – im Bestand Wald 

 

 
Wallanlagen der ehemaligen Schießanlage 
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Als „Spielplatz“ genutzt  
 
Das Plangebiet besitzt eine Ausdehnung im Maximum von max. etwa 290 m in der Achse 
von Südwest nach Nordost und in der Breite von max. etwa 215 m (Nordwest zu Südost). 
 
Die gegenwärtige Flächennutzung im Plangebiet führt zur folgenden Situation: 
 
Plangebietsgröße        = 43.039 qm  
 
Nutzung Fläche (qm)
Gebäude 0
Vegetationsflächen (Wald) 
Davon ehemalige Schießplatzanlage 

39.954
5.265 

Straßenflurstück  
Davon befestigt 

3.085
550 

Summe 43.039
 
Lage im Stadtraum 
 
Das Plangebiet des BP W21 liegt am südwestlichen Siedlungsrand von Beeskow (westlich 
der Spree). Die nach Norden/Nordosten von Siedlung freie Fläche ist dem Standort des 
Wasserwerks Beeskow und dem damit verbundenen Trinkwasserschutz geschuldet. 
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Bild – Lage BP W 21 (rote Markierung) im Siedlungsraum Beeskow 
 
2.3 Erschließung 
 
verkehrliche Anbindung: 
 
Die verkehrliche Anbindung (Kfz) des Plangebietes erfolgt über die Lübberner Chaussee. 
Das Plangebiet ist unmittelbar anliegend an dieser Straße. Eine Zufahrt für KfZ in das Plan-
gebiet ist noch nicht vorhanden, es gehen lediglich Waldwege von der Lübbener Chaussee 
in das Plangebiet bzw. dessen Umgebung. 
Der Ausbaustand der Lübbener Chaussee ist aufgrund der ehemaligen Bedeutung (die Stra-
ße war vor Bau der Ortsumfahrung (B87) Teil der Verbindungsstraße Beeskow – Lübben) 
gut. Die Straße besitzt eine Bitumenoberfläche, die Regelbreite liegt bei ca. 6,5 m. Auf der 
Südseite der Lübbener Chaussee ist eine Geh-/Radweg vorhanden, ebenfalls mit Bitumen-
oberfläche vorhanden (Regelbreite ca. 2,00.m). 
 

Lübbener Chaussee mit Zufahrten in den 
südlichen Bereich 

Südlich der Lübbener Chaussee gelegener 
Rad-/Gehweg 
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vorhandene Medien: 
 
Die medientechnische Erschließung des Plangebietes soll mittels Anschlüsse an die Medien 
der Versorgungsträger in den vorhandenen öffentlichen Verkehrsräumen (Lübbener Chaus-
see)  erfolgen.  
Da das BP-Gebiet W21 an eine ehemalige Hauptstraße anschließt, südlich der Lübbener 
Chaussee weitere Nutzungen vorhanden sind, wird davon ausgegangen, dass alle relevan-
ten Medien - Telekommunikation, Elektroenergie, Gas, Wasser und Abwasser – grundsätz-
lich auch für das Plangebiet des BP W21 bereitgestellt werden können. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung (für das ehemals geplante 24 ha große Plangebiet) 
haben sich die Versorgungsbetriebe wie folgt geäußert: 
 Wasser- und Abwasserzweckverband Beeskow und Umland – Eine Versorgung mit Trin-

kwasser und eine Entsorgung des Abwassers kann für das BP-Gebiet gewährleistet wer-
den. Im Zuge der Erschließung müssen sowohl Trink- als auch Abwasserleitungen ver-
legt werden. Da die Erschließung schrittweise erfolgen soll, ist auch der Ausbau der 
Trink- und Abwassernetze dem Bautenstand anzupassen. 

 E.DIS AG – Im Bereich des Plangebietes befinden sich keine Stromversorgungsanlagen 
des Unternehmens. Die elektrotechnische Grunderschließung des Plangebietes erfordert 
die Neuerrichtung eines Niederspannungskabelnetzes entlang der geplanten Straßen, 
ferner die Errichtung von schätzungsweise 2 Trafostationen und die Einbindung dieser 
Trafostationen in das im Bereich Lübbener Chaussee bestehende 20kV-Kabelnetz der 
E.DIS AG.  

 Deutsche Telekom Technik GmbH – Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsli-
nien der Telekom. In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende 
Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,5 m für die Unterbringung der 
Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. Hinsichtlich geplanter Baumpflan-
zungen  ist das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungs-
anlagen“ (Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 1989) zu beachten. 
Es wird gebeten, sicherzustellen, dass durch Baumpflanzungen der Bau, die Unterhal-
tung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 
Zur Versorgung der neu zu errichtenden Gebäude mit Telekommunikationsinfrastruktur 
durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und 
außerhalb des Plangebietes erforderlich. 

 
Die Aussagen sind im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange nach § 4 (2) BauGB (mit Schreiben vom 11.12.2017), soweit Antworten vorlie-
gen, auch für das kleinere Plangebiet bestätigt worden.  
 
Regenwasserentsorgung 
 
Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser kann nicht über öffentliche Einrichtungen 
entsorgt werden. Es ist eine Versickerung des Niederschlagswassers vor Ort notwendig. 
 
2.4 Natur und Landschaft 
 
A) Bestand 
 
Naturräumliche Einbindung 
 
Das Plangebiet befindet sich westlich der Spree am südlichen Stadtrand von Beeskow in-
nerhalb des sog. Stadtwaldes. 
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Das Gelände ist an seiner Südostflanke über die Lübbener Chaussee erschlossen, die es 
vom bereits bebauten Gelände in Richtung Spreeufer scheidet. Es liegt eingebettet in Wald-
bereiche, die sich nach Nordwesten bis zur Kohlsorfer Chaussee und darüber hinaus erstre-
cken. Die Waldgebiete sind durch mehrere Wege durchschnitten; auch im geänderten Gel-
tungsbereich verläuft ein Waldweg im südwestlichen Teil. Auf den Kämmen der häufiger auf-
gesuchten Wälle verlaufen Pfade. 
Das Areal befindet sich innerhalb der Spreeniederung, die Teil der naturräumlichen Haupt-
einheit des Ostbrandenburgischen Heide- und Seengebietes ist. Sie durchschneidet von 
Südwesten nach Nordosten die Beeskower Platte. Dieser Raum zeichnet sich durch seine 
charakteristische Abfolge von weithin ebenen Talsandflächen mit einer mittleren Höhenlage 
um 40 m ü. NHN aus, die nur von einigen kleinen Dünen bis auf etwa 45  m über NHN über-
ragt werden.  
Der Naturraum besitzt allgemein nur eine geringe Reliefenergie. Das Gelände im Plangebiet 
selbst ist ebenfalls nur gering bewegt und zeigt in Richtung Nordost-Südwest eine leichte 
Abdachung. Das Plangebiet selbst ist, wie das gesamte Spreetal sehr eben besitzt aber 
künstliche Aufschüttungen in Form lang gestreckter Wälle (ehemalige Schießplatzanlage).  
Die Höhen schwanken etwa zwischen 44-46 m über NHN und die Wälle erreichen maximal 
geringere Werte über 50 m über NHN, der Wasserspiegel der Spree wird mit 40,98 m über 
NHN angegeben1. 
Das Plangebiet besitzt eine Ausdehnung von etwa 290 m in der Achse von Südwest nach 
Nordost und schwankt in der Breite bis zu 215 m. 
 
Das Plangebiet liegt nicht innerhalb der aktuellen Grenzen des Landschaftsschutzgebietes 
„Schwielochsee“ oder innerhalb eines Gebietes, das nach dem Brandenburgischen Natur-
schutzgesetz (BbgNatSchG) geschützt ist. Das LSG beginnt erst östlich der Lübbener 
Chaussee. 
 
Die Abstände von der Plangebietsgrenze zu den nächstliegenden Schutzgebieten betragen: 
LSG Schwielochsee     10 m südöstlich  
NSG Spreewiesen südlich Beeskow  140 m südöstlich  
FFH Spreewiesen südlich Beeskow  140 m südöstlich  
 
(s. auch Abschnitt 3.1.2 Übergeordnete Planungen) 
 
Geologie / Boden (s. auch Abschnitt II.3.1.2 Verkehr/Erschließung) 
 
Die Oberfläche des Naturraums wird überwiegend von geologischen Formationen der letzten 
Kaltzeit (Weichseleiszeit) gebildet. Im Bereich des Bearbeitungsgebiets sind dies Bildungen 
der Talniederung, das heißt Ablagerungen von Fein-, Mittel- und z. T. auch Grobsanden. 
Diese erreichen Mächtigkeiten bis zu 15 m. Andererseits findet sich nacheiszeitliches orga-
nogenes Material aus dem Holozän in den Verlandungsbereichen der alten Spreearme süd-
östlich vom Plangebiet. Örtlich sind im Spreetal auch ebenfalls holozäne Dünenbildungen 
anzutreffen. 
Die Böden der Spreeniederung zeichnen sich durch einen geringen Anteil bindiger Substan-
zen aus, wodurch im Allgemeinen eine hohe Versickerungsleistung aber auch eine hohe 
Grundwassergefährdung vorliegt. 
Die den Naturraum und auch das Plangebiet bestimmenden Substrate, Sande und Tiefleh-
me, sind überwiegend grundwasserbestimmt.  
Vorherrschende Leitbodenform im Bereich des Bearbeitungsgebietes ist die Sand- Rosterde 
geringer bis mäßiger Güte.  
Die Sand-Kiesböden des Plangebiets besitzen im Allgemeinen eine schwach entwickelte 
Humusschicht im Oberboden. Die Substrate sind nur gering erosionsempfindlich und unter-

                                                           
1 Laut Vermessung vom 26.05. 05
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liegen in dieser Hinsicht durch flächige Vegetation und das ebene Relief keinen Konflikten. 
An den aufgeschütteten Wällen sind Erosionserscheinungen u. a. durch Betreten (Kinder-
spiel, Wildpfade) zu verzeichnen. Deren Kämme und einzelne Hangabschnitte sind in der 
Regel vegetationsfrei. Die Böden des Plangebiets besitzen eine hohe Empfindlichkeit ge-
genüber Schadstoffen. 
In dem Teil des Plangebiets der zur ehemaligen Schießanlage gehört, ist anhand des Reliefs 
und der erkennbaren ehemaligen Nutzungen eine Beeinflussung der Böden durch Verfrach-
tung und Aufschüttungen festzustellen.  
Auf diesem Gelände bestehen Beeinträchtigungen des Bodens durch Reste von Baukörpern 
und Stoffeinträge (s. auch. Abschnitt II.3.1.2 Verkehr/Erschließung (Niederschlagswasser) 
mit Auswertung der vorliegenden Bodenprobe). Die Wallanlagen des einstigen Schießplat-
zes wurden für 3 Übungszwecke (Karabiner, Pistole, Handgranate) benutzt. Diese Fläche ist 
im Altlastenkataster verzeichnet. Dort ist außerhalb des Geltungsbereiches des BP bei der  
umweltfachlichen Voruntersuchung gemäß LaGaTR 20 auch eine jüngere Ablagerung mit 
Bauschutt, Schrott, Glasbruch und Plaste-Abfällen aufgefunden worden.2 
Allgemein sind die Bodenfunktionen im Plangebiet durch den langfristigen Waldbestand aber 
weitgehend unbeeinträchtigt.  
 

 
Bild - Übersichtsplan zur Ausgangssituation mit Bebauung; gelbe Fläche= Wald 
 
So sind, außer bei den Wegeflächen und bespielten Bereichen, besonders die Bodenfunkti-
onen als Vegetationsstandort vollständig oder überwiegend erhalten. Auch die Sickerkapazi-
täten sind entsprechend den natürlich anstehenden Substraten nicht eingeschränkt. So kann 
das Niederschlagswasser bislang vollständig im Plangebiet versickern.  

                                                           
Prüfbericht 2930993, SGS Institut Fresenius 10.05. 2016 
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Bild - Übersichtsplan zur Ausgangssituation mit Wald (grüne Fläche, inkl. Lichtungen) und 
wenigen Flächen ohne Vegetation (beige Fläche; Wege) sowie Wällen/Aufschüttungen 
(braun)  
 
Übersicht zur Ausgangssituation: 
 
Flächenkategorie Fläche in m² 
Vegetationsflächen (Wald, Säume) 
davon Schießplatz (im Plangebiet) 
 

41.274 
5.265 

Wege und Wallkämme (abgetreten) 
 

1.215 
 

Befestigt (Straßenflurstück, Beton/Asphalt) 550 
Summe 43.039 
 
Die Gesamtfläche der überschütteten Bereiche der Wallanlagen nimmt eine Grundfläche von 
7.195 m² ein, wovon sich etwa 50% nicht im Geltungsbereich des BP befinden. 
 
Wasser 
 
Innerhalb des Plangebietes existieren keine natürlichen Oberflächengewässer. Die Spree, 
als Gewässers erster Ordnung, verläuft südöstlich des Plangebietes in ca. 0,3 km Entfernung 
(Seitenarm). Das Plangebiet liegt im westlichen Teil der Spreeniederung und besitzt schon 
einen ausgesprochen trockenen Charakter, worauf auch die Vegetation hinweist. Der Über-
schwemmungsbereich der Spree betrifft den Geltungsbereich des BP mit Höhen zwischen 
44 und 46 m über NHN nicht (die relevante Höhe ist mit 41,84 m über NN angegeben). 
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Der Grundwasserflurabstand wird für diese Flächen durch Scholz3 mit etwa 4 m angegeben, 
während er in größerer Spreenähe auf  0,5 – 1,5 m unter Geländeoberkante ansteigt. Weite-
re aktuelle Angaben zum Grundwasserflurabstand im Plangebiet durch Bohrungen liegen 
derzeitig nicht vor (s. auch. Abschnitt II.3.1.2 Verkehr/Erschließung (Niederschlagswasser) 
mit Auswertung der vorliegenden Bodenprobe außerhalb des Plangebietes). Das Grundwas-
ser ist aufgrund des Charakters und der wenig mächtigen Deckschichten mit geringem Bin-
demittelanteil gegen flächenhaft eindringende Schadstoffe nicht geschützt.  
 
Die durchschnittlichen Jahresniederschläge betragen im Gebiet etwa 560 mm. Weit über die 
Hälfte der jährlichen Niederschläge fällt in den Monaten Mai bis September, wenn die Vege-
tation ihren höchsten Wasserbedarf hat. Aufgrund der überwiegend vorhandenen geschlos-
senen Vegetationsdecke hier fast vollständig als Wald, erfolgt die Grundwasserneubildung, 
unter deren Einfluss vorwiegend außerhalb der Vegetationszeit ist aber ohne bedeutende 
Versiegelung und Verdichtung im Plangebiet weitgehend ungestört. 
Nordöstlich des Plangebietes befindet sich das Wasserwerk Beeskow (Entfernung ca. 220 
m). Die rechtskräftig wirksamen Trinkwasserschutzzonen I und II tangieren das Plangebiet 
nicht, die Zone III wird im Nordosten des Plangebietes geringfügig tangiert. Die Stellung-
nahme der unteren Wasserbehörde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger öf-
fentlicher Belange noch zum Plangebiet in der Größe von ca. 24 ha (aktuell hat das Plange-
biet eine Größe von ca. 4,3 ha) brachte keine Einwendungen gegen das Planungsvorhaben.  
Der derzeitige Sachstand zum Thema „Trinkwasserschutzzonen“ ist den Grafiken unter Pkt. 
I.3.2 „Übergeordnete Planungen“ Trinkwasserschutzzonen). zu entnehmen. Danach befindet 
sich das Plangebiet des BP W21 tlw. im Randbereich der TWSZ III des aktuellen Trinkwas-
serschutzgebietes (der Bereich WA 2 und der nördliche Bereich des WA 3), jedoch außer-
halb des Einzugsgebietes zum geplanten Wasserschutzgebiet Beeskow (Stand 2017) und 
auch außerhalb des im Fachgutachten 2015 vorgeschlagenen Wasserschutzgebietes. 
 
Arten / Biotope 
 
Das Gelände ist in Bezug auf die Lebensraumqualität sehr homogen und durch den Wald mit 
Laubbäumen und Kiefern geprägt. Dieser Wald wird nur durch die Wälle der ehemaligen 
Schießanlage strukturiert, zwischen denen auch noch schmale Flächen ohne Bestockung 
existieren. 
Die äußeren Einflüsse auf den Geltungsbereich sind ebenfalls nur von geringer Intensität, da 
die benachbarten Siedlungsteile südlich der Lübbener Chaussee überwiegend nicht sehr in-
tensiv genutzt werden und die Straße selbst, als Sackgasse, auch nur einen geringen Ver-
kehr aufweist. 
Einzig vom Erlebnishof gehen Aktivitäten aus, die sich bis tief in den Waldbestand erstre-
cken. Hier werden Exkursionen und Spiele betrieben, wozu gerade die alten Wallanlagen 
günstige Voraussetzungen bieten. Im Ergebnis sind hier die Wallkämme völlig vegetations-
frei und mehrere „Waldhütten“ bezeugen die Tätigkeit von Kindern.  
 

                                                           
3 E.Scholz, Naturräumliche Gliederung Brandenburgs 1962
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Lübbener Chaussee mit Allee, Radweg und 
Zufahrt zum Kinderbauernhof; links das 
Plangebiet 

Mischwald bestimmt den Geltungsbereich; 
hier Kiefer, Roteiche, Jungfernrebe 

Die Fläche zwischen den Wällen ist noch 
teilweise offen 

Im Kopfbereich der Wälle konzentriert sich 
die Nutzung als Spielplatz; dort existieren 
mehrere „Waldhütten“ 

 

 
Flora 
Die potenzielle natürliche Vegetation für die trockenen Bereiche der Spreetalniederung, ein-
schließlich des Plangebiets, besteht aus Kiefernwald. Auch die aktuelle Vegetation des 
Plangebietes ist überwiegend durch Waldbestand geprägt, der von Kiefern bis 40 cm 
Stammdurchmesser und verschiedenen Laubholzarten gebildet wird. Die wenigen offenen 
Flächen innerhalb der Wallanlagen unterliegen ebenfalls einem mehrjährigen Sukzessi-
onsprozess. Dennoch gibt es dort Bereiche die noch von Gräsern und Stauden z. B. Goldru-
te besiedelt sind. 
Die folgende Liste zeigt prägende und häufig vorkommende Pflanzenarten der Gehölzbe-
stände und der Krautschicht:  
 
Teilbereich Gehölze Kräuter / Gräser 
Waldfläche Kiefern (Pinus sylvestris) bis 40 cm 

Robinien (Robinia pseudoacacia) 
Steineiche (Quercus petraea) 
Birke (Betula pendula) 
Spitzahorn (Acer platanoides) 
Bergahorn (Acer pseudo-platanus) 
Roteiche (Quercus rubra) 

Goldrute (Solidago canadensis) 
Schöllkraut (Chelidonium majus) 
Springkraut (Impatiens noli-
tangere) 
Brennessel (Urtica dioica) 
Vogel-Sternmiere (Stellaria media) 
Wurm-Farn (Dryopteris filix-mas) 
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Holunder (Sambucus nigra) 
Brombeere (Rubus fruticosus) 
Jungfernrebe (Parthenocissus 
quinquefolia) 
Traubenkirsche (Prunus padus) 
Efeu (Hedera helix) 
 

 

Allee 
 

Eiche (Quercus petraea) 
Spitzahorn (Acer platanoides) 
Birke (Betula pendula) 
Zitterpappel (Populus tremula) 
Roteiche (Quercus rubra) 
Bergahorn (Acer pseudo-platanus) 

 

 
Diese kurze Liste, zeigt die typischen, natürlich vorkommenden und einige eingeschleppte 
Pflanzen sowie angepflanzte Bäume des betrachteten Gebietes.  
 
Fauna 
Die betrachteten Flächen sind durch ihre Ausdehnung, differenzierte Exposition und relative 
Störungsarmut gut geeignete Lebensräume für verschiedene Tiergruppen. Dazu zählen in 
erster Linie Vögel, Insekten und Fledermäuse. Für Vögel kommen sie als Nahrungs- und 
Bruthabitat in Betracht. Über die vorkommenden Arten der genannten Gruppen im engeren 
Untersuchungsraum können Angaben auf der Grundlage von faunistischen Erfassungen 
gemacht werden.  Diese wurden im Zeitraum von Winter bis Oktober 2017 vom Büro „Natur-
beobachtung Brunkow“ Frankfurt (Oder) durchgeführt. Die Ergebnisse können dem Ergeb-
nisbericht der Faunistischen Erfassung des vorgenannten Büros und dem darauf basieren-
den Artenschutzbericht (Anlage 2 zur Begründung) entnommen werden. 
 
Lebensraumqualität:  
Grundsätzlich wurde eine relativ hohe Artenvielfalt bei Pflanzen festgestellt, die sich aus der 
Standortdifferenzierung (Hangneigung, Feuchte, Beschattung) und aus der Beimengung von 
gärtnerisch eingebrachten zu den wild lebenden Arten ergibt. Es finden sich im engeren und 
weiteren Umfeld auch Flächen mit ähnlicher Ausstattung. Eine Einzelstellung im flachen 
Spreetal haben die aus den aufgeschütteten Wällen hervorgegangenen Sekundärbiotope, 
die allerdings auch Anziehungspunkte für das Kinderspiel sind. 
Große Bäume und aufkommende Gehölze der Sukzessionsflächen bieten für Vögel mit ver-
schiedenen Ansprüchen, geeignete Brutmöglichkeiten. Dabei stellt der Bereich an der Lüb-
bener Chaussee eine Waldrandsituation dar, die zu den teilweise offenen Flächen des südli-
chen Siedlungsgebietes bis hin zur Spree überleitet. 
Für Reptilien sind keine optimalen Bedingungen gegeben, da die Vegetation im Allgemeinen 
sehr dicht ist uns stark verschattend wirkt. Offene Sandflächen finden sich auch nur auf den 
abgetretenen Bereichen der Wälle oder auf Waldwegen die beide ebenfalls stark beschattet 
und durch Störungen belastet sind und damit den Anforderungen der Reptilien (Wärmespei-
cherung) nicht genügen. Durch das Begehen/Befahren und Kinderspiel würden auch bei ei-
nem Vorkommen von Reptilien dort ständig Tierverluste auftreten.  
Für Fledermäuse bietet das Plangebiet potentielle Sommer- und ggf. auch Winterquartiere 
im älteren Baumbestand mit Höhlungen an. Diese sind aber auch im Umfeld innerhalb der 
ausgedehnten Wälder sowie im reich strukturierten und nicht intensiv genutzten Siedlungs-
bereich südlich der Lübbener Chaussee reichlich vorhanden.  
Die vorhandenen Quartiere wurden bei den Erfassungen ermittelt und daraufhin das Plange-
biet entsprechend angepasst, so dass diese nun nicht mehr im beplanten Gelände liegen.  
Die Nahrungshabitate der Fledermäuse befinden sich eher außerhalb des Plangebietes, be-
sonders in Richtung der Spree, bei den dortigen Offenflächen oder am Gewässer selbst. 
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Neben den Fledermäusen treten weitere Säugetiere wie Reh- und Schwarzwild häufig auf. 
Davon zeugen mehrere Wildwechsel an den Dämmen mit unzähligen Einzelspuren. 
Neben den Möglichkeiten für xylobionte Insekten bieten besonders die wenigen kleinen Lich-
tungen mit artenreicherer Krautschicht zahlreichen Arten dieser Klasse geeigneten Lebens-
raum.  
Insgesamt kann der Geltungsbereich bislang durch verschiedene Säuger, Vögel, Insekten 
und andere Wirbellose gut genutzt werden und stellt für diese einen wenig beeinträchtigten 
Lebensraum dar.  
 
Beeinträchtigungen: 
Die unmittelbaren Beeinträchtigungen ergeben sich aus der benachbarten, geringen Bebau-
ung mit Wohnhäusern und dem Erlebnishof sowie durch die Lübbener Chaussee und Wald-
wege. Vom AWO Erlebnishof gehen Aktivitäten bis tief in die Waldbereiche hinein aus. Dort 
finden besonders die Wallanlagen Interesse für die Spiele von Kindergruppen bis hin zu 
„baulichen Aktivitäten“ (s. Foto oben) im Rahmen erlebnispädagogischer Teambildung. Be-
lastungen durch Fahrzeugverkehr treten dagegen durch die Situation als Sackgasse an der 
Lübbener Chaussee nur in geringem Umfang auf. Sie sind in den Waldflächen nahe der 
Kohlsdorfer Chaussee ungleich höher (LKW-Verkehr, Zubringer zur Bundesstraße). 
 Aktivitäten von Kindergruppen im Plangebiet, sonstige Waldbesucher (z.B. Hundebesit-

zer) 
 Nähr- und Schadstoffeintrag (aus umliegender Siedlung) 
 Erschließungsverkehr an der Lübbener Chaussee (gering) und Transitverkehr der Kohls-

dorfer Chaussee (stärker, L 422)  
 Beunruhigung aus benachbarten Wohngrundstücken durch Menschen, Maschinen und 

Haustiere (frei laufende Katzen) an der Lübbener Chaussee  
 
Leistungsfähigkeit: 
Die Flächen des Plangebietes sind durch den vorhandenen dominierenden Baumbestand 
kaum differenziert, aber insbesondere in der Krautschicht mit verschiedenen Elementen un-
terschiedlicher Vegetationsgesellschaften ausgestattet. So besitzt der Geltungsbereich 
durchaus eine gewisse Biodiversität, die gerade der anthropogenen Vorprägung durch die 
Schießanlagen und den dort teilweise noch laufenden Sukzessionsprozessen zu danken ist. 
Insofern stellt die gegenwärtig angetroffene Situation im Inneren der Wallanlagen nur einen 
Übergangszustand dar. Ohne Einflussnahme des Menschen wird mittelfristig jedoch eine 
Homogenisierung stattfinden die letztendlich zu einer vollständigen Bestockung führt und die 
letzten Offenflächen gehen verloren. Die aktuelle Leistungsfähigkeit des Lebensraumes mit 
großer Ausdehnung (mit umliegenden Waldflächen) und nur gelegentlichen Störungen durch 
Menschen ist hochwertig und kann durch Fortbestand des Waldes ohne Holzentnahme wei-
ter gesteigert werden.  
 
Empfindlichkeit: 
Aufgrund der langen Entwicklungszeit der vorgefundenen Vegetationsgesellschaften, meist 
auch ohne intensive menschliche Einflussnahme (außer ehem. Schießanlagen) und der La-
ge des Plangebietes innerhalb ausgedehnter Waldflächen des sog. „Stadtwaldes“, mit gering 
differenzierten Pflanzengesellschaften (Krautschicht), wird die Empfindlichkeit dieser Le-
bensräume mit hoch eingestuft. Sie sind nach Beeinträchtigungen bzw. Zerstörung nur lang-
fristig wieder herstellbar bzw. bilden sich durch natürliche Sukzession erst in Jahrzehnten 
wieder heraus. 
 
Besonderer Artenschutz  
Auf Grund der spezifischen Standortfaktoren und die vorhandenen Ausstattung, welche 
durch die weitgehende Bestockung des Plangebietes bestimmt werden, sind die Aspekte des 
besonderen Artenschutzes von hoher Bedeutung.  Sie wurden für eine ausgewählte Gruppe 
von relevanten Arten betrachtet.  
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Die Waldgebiete stellen einen geeigneten Lebensraum für die Klassen der Vögel, Insekten 
und Säuger dar, welcher durch die angrenzenden Siedlungselemente nur wenig aber mehr 
als in siedlungsferneren Waldgebieten üblich, gestört wird. Für andere Gruppen wie Reptilien 
und Amphibien fehlen geeignete Strukturen z.B. für Rückzugsmöglichkeiten oder Laichge-
wässer (mind. 300 m bis zum Spreeufer). 
 
Der unteren Naturschutzbehörde lagen bereits zur frühzeitigen Beteiligung der Träger öffent-
licher Belange (zum BP W21 hier noch mit der erheblich größeren Plangebietsfläche von 24 
ha) konkrete Angaben zu vorkommenden Fledermausarten vor.  
Danach traten in dem Waldgebiet westlich der Lübbener Chaussee die Rauhautfledermaus, 
der Große Abendsegler, die Mückenfledermaus und das Braune Langohr auf. Alle sind Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie. Im ursprünglich vorgesehenen Geltungsbereich sind 
Wochenstuben für die Rauhautfledermaus und den Großen Abendsegler, für letzteren auch 
Winterquartiere angegeben worden. Bei der Rauhautfledermaus handelt es sich um den letz-
ten lokalen vitalen Bestand.4 Sie gehört zu den Wasserfledermausarten, die auf abwechs-
lungsreiche und gewässernahe Lebensräume angewiesen sind. Lebensräume die diesen 
Ansprüchen entsprechen, können mittelfristig nicht hergestellt werden, so dass im vorliegen-
den Fall das Eintreten der Verbotstatbestände des §44 BNatSchG von der uNB als wahr-
scheinlich betrachtet wurde. 
Nach darauf erfolgter, erheblicher Reduzierung der zu betrachtenden Fläche von 24 ha auf 
etwa 4 ha und weiteren Abstimmungen mit der unteren Naturschutzbehörde wurden faunisti-
sche Untersuchungen zu aktuellen Vorkommen von Fledermäusen Vögeln und Insekten be-
auftragt. Damit sollte auch geprüft werden, ob die verbleibenden Waldbestände die ökologi-
sche Funktion der von dem Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumli-
chen Zusammenhang weiterhin erfüllt werden kann. Diese faunistischen Erfassungen wur-
den im Zeitraum von Winter bis Oktober 2017 vom Büro „Naturbeobachtung Brunkow“ 
Frankfurt (Oder) durchgeführt. Die Ergebnisse können dem Ergebnisbereicht der Faunisti-
schen Erfassung des vorgenannten Büros und dem darauf basierenden Artenschutzbericht 
(Anlage 2 zur Begründung) entnommen werden. 
 
Die Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Aspekte (hier Fledermaus-Wochenstuben) 
führt zu einer erneuten Änderung der Plangebietsgrenzen für den Bebauungsplan W21. 
Nunmehr wird das Plangebiet unter Berücksichtigung der Wochenstuben wie unten darge-
stellt ausgewiesen: 
 

                                                           
4 Stellungnahme Landkreis Oder-Spree vom 15.02.2017 
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Bild – Standorte Fledermaus-Wochenstuben (rote Kreuze) lt. Ermittlung Büro Naturbeobach-
tung Brunkow zum Plangebiet BP W21 (rote Linie = Plangebietsgrenze) aktueller Stand 
 
 
Klima / Luft 
 
Das Plangebiet befindet sich im Wirkungsbereich des gemäßigten Übergangsklimas zwi-
schen der maritimen und der kontinentalen Klimazone. Im Rahmen der forstwirtschaftlichen 
Standortkartierung wird bei dieser Form (Ostdeutsches Binnenklima) auch vom trockenen 
Klima des Tieflandes gesprochen und dieses als "Südmärkisches Klima" bezeichnet.  
Nach Messdaten der Stationen Müncheberg und Lindenberg beträgt in der Region: 
1. die mittlere Monatstemperatur 18 bis 19 °C im Juli und -1,2 im Januar, 
2. die Jahresdurchschnittstemperatur 8,1 °C, 
3. das mittlere Jahresmaximum 32,4°C,  
4. das mittlere Jahresminimum -17,7°C.  
Die durchschnittlichen Niederschlagsmengen pro Jahr betragen um 560 mm, das statistische 
Maximum liegt mit 65 mm im Monat Juni.  
 
Für Lindenberg wurden zwischen 1961 und 1990 ein minimaler Jahresniederschlag von 361 
mm und ein maximaler Jahresniederschlag von 738 mm ermittelt.5 
Die vorherrschende Windrichtung liegt bei Südsüdwest bis Westnordwest mit einer Durch-
schnittsgeschwindigkeit von 3,5 m/s. 
Es handelt sich somit um ein Areal mit relativ warmen Sommern und mäßig kalten Wintern. 
 
Das von der Planung betroffene Areal unterliegt nahezu vollständig dem lokalklimatischen 
Charakter geschlossener Waldflächen, da es fast vollständig überschirmt wird. Nur an der 
Lübbener Chaussee und innerhalb der Wälle des ehemaligen Schießplatzes existieren noch 
gelegentlich besonnte Flächen durch eine schmale Lichtung. In diesem fast gleichförmigen 

                                                           
5 Klimagutachten des DWD Potsdam 1992



21 

 BP W21 „Südwald“ Beeskow                          BEST PLAN 

Mikroklima differiert auch die Vegetation der Krautschicht trotz unterschiedlicher Expositio-
nen nur wenig.  
Somit ist im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes von stark verminderter Ein-
strahlung am Tage und Abkühlung in der Nacht auszugehen, der einen verstärkten Aufhei-
zungseffekt von Oberflächen nicht zulässt. Die daraus folgenden geringeren Temperaturun-
terschiede und der verringerte Luftaustausch innerhalb des Waldes bewirken eine Minderung 
der Verdunstungsrate und eine höhere Luftfeuchtigkeit. Da der Baumbestand zu einem nicht 
unerheblichen Teil auch aus Laubholzarten besteht, ist die Strahlungsreduktion außerhalb 
der Vegetationszeit deutlich weniger ausgeprägt. Wesentlich prägend sind zudem auch die 
anstehenden wenig bindigen Bodensubstrate, die Wasser nicht speichern können und eher 
in die Richtung eines trockenen Standortes wirken.  
Die Abgas- und Lärmbelastung durch Kraftfahrzeugverkehr ist im Plangebiet als sehr gering 
einzustufen. Auch die nahe der Lübbener Chaussee gelegenen Teile werden von dem sehr 
geringen Verkehrsaufkommen nicht beeinträchtigt, da hier nur noch Zielverkehr zu wenigen 
Gebäuden/Anlagen stattfindet. Weiter nördlich wird der Einfluss der Kohlsdorfer Chaussee 
(L422) stärker, die ein deutlich höheres Verkehrsaufkommen zeigt, da sie Zubringer zur 
Ortsumfahrung, der B87 ist (LKW-Verkehr) und nur etwa 75 m entfernt nördlich zum Plange-
biet des BP W21 verläuft (s. auch Punkt II.3.1.3 „Emissionen“) 
 
Landschaftsbild 
 
Das Landschaftsbild wird in der Umgebung des Plangebietes am Stadtrand durch ausge-
dehnte Waldflächen und die sehr heterogene, meist ein- bis zweigeschossige Bebauung 
südlich der Lübbener Chaussee, bestimmt. An dieser Straße besteht eine teilweise lückige 
Allee aus Bäumen mehrerer Arten. Die Lübbener Chaussee wird auf der Nordseite nur von 
einem schmalen Saum begleitet, der unmittelbar an den Hochwald des Plangebietes an-
grenzt.  
Auf das Plangebiet gibt es keine Sichtbeziehungen aus dem Mittel- und Fernbereich da es in 
weitere Waldflächen eingebettet ist. Auch innerhalb des Gebietes ist durch den Baumbe-
stand und eine teilweise gut ausgebildete Strauchschicht nur die jeweils nächste Umgebung 
wahrnehmbar. Schneisen bilden die wenigen Wege und die überwiegend noch freie Fläche 
zwischen den Erdwällen der ehemaligen Schießanlage. Die vorhandenen unbefestigten We-
ge im Plangebiet entsprechen der geringen Belastung sind teilweise sehr schmal und für 
diesen Teil des Stadtwaldes typisch. 
Die Erdwälle werden häufig begangen und sind am Kamm abgetreten. An deren südwestli-
chem Ende sind auch Reste baulicher Strukturen zu finden, die zusammen mit den Steilhän-
gen gern von spielenden Kindern genutzt werden. 
 
  
B) Bewertung 
 
Boden 
 
Im Plangebiet bestehen bislang nur in einem kleinen Bereich Beeinträchtigungen des Bo-
dens, die durch Überschüttung, Verdichtung und kleinere Reste baulicher Anlagen (Mauern) 
hervorgerufen werden. Die geplante bauliche Entwicklung wird die bisherige Situation mit 
den Werten der maximal zulässigen Versiegelung wesentlich verändern; d.h. erhebliche Ein-
griffe in das Schutzgut Boden werden durch Realisierung des Bebauungsplanes auftreten. 
Zur Minderung dieser Wirkungen sind jedoch möglichst große Teilflächen mit Erhalt der Bo-
denfunktionen zu sichern. Bei den Flächenbefestigungen sind total versiegelnde Systeme zu 
vermeiden und sollen z.B. an Stelle von  Ortbeton oder Asphalt, Pflastersysteme eingesetzt 
werden. 
Temporäre Gefährdungen ergeben sich bei der Errichtung der Gebäude in den 3 Allgemei-
nen Wohngebieten und der Anlage befestigter Flächen sowie weiterer Infrastruktur durch 
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Baumaschinen (Treib- und Schmierstoffe) bzw. durch Bodenverdichtung oder Lagerung von 
Baumaterialien. Bei Einhaltung der geltenden technischen Regeln und Normen sind solche 
Eingriffe aber vermeidbar. 
 
Aus den Festsetzungen des BP ergeben sich folgende Flächen mit Eingriffen in die Boden-
funktionen: 
 
Gebiets-Nr. 
 

Größe (m²) GRZ Bebaubare 
Fläche (m²) 
 

Überschrei-
tung n. § 
19(4) BauN-
VO 

gesamt (m²) 

WA1  15.648 0,3 4.694 2.347 7.041 
WA2  11.771 0,3 3.531 1.766 5.297 
WA3  8.485 0,3 2.546 1.273 3.819 
Summe 35.904  10.771 5.386 16.157 
      
Verkehrsfläche  7.015  2.735*  2.735* 
Verkehrsf. bes. Zw 120  80*  80* 
Summe 43.039  13.586  18.972 
* Die Fläche ergibt sich aus einer Hochrechnung für die neuen Verkehrsflächen – Straße 
b=4,75m, Grundstückszufahrten - + vorhandene Fläche Lübbener Chaussee. 
 
Die neuen Erschließungsstraßen werden mit einer Regelbreite von 4,75 m ausgebaut. Es 
wird der Einbau einer kostengünstigen Asphaltdecke angenommen, die mit einer vollständi-
gen Versiegelung verbunden ist.  
In der Summe ergeben sich so überbaute und befestigte Flächen in einer Größenordnung 
von 18.972 m² (16.157+2.735+80). 
In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) verbleiben 19.747 m² Vegetationsfläche und 4.320 
m² innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen. 
Demgegenüber stehen Einschränkungen der Bodenfunktion im Bestand, die aus dem vor-
handenen Erschließungswegen und den überschütteten Flächen der Wallanlagen und sons-
tigen Aufschüttungen resultieren. Auf diesen Flächen ist die Sickerfunktion für Niederschlä-
ge noch (eingeschränkt) gegeben und sie stellen auch tlw. Vegetationsstandorte dar, solan-
ge keine intensive Nutzung  stattfindet. Die genannten Flächen weisen folgende Werte auf: 
 
Fläche Einschränkung 

der Bodenfunktio-
nen 

Fläche  
in m² 

Flächenbilanz i.S. 
einer versiegelten 
Fläche in m² 

Wald  39.954  
davon unbelastet  

0% 
33.474  

0 
davon verdichtete 
Waldwege 

40% 1.215
 

486 

davon Wälle der 
Schießplatzanlage 

40% 5.265 2.106 

Straßenfläche 3.085  
davon unbefestigt 0% 2.535 0 
davon Asphalt 100% 550 550 
SUMME  43.039 3.142 
 
 
Damit wurden im Ausgangszustand Belastungen für die Bodenfunktionen in einer äquiva-
lenten Größenordnung von 3.142 m² errechnet. 
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Dem stehen die geplanten Eingriffe gegenüber, die sich aus der bebaubaren Fläche in 
den Allgemeinen Wohngebieten mit 10.771 m², den zulässigen Überschreitung für eben-
anlagen nach §19 BauNVO mit 5.386 m² und 2.815 m² Verkehrsfläche, die befestigt wer-
den, gegenüber. 
Die überbaubaren Flächen in den WA und 50% der zulässigen Überschreitungen (2.693 
m²) werden als voll versiegelte Flächen angenommen, die Restlichen mit Pflastersyste-
men (möglich ist noch geringerer Versiegelungsgrad z.B. Kies-/Schotterwege). Die befes-
tigten Verkehrsflächen werden zu 80 % oder 2.252 m² mit Asphaltdecke und zu 20 % (563 
m²) mit Pflasterdecke angenommen. 
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    Flächenbilanz zur Versiegelung BP W21     
              

  
Bau-

gebiete

Gebäude, Anla-
gen nach 

§19(4)BauNVO, 
Aufschüttungen 

Nebenanlagen, 
Verkehrsflächen Waldwege Wälle 

Sportflächen, Ab-
lagerungen Vegetationsfläche

Bestand 
/Planung   B P B P B P B P B P B P 
Fläche   550 10.771   2.693 1.215   5.265 0 0 0 33.474 19.747 

      2.693   563             2.535 4.320 
      2.252                     
                            
                            
                            
                            

Summe P 43.039                         
Summe B 43.039 550 15.716 0 3.256 1.215 0 5.265 0 0 0 36.009 24.067 
Differenz   15.166 3.256 -1.215 -5.265 0 -11.942 

Art der Beein-
trächtigung 

  

Versiegelungen 
durch Gebäude, 

Wege, Fundamen-
te u.a. Anlagen 

Versiegelungen 
durch Pflaster, 
kleinf. Platten 

Schotter, Sand     
leicht verdichtet Aufschüttung 

Sand unverdichtet, 
Sportrasen 

Pflanzflächen, 
Landschaftsrasen, 

Wiese 
Einschränkung 
d. Bodenfunkti-

on   100% 80% 40% 40% 10% - 
anrechenbare 

Fläche 15.178,8 15.166 2.604,8 -486 -2.106 0 - 
 
Alle Angaben erfolgen in m². Die Einschränkung der Bodenfunktion wurde angelehnt an Werte der Umweltbehörde Hamburg (1984) und der Universität Hannover ermittelt.  
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Damit ergibt die in Folge der Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässige Mehrversiege-
lung gegenüber dem Bestand einen Wert von 15.179 m².  
In dieser Größenordnung besteht Kompensationsbedarf für den Verlust an Bodenfunktionen. 
Die vorgesehenen Ersatzmaßnahmen sind unter Pkt. 3 -Auswirkungen auf die Umwelt- be-
schrieben. 
 
Arten / Biotope 
 
Der Wirkungsgrad der Biotope innerhalb eines Landschaftsraumes ergibt sich im Wesentli-
chen aus der Qualität der Einzelbiotope bzw. der Biotopkomplexe und deren Vernetzung. 
Dafür sind die wichtigsten Bewertungskriterien die Seltenheit der vorhandenen Biozönosen, 
ihr Alter, ihre Ersetzbarkeit und die Bedeutung für andere Bereiche, d.h. im Biotopverbund. 
Der betrachtete Geltungsbereich ist auf Grund seiner flächigen Vegetationsausstattung und 
des relativ geringen Störungsgrades als aktuell eher artenreich einzuschätzen. Viele der vor-
kommenden Gehölze und die meisten anderen Pflanzen haben sich durch natürliche Suk-
zession eingefunden, andere sind als wahrscheinlich aus dem angrenzenden Siedlungsge-
biet über Gartenabfälle eingeschleppt worden. 
Auf Grund dieser Qualität wird durch die geplante Bebauung des Plangebietes die Lebens-
raumeignung für viele der aktuell vorkommenden Arten wesentlich verändern oder gänzlich 
aufheben. Mittel- und langfristig können hier nur die unempfindlichen Arten der Gärten und 
Siedlungen weiter mit dem Menschen koexistieren, was  insbesondere auf Vögel, Insekten, 
Spinnentiere und einige Kleinsäuger zutrifft. Diese Arten sind auf die vom Menschen ge-
schaffene Offenfläche oder Strukturen angewiesen, die Naturelemente ersetzen und es ih-
nen z.B. erlauben das artspezifische Brutverhalten durchzuführen. So sollen durch die Fest-
setzungen des Bebauungsplanes (Geringe GRZ und Pflanzgebote) auch Flächen gesichert 
und strukturiert werden,  die nachhaltig für einige der gegenwärtig auftretenden Arten eine 
geeignete Lebensraumqualität wieder entstehen lassen.  
Dennoch gehen die überplanten Flächen als Waldlebensraum verloren und ihre Funktionen 
als solcher können nur an anderer Stelle durch Ersatzmaßnahmen kompensiert werden.  
In Abstimmung mit der Forstbehörde wurde bereits ein Ersatzbedarf für 4,0 ha Wald durch 
Erstaufforstung festgelegt. Dazu bietet die Stadt Beeskow eigene Flächen in der südöstli-
chen Gemarkung an. Dort stehen bis zu 9 ha zur Verfügung die bereits in der 53. FNP Ände-
rung (Änderungsfläche 3) für diese Entwicklung vorgesehen waren. Darüber hinausgehender 
Ersatzbedarf soll durch waldverbessernde Maßnahmen kompensiert werden. Hierzu sind in 
Abstimmung mit der unteren Forstbehörde die Standorte benannt worden. Es ist das Ziel der 
Stadt Beeskow, vor Abschluß des BP-Verfahrens die Waldumwandlung rechtlich verbindlich 
abzuschließen. (s. dazu auch Pkt. II.1.2 „Verfahren“ Stellungnahme der unteren Forstbehör-
de) 
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Bild - Ausschnitt 53. FNP Änderung der Stadt Beeskow, Änderungsbereiche 1 – 3 
 
Durch eine geringe GRZ verbleiben potentielle Vegetationsflächen, die der Wohnbebauung 
entzogen und als Hausgärten genutzt werden können.  Insgesamt werden also auf mehr als 
55% (19.747 m²) der Allgemeinen Wohngebiete und auf 55,9% (24.067 m²) des gesamten 
Geltungsbereiches des BP keine bebaubaren oder zu befestigenden Flächen festgesetzt um 
den Belangen des Natur- insbesondere des Boden- aber auch des Artenschutzes gerecht zu 
werden.  
Die verbleibenden Vegetationsflächen sollen mit Gehölzen wieder aufgewertet werden.  
Wenn umfangreiche Pflanzmaßnahmen und deren Unterhaltung umgesetzt werden, kann die 
langfristige Wiederherstellung einer als Lebensraum geeigneten Biotopstruktur für einige der 
bereits vorkommenden Arten (Vögel, Insekten, Wirbellose, Kleinsäuger) erreicht und deren 
lokale Bestände auch im Geltungsbereich gesichert werden. So können dann z.B. Fleder-
mäuse nicht nur Quartiermöglichkeiten vorfinden sondern auch ein bislang so nicht vorhan-
denes Nahrungshabitat. 
Da die umgebenden Waldflächen bestehen bleiben und auch gut miteinander vernetzt sind, 
kann auch angenommen werden, dass allen Populationen der nur an diesen Lebensraum 
gebundenen Arten auch weiterhin ausreichende Flächen zur Verfügung stehen und sie damit 
nicht bedroht sind.  
 
Als Ziele des besonderen Artenschutzes gehen aus dem Verlust der Vegetation für die durch 
Wohngebäude geprägten Allgemeinen Wohngebiete WA1 bis WA3 die folgenden allgemei-
nen Maßnahmen für Arten und Lebensgemeinschaften hervor: 
 
Förderung und Erhalt von Lebensräumen / Nistplätzen: 
 Strukturierung der Bauflächen mit Einzelgehölzen, Gruppen und Hecken 
 Sicherung bzw. Ergänzung der Allee an der Lübbener Chaussee 
 Anlage und Erhalt von Niststrukturen wie Trockenmauern, Totholzstapeln (Benjes-Hecke), 

sonnenexponierten Wänden, Holzstapeln u. a. 
 Erhaltung von offenen Erdoberflächen und unbefestigten Gehwegen 
 zusätzliches Anbringen von Quartieren und Nisthilfen in Grünflächen oder an Gebäuden 
 Angebot an mikroklimatisch differenzierten Standorten (z.B. besonnte Offenflächen, He-

cken, verschattete Bereiche) 

 
 

3

2 
1 
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Förderung des Nahrungsangebotes: 
 Förderung des Trachtangebotes durch Pflanzung bzw. Ansaat von standortgerechten, 

überwiegend heimischen Gehölzen, Stauden und Obst 
 Duldung von Wildkräutern 
 Verzicht auf den Einsatz von Herbiziden auf den Grünflächen und Verkehrsrandbereichen 

(Säume) 
 
Klima / Luft 
 
Der Waldbestand mit seiner fast vollständigen Überkronung und Verschattung der Flächen 
bedingen das typische gemäßigte Waldklima auch im Geltungsbereich. Dieses zeichnet sich 
durch gebrochene Winde, eine verminderte Ein- und Ausstrahlung und durch höhere Luft-
feuchtigkeit auf den von Vegetation bedeckten Flächen aus. Die Effekte des Waldklimas wir-
ken sich auch in geminderter Form auf die Lübbener Chaussee aus, die von einer in gleicher 
Weise wirkenden Allee gesäumt wird. 
Ein Verlust der Waldbäume und die Versiegelung durch Baukörper und befestigte Flächen 
werden zu erheblichen negativen klimatischen Effekten im Geltungsbereich führen. Diesen 
wirken kurzfristig nur die verbleibenden Waldbestände von Nordosten bis Südwesten entge-
gen. Um zumindest mittel- und langfristig wieder die positiven klimatischen Wirkungen von 
Bäumen und Sträuchern zur Geltung kommen zu lassen, sollten entsprechend durch Be-
grenzung der überbaubaren Flächen und festgesetzte Pflanzungen Voraussetzungen ge-
schaffen werden. So kann wieder eine zunehmende Überschirmung von Teilflächen durch 
Bäume bewirkt werden. Die in den Allgemeinen Wohngebieten und an den Erschließungs-
straßen möglichen Pflanzungen tragen erheblich zur Lebensqualität (Mikroklima, Stadtbild) 
für deren Einwohner bei.  
 
Landschaftsbild 
 
Bei einer baulichen Entwicklung der Fläche des BP Nr. W 21 wird im Rahmen der geplanten 
Festsetzungen ein erheblicher Unterschied im Nah- und Mittelbereich für die Stadteingangs-
situation an der Südseite der Lübbener Chaussee zu verzeichnen sein, da sich das Sied-
lungsgebiet auch auf die nördliche Straßenseite ausdehnt und hier etwa 4 ha Wald verloren 
gehen. Die mit der Rodung des Waldgebietes verbundenen Beeinträchtigungen des Orts- 
und Landschaftsbildes sowie des potenziellen Erholungswertes wurden in der Stellungnah-
me der unteren Naturschutzbehörde zur frühzeitigen Beteiligung der TöB als erheblich und 
nachhaltig beurteilt und unterliegen der Eingriffsregelung nach §15 BNatSchG. Auch dieser 
Einwand führte zu einer deutlichen Verringerung auf ca. ein Sechstel der betroffenen Fläche, 
von ca. 24 ha auf ca. 4 ha. 
Dadurch ist die Wahrnehmbarkeit aus dem Mittel- und Fernbereich auf Grund des an drei 
Seiten rahmenden Waldbestandes auch weiterhin nicht gegeben.  
Durch die Entwicklung des Geltungsbereiches zu Wohnbauland mit Eigenheimbebauung 
wird aber weiterhin eine grundsätzliche Abweichung zur aktuellen städtebaulichen Struktur 
auftreten, da die bisher einseitige Bebauung der Lübbener Chaussee auch auf deren nördli-
che Seite ausgedehnt wird. Die bedeutende Erweiterung der Siedlungsflächen im Südwesten 
Beeskows wird damit im Stadtbild sehr deutlich erlebbar. 
Da die von der Eigenheimbebauung durch den B-Plan festgesetzten Maße die Werte des 
Bestandes jenseits der Lübbener Chaussee nicht überschreiten und eher darunter bleiben 
(Lagerhallen, Garagenkomplexe, Schule) werden die dadurch bestehenden Missstände zu-
mindest nicht verstärkt. Der Bebauungsplan nimmt nur die Baukörperproportionen der Ei-
genheime des südöstlich angrenzenden Gebietes auf und verändert die bestehende Situati-
on nur quantitativ. Von Bedeutung für das Stadtbild ist im beeinträchtigten Abschnitt der 
Lübbener Chaussee nun zunehmend die Allee. Sie besteht zwar aus älteren Bäumen, diese 
fehlen aber mehrfach und gehören sehr unterschiedlichen Arten an. Unabhängig von mögli-
chen Baumverlusten sollte hier eine Vervollständigung ggf. auch ein Umbau eingeleitet wer-
den.  
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2.5 Altlasten 
 
Im Plangebiet sind mit der Nutzung der Schießplatzanlage verbundene Altlasten vorhanden, 
deren Ausmaße jedoch vergleichsweise gering sind und mit der Vorbereitung des Baufeldes 
(Nivellierung der Wallanlagen) entsorgt werden können. Mit der Umsetzung des BP soll da-
mit gleichzeitig die Altlastenproblematik des Bereichs bereinigt werden. Dies ist ebenfalls ein 
Grund für die Lage des BP-Gebietes. 
 
Die untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde hat im Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (Stellungnahme des Land-
kreises vom 15.02.2017) dazu folgende Aussagen getroffen: 
Auf der Fläche (Gemarkung Beeskow, Flur 7, Flurstück 27) befindet ich eine Altlastver-
dachtsfläche i.S. des § 2 (6) BBodSchG. Bei dem Areal handelt es sich um einen Schieß-
stand, welcher unter der Registriernr. 0514670143 im Altlastenkataster geführt wird. 
Das Areal wurde seit 1938 als Schießplatz, zuletzt bis 1990 von der Westgruppe der sowjeti-
schen Streitkräfte  (WGT), genutzt. Als Hauptbetrieb können Schieß- und Sprengübungen 
benannt werden. Dieser Umgang mit sprengstofftypischen Stoffen rechtfertigt die Einordnung 
der Anlage als Rüstungsaltlast. 
Im Jahre 2016 erfolgte eine umweltfachliche Voruntersuchung, die eine erhöhte Akkumulati-
on von Schwermetallen im Hauptzielbereich der Schießanlage bestätigt. Vor allem Auffällig-
keiten bei Schwermetallen (Blei, Kupfer, Zink) konnten dokumentiert werden. Eine Einzelfall-
prüfung für Explosivstoffe  und deren Abbauprodukte wurde bislang noch nicht durchgeführt. 
Indem die Altlastenverdachtsfläche mit der Errichtung von Wohngebäuden eine bauliche 
Nutzung erfahren soll, ist gemäß § 9 (3) Nr. 3 BauGB eine Kennzeichnung als „erheblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet“ im BP erforderlich. 
Weiterführende Untersuchungsmaßnahmen in Bezug auf die Abfalldeklaration sowie die Bo-
denanalytik sind mit der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde abzustimmen. 
 
Da sich die Altlasten des Plangebietes im Bereich der Schießplatzanlage befinden, diese 
durch Wallanlagen gekennzeichnet sind, die im Rahmen der Baufeldvorbereitung abgetra-
gen werden müssen, wurde im Verlauf des Verfahrens durch die Stadt Beeskow folgende 
Vorgehensweise vorgeschlagen: 
 Die Stadt Beeskow sichert der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde nach-

weislich vor dem Satzungsbeschluß zum BP W21 zu, dass vor jeglicher baulicher Nut-
zungsinanspruchnahme des Bereichs eine 100%ige Altlastensanierung des Bereichs 
entsprechend Vorgaben der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde erfolgt.  

 Die weiteren dafür notwendigen Untersuchungen und die Maßnahme selbst finden in Ab-
stimmung mit der untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde statt. 

 Gleiches gilt auch für eine ggf. notwendige Kampfmittelberäumung. 
 Da vor Nutzung entsprechend Festsetzungen im BP W21 somit abgesichert wird, dass 

eine Altlastensanierung stattfindet entfällt im BP die Kennzeichnung als „erheblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet“.  

 
An einem Termin am 23.01.2018 wurde entsprechend die weitere Vorgehensweise mit der 
unteren Bodenschutzbehörde abgestimmt (vertragliche Regelungen zwischen der Stadt 
Beeskow und dem LOS, uBB; Untersuchungsumfänge; mit der Untersuchung wird das Büro 
EUC Energie und Umweltschutz Consult GmbH beauftragt). 
 
Mit Schreiben vom 24.04.2018 hat die Stadt Beeskow aufgrund des modifizierten Plangebie-
tes eine erneute Beteiligung der Behörden/ sonstigen Träger öffentlicher Belange durchge-
führt. Die untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde hat im Rahmen der erneuten 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (Stellungnahme des 
Landkreises vom 17.05.2018) dazu folgende Aussagen getroffen: 
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 In einem Bebauungsplan sollen Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden 
Stoffen belastet sind, gekennzeichnet werden. Eine Kennzeichnung der in Rede stehen-
den Fläche ist bis zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht erfolgt. Bereits in den Stellungnah-
men vom 23.01 .2017 und 04.01 .2018 teilte die untere Abfallwirtschafts- und Boden-
schutzbehörde mit, dass sich innerhalb des B-Plan Gebietes ein ehemaliger Schießplatz 
befindet, der als Rüstungsaltlast unter der Registriernummer 051467043 im Altlastenka-
taster geführt wird. 

 Eine umweltfachliche Voruntersuchung (Stand Mai 2016) bestätigt eine erhöhte Akkumu-
lation von Schwermetallen im Hauptzielbereich der Schießanlage. Vor allem Auffälligkei-
ten bei Schwermetallen (Blei, Kupfer und Zink) konnten dokumentiert werden. Eine Ein-
zelfallprüfung für Explosivstoffe und deren Abbauprodukte (wie bereits in den Stellung-
nahmen vom 23.01 .2017 und 04.01 .2018 gefordert) wurde bislang noch nicht durchge-
führt bzw. sind der unteren Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde nicht bekannt. 
Demzufolge muss weiterhin eine flächendeckende Eignung der ehemals militärisch ge-
nutzten Liegenschaft für eine sensible Nachnutzung als Wohnbaufläche nachgewiesen 
werden. 

 In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass eine flächenrepräsentative Un-
tersuchung nach BBodSchV erst nach vollständiger Beräumung der Fläche möglich ist. 

 Die vorliegende umweltfachliche Voruntersuchung (Mai 2016) der Erdwälle beschreibt ein 
unbestimmtes Abfallaufkommen an Bodenmaterial mit einem erhöhten Belastungspoten-
tial > Z2. Folglich ist mit einem Anfall von gefährlichen Abfällen zu rechnen. Ausführliche 
abfallrechtliche Untersuchungen der Erdwälle erfolgten vom 03.05.2018 bis zum 
04.05.2018. Eine entsprechende Auswertung der Beprobung liegt der unteren Abfallwirt-
schafts- und Bodenschutzbehörde zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht vor. 

 Im Bereich der vermuteten Handgranatenwurfanlage ist der Bodenhorizont 0-60cm unter 
OKG auf sprengstofftypische Stoffe zu untersuchen und nach Vorlage der Untersu-
chungsergebnisse über eine Sanierungsnotwendigkeit zu entscheiden. 

 Die Gesamtfläche des Schießstandes ist flächenrepräsentativ nach den Maßstäben der 
BBodSchV auf jene Stoffe zu untersuchen, die mit Prüfwerten erfasst sind. Für eine Nut-
zung als Wohnbaufläche ist von je 1000 m² Teilfläche aus den Bodenhorizonten – 0-
10cm unter OKG (Kontaktbereich), 10-35cm unter OKG (für Kinder beim Spielen erreich-
barer Horizont sowie für den Fall, dass Nutzgärten zugelassen werden sollen), 30-60cm 
unter OKG (Hauptwurzelbereich für Gartengemüse) – jeweils eine Mischprobe, beste-
hend aus 25 Einzelproben zu bilden. 

Ein nochmaliges Gespräch zwischen der Stadt Beeskow und der unteren Abfallwirtschafts- 
und Bodenschutzbehörde hat nicht zu der ehemals angestrebten Verfahrensweise (s.o.) ge-
führt. Es erfolgt nunmehr die Kennzeichnung der Fläche, deren Böden erheblich mit umwelt-
gefährdenden Stoffen belastet sind (alte Schießplatzanlage). Unter „Hinweise“ wird auf der 
Planzeichnung die Benennung der Altlastenfläche. Eine „inhaltliche“ Änderung des BP ist 
damit nicht verbunden. Der Stadt Beeskow ist klar, dass vor Entwicklung des Areals als 
Wohnbaufläche eine Sanierung notwendig ist.  
 
2.6 Eigentumsverhältnisse 
 
Die Bereiche des Plangebietes befinden sich  im Eigentum der Stadt Beeskow. 
 
 
3. Planerische Ausgangssituation 
 
3.1 Flächennutzungsplan 
 
Der rechtskräftige FNP der Stadt Beeskow stellt den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
W21 im Wesentlichen als Waldfläche dar.  
 
Nördlich, östlich, und westlich schließen weitere Waldflächen des „Südwaldes“ an.  
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Südlich des Plangebietes des BP W21 (tlw. im Plangebiet) liegt die Lübbener Chaussee, bis 
ca. zur Westgrenze des BP W21, Westgrenze des Erlebnishofs Beeskow als örtliche/ über-
örtliche Hauptverkehrsstraße im FNP eingetragen (resultierend aus der ehemaligen Bedeu-
tung der Lübbener Chaussee für den überörtlichen Verkehr bis zur Eröffnung der Ortsumfah-
rung).  
 
Südlich der Lübbener Chaussee und südlich des BP W21 schließt sich im FNP eine Misch-
baufläche an deren wesentlicher Bestandteil der Erlebnishof Beeskow (AWO-Einrichtung, 
Kinder- und Jugendfreizeit- und –ferieneinrichtung - Schwerpunkt in der pädagogischen Ar-
beit ist die Unterstützung der Schule bei der Vermittlung sozialer Kompetenzen) ist. 
 
Südlich der Lübbener Chaussee beginnt auch das LSG „Schwielochsee“. 
 
Im Nordosten ist das Wasserwerk Beeskow als Fläche für Versorgungsanlagen eingetragen. 
(Zur korrekten Ausweisung der rechtskräftigen Trinkwasserschutzzonen und zum Thema 
„Einzugsgebiet zum geplanten Wasserschutzgebiet Beeskow“ s. Pkt. I.3.2 „Übergeordnete 
Planungen“ Abschnitt „Trinkwasserschutzzonen“) 
 
Schutzausweisungen oder Aussagen zum Denkmalschutz sind aus dem FNP für das Plan-
gebiet nicht entnehmbar. 
 
Sonstige wesentliche Darstellungen für das Plangebiet des BP W21 sind dem FNP nicht zu 
entnehmen. 
 



31 

 BP W21 „Südwald“ Beeskow                          BEST PLAN                         

 
Bild – Ausschnitt rechtskräftiger Flächennutzungsplan Beeskow (rote Umrandung = Plange-
biet BP W21) 
 
Da die Übereinstimmung der Ausweisungen des FNP mit den Festsetzungen des BP nicht 
gegeben ist, erfolgt im Parallelverfahren die Änderung des FNP (56. FNP-Änderung). 

 
Bild – Ausschnitt 56. Änderung Flächennutzungsplan Beeskow (rote Fläche = Plangebiet BP 
W21) – Änderung im Parallelverfahren zum BP W21 
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3.2 Übergeordnete Planungen 
 
Landesplanung, LEP B-B 
 
Lt. Stellungnahme der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung  (07.02.2017) lassen die im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung dargelegten Planungsabsichten keinen Widerspruch zu 
den Zielen der Raumordnung erkennen. (Die Stellungnahme wurde noch für das Plangebiet 
von ca. 24 ha abgegeben.) 
Die Festlegungskarte 1 des LEP B-B enthält im Bereich des Plangebietes des BP W21 keine 
flächenbezogenen Festsetzungen.  
Die geplante Siedlungserweiterung schließt an das Siedlungsgebiet von Beeskow an. Das 
Ziel 4.5  Abs. 1 Nr. 1 LEP B-B ermöglicht in Zentralen Orten ohne Gestaltungsraum Siedlung 
die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen. Quantitativ wird die Wohnsiedlungsentwicklung 
nicht begrenzt. 
Die Planungsziele stehen infolge der Lage in einem Mittelzentrum mit den Grundsätzen der 
Raumordnung aus 2.10 LEP B-B und § 5 Abs. 1 LEPro 2007 im Einklang. 
 
Da die Planung keine innerörtlichen Entwicklungspotenziale und vorhandene Infrastruktur  
nutzt und Freiraum in erheblichem Maße in Anspruch nimmt, sind die Grundsätze der 
Raumordnung 4.1 und 5.1 LEP B-B im Rahmen der Abwägung im weiteren Planverfahren 
angemessen zu berücksichtigen. Im Sinne von § 1 Waldgesetz des Landes Brandenburg 
kommt Wald wegen seiner Bedeutung für die Umwelt, insbesondere für die Leistungsfähig-
keit des Naturhaushaltes, für die Tier- und Pflanzenwelt, für Klima, Wasserhaushalt, Reinhal-
tung der Luft und den Schutz der Bodenfunktionen des Freiraums zu. Die angemessene Be-
rücksichtigung der vorgenannten Grundsätze sollte in der Begründung zum BP dargelegt 
werden. 
 
 In Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung und in Abstimmung mit den zuständigen Forstbehörden ist das Plangebiet des BP W21 
von ca. 24 ha auf ca. 4 ha (auf ca. 17%) minimiert worden. Die Auswirkungen auf die vorge-
nannten Aspekte der Umwelt sind somit gleichermaßen erheblich minimiert worden. (s. auch 
Umweltbericht) 
 
Entsprechend kommt die Gemeinsame Landesplanungsabteilung mit Schreiben vom 
05.01.2018 zur folgenden Modifizierung ihrer Bewertung zum Plangebiet: 
Der vorliegende Planentwurf ist mit den Zielen der Raumordnung vereinbar Durch Reduzie-
rung des Plangebietes von ca. 24 ha auf 4 ha ergibt sich keine Änderung der landesplaneri-
schen Bewertung. Eine nördliche Anbindung an das Siedlungsgebiet ist nicht mehr gegeben, 
das Plangebiet schließt im Südosten an den in der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung 
Kernstadt Beeskow als im Zusammenhang bebauten Ortsteil festgelegten „Siedlungsbereich 
im Außenbereich an der Lübbener Chaussee“ an. Im raumordnerischen Sinn handelt es sich 
bei dem Gebiet auch um ein vorhandenes Siedlungsgebiet und die Planung ist mit dem Ziel 
2.4 des LEP B-B vereinbar. Die für die Planung relevanten Grundsätze der Raumordnung 
sind angemessen berücksichtigt worden. 
 
FFH 
 
Das Plangebiet des BP ist nicht Bestandteil eines FFH-Gebietes.  
 
Nächstgelegenes FFH-Gebiet ist das Gebiet „Spreewiesen südlich Beeskow“. Die Entfer-
nung Plangebietsgrenze zur Grenze des FFH-Gebietes beträgt minimal ca. 140 m. Zwischen 
Plangebiet und FFH-Gebiet befindet sich der Siedlungskörper südlich der Lübbener Chaus-
see (Mischbaufläche mit Erlebnishof Beeskow) und Waldbereiche südlich der Lübbener 
Chaussee).  
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Ein weiteres FFH-Gebiet befindet sich im Nordosten zum Plangebiet des BP W21 – FFH 
„Spree“ – in einer Entfernung von ca. 3,5 km. Zwischen dem BP-Gebiet und dem vorgenann-
ten FFH-Gebiet befindet sich der gesamte Siedlungskörper der Stadt Beeskow. 
 
Wirkungen aus dem Plangebiet auf ein FFH-Gebiet sind durch die geplanten Maßnahmen 
somit nicht erkennbar. 
 
Sonstige naturschutzfachliche Schutzgebiete 
 
LSG 
 
Das Plangebiet des BP ist nicht Bestandteil eines Landschaftsschutzgebietes.  
 
Nächstgelegenes LSG ist das LSG „Schwielochsee“. Das LSG beginnt südlich der Lübbener 
Chaussee befindet sich somit in unmittelbarer Nachbarschaft zum BP W21. In diesem Be-
reich des LSG befinden sich jedoch weitere Siedlungsteile von Beeskow (Mischbaufläche mit 
Erlebnishof Beeskow). 
 
NSG 
 
Das Plangebiet des BP ist nicht Bestandteil eines Naturschutzgebietes.  
 
Nächstgelegenes NSG ist das NSG „Spreewiesen südlich Beeskow“. Die Entfernung Plan-
gebietsgrenze zur Grenze des NSG beträgt ca. 140 m. Zwischen Plangebiet und NSG befin-
det sich jedoch der Siedlungskörper südlich der Lübbener Chaussee (Mischbaufläche mit Er-
lebnishof Beeskow) und Waldbereiche südlich der Lübbener Chaussee).  
 
Wirkungen aus dem Plangebiet auf die genannten Schutzgebiete sind somit nicht gegeben. 
 

 
 
Bild – Übersichtskarte Lage Plangebiet BP W21 (rote Markierung) zu den Schutzgebieten 
(grüne Schraffur – LSG, braune Schraffur – FFH, grüne Fläche – NSG)  
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Trinkwasserschutzzonen 
 
In der Stellungnahme des Landkreises Oder-Spree vom  15.02.2017 (noch zum Plangebiet 
in der Größe von ca. 24 ha, aktuell hat das Plangebiet eine Größe von ca. 4,21 ha (davon 
ca. 3,94 Waldfläche im Bestand)) wurden seitens der unteren Wasserbehörde keine Ein-
wendungen vorgetragen. 
Der derzeitige Sachstand zum Thema „Trinkwasserschutzzonen“ ist den nachfolgenden Gra-
fiken zu entnehmen. Danach befindet sich das Plangebiet des BP W21 geringfügig im Rand-
bereich der TWSZ III des aktuellen Trinkwasserschutzgebietes (der Bereich WA 2 und der 
nördliche Bereich des WA 3), jedoch außerhalb des Einzugsgebietes zum geplanten Was-
serschutzgebiet Beeskow (Stand 2017) und auch außerhalb des im Fachgutachten 2015 
vorgeschlagenen Wasserschutzgebietes. 
 

 
Bild – rechtskräftige Trinkwasserschutzzonen, eingetragen sind die TWSZ I, II und    III 
(blaue Schraffuren) (Plangebiet BP W21 = rote Markierung) 
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Bild - Einzugsgebiet zum geplanten Wasserschutzgebiet Beeskow – violette Fläche (Stand 
Mai 2017, Plangebiet BP W21 = rote Markierung 
 

 
Bild – Vorschlag aus dem Fachgutachten zur Bemessung der Schutzzonen für das Wasser-
schutzgebiet Beeskow vor Juni 2015, Plangebiet BP W21 = rote Markierung 
 
Der Prozeß zur Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes und der Schutzzonen ist aktuell 
noch nicht abgeschlossen. 
 
 
3.3 Denkmalschutz 
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Bodendenkmale 
 
Bodendenkmale sind nach derzeitigem Kenntnisstand im Plangebiet des BP W21 nicht vor-
handen. Seitens der unteren Denkmalschutzbehörde bestehen keine grundsätzlichen Be-
denken gegen die Planung (Stellungnahme des Landkreises Oder-Spree 15.02.2017 (noch 
zum Plangebiet in der Größe von ca. 24 ha, aktuell hat das Plangebiet eine Größe von ca. 
4,21 ha (davon ca. 3,94 Waldfläche im Bestand)). Da mit dem Vorhandensein von bisher un-
entdeckten Bodendenkmalen zu rechnen ist, wird auf die Festlegungen im Gesetz über den 
Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg (BbgDSchG) aufmerksam ge-
macht – sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale (Steinsetzungen, Mauerwerk, Holzpfähle, 
Tonscherben, Münzen, etc.) entdeckt werden, sind diese dem Brandenburgischen Lan-
desamt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum und der unteren Denkmal-
schutzbehörde anzuzeigen. Die entdeckten Bodendenkmale und die Entdeckungsstätten 
sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten. 
Funde sind abgabepflichtig. 
 
Baudenkmale 
 
Baudenkmale sind im Plangebiet oder dessen direkter Umgebung nicht vorhanden. 
  
Baudenkmalpflegerische Belange sind durch die Planung nicht berührt (Stellungnahme des 
Landkreises Oder-Spree 15.02.2017 (noch zum Plangebiet in der Größe von ca. 24 ha, ak-
tuell hat das Plangebiet eine Größe von ca. 4,21 ha (davon ca. 3,94 Waldfläche im Be-
stand)). 
 
 
II. Planinhalt 
 
1. Entwicklung der Planungsüberlegung (planerische Vorgeschichte) 
 
Aufgrund des absehbar fehlenden Angebotes an Eigenheimgrundstücken (insbesondere in-
nerhalb der Hauptsiedlungslage von Beeskow) wurden durch die Stadtverwaltung Beeskow 
seit 2013 Untersuchungen zur Thematik durchgeführt (Studie (1) „Entwicklung von Bauland-
potentialen für die Errichtung von Einfamilienhäusern in der Stadt Beeskow“, Studie (2) 
„Städtebauliche Studie zu möglichen Potentialen für  Wohnbauflächen (Eigenheimparzellen) 
außerhalb der bestehenden Siedlungsfläche“), um geeignete Areale für eine Wohnbauland-
entwicklung im Eigenheimbereich zu definieren. Im Ergebnis dieser Studien und weiterer 
Überlegungen hat sich die Stadt Beeskow entschlossen, den BP Nr. W21 „Südwald“ aufzu-
stellen und mit der seinerzeit geplanten Größe von ca. 24 ha für eine mittelfristig ausreichen-
de Bedarfsdeckung zu sorgen. Aufgrund der Stellungnahmen der Behörden/ Träger öffentli-
cher Belange im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach § 4 (1) BauGB hat die Stadt 
Beeskow die Plangebietsgröße für den BP W21 drastisch verringert, auf ca. 4,21 ha, wobei 
3,94 durch Waldfläche im Bestand und 0,27 ha durch den bestehenden Straßenraum der 
Lübbener Chaussee dargestellt werden. Um dem Bedarf an Eigenheimgrundstücken trotz-
dem gerecht zu werden, verfolgt die Stadt Beeskow zur Zeit mehrere Planverfahren mit klei-
ner Flächenausweisung (BP W23 „Am Stadtfeld“ - ca. 1,81 ha (davon ca. 0,93 ha Wohnbau-
fläche), ca. 8 Eigenheimgrundstücke für Neubauten; BP W22 „Wohnen in Radinkendorf Süd“ 
- ca. 1,5 ha (davon ca. 1,25 ha Wohnbaufläche), ca. 15 Eigenheimgrundstücke; BP W21 
„Südwald“ – ca. 4,21 ha (davon ca. 3,4 ha Wohnbaufläche), ca. 35 Eigenheimgrundstücke). 
(Aktuell liegen der Stadtverwaltung 26 Anfragen nach Eigenheimgrundstücken vor, dies ohne 
dass mit den aktuellen Planungsvorhaben in die Werbung gegangen wurde.).  
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1.1 Geltungsbereich  
 
Der Geltungsbereich des BP W21 umfaßt einen Bereich nördlich der Lübbener Chaussee 
und westlich des Wasserwerks Beeskow. 
 
Bestandteil des Plangebietes sind folgende Flurstücke: 
Gemarkung Beeskow,  
Flur:  7 
Flurstück: 20 tlw., 22/3 tlw., 27 tlw., 58 tlw. 
 

 
Bild – Bereich BP W21 (rote Markierung) 
 
1.2 Planverfahren 
 
Ein Aufstellungsbeschluss für den BP Nr. W21 ist durch die Stadtverordnetenversammlung 
am 13.12.2016 gefasst worden.  
 
Im Amtsblatt der Stadt Beeskow Nr. 2 vom 18.01.2017  ist der Aufstellungsbeschluss öffent-
lich bekannt gemacht worden.  
Mit dieser Veröffentlichung wurde ebenfalls bekannt gemacht, dass sich in der Zeit vom 
30.01.2017 bis zum 10.02.2017 jedermann über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Pla-
nung unterrichten lassen kann und die Möglichkeit besteht, sich zur Planung zu äußern. 
Im Rahmen dieser frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sind keine Anregungen/ Bedenken 
zum Vorhaben geäußert worden. 
 
Zur Veranlassung der Planung ist der Bekanntmachung u.a. folgendes zu entnehmen: Die 
Nachfrage nach Baugrundstücken in der Stadt Beeskow kann nicht mehr bedient werden. Es 
sind in den vorhandenen Bebauungsplangebieten nur noch Einzelgrundstücke vorhanden. 
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Um dem Bedarf auf für die Zukunft entsprechen zu können, wurde im Vorfeld eine Studie zur 
Untersuchung von Potenzialflächen durchgeführt. 
 
Mit Schreiben vom 17.01. 2017 wurden ausgewählte Behörden/ sonstige Träger öffentlicher 
Belange um eine frühzeitige Stellungnahme zum Vorhaben gebeten. 
Dabei sind folgende wesentliche Aussagen gemacht worden (diese beziehen sich auf das 
seinerzeit vorgesehene Plangebiet von ca. 24 ha): 
Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 
Die Stadt Beeskow plant die Festsetzung eines Wohngebietes im Außenbereich mit einer 
Größe von 24 ha. Der FNP der Stadt Beeskow stellt Wald auf der geplanten Fläche dar und 
soll entsprechend geändert werden. Lt. LEP B-B erfüllt Beeskow mittelzentrale Funktionen. 
Hier ist die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen ohne eine quantitative Begrenzung 
grundsätzlich zulässig (Ziel 4.5 (1) Nr. 1 LEP B-B), wenn sie an vorhandenes Siedlungsge-
biet anschließen (Ziel 4.2 LEP B-B). Dies ist bei der vorliegenden Planung der Fall. Bei der 
abschnittsweisen Realisierung des Vorhabens sollte die Bebauung von innen (Anschluß an 
die Kernstadt Beeskow) nach außen erfolgen, um ein zusammenhängendes Siedlungsgebiet 
dauerhaft zu gewährleisten. Eine entsprechende Vorgabe ist im BP festzusetzen.   
Unter der Voraussetzung, dass die Änderung des FNP rechtswirksam wird, ist der BP W21 
der Stadt Beeskow mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. 
Landkreis Oder-Spree, Amt für Kreisentwicklung, Sachgebiet kreisliche Infrastruktur 
Das BP-Gebiet wird von der Landesstraße L422 außerhalb des Erschließungsbereichs 
(Ortsdurchfahrt) durchquert. Die unmittelbar bzw. mittelbar an diese Straße angrenzenden 
Grundstücksteile des Plangebietes unterliegen dem straßenrechtlichen Anbauverbot. Hier-
nach dürfen Hochbauten jeder Art in einer Entfernung von 20 m, gemessen vom äußeren der 
für den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahnrand und bauliche Anlagen jeder Art, die 
über Zufahrten an die Landesstraße mittelbar oder unmittelbar angeschlossen werden sol-
len, nicht errichtet werden. 
Möglichkeiten der Anpassung/ Überwindung: Erweiterung des straßenrechtlichen Erschlie-
ßungsbereichs der L422 Ortsdurchfahrt Beeskow. Diesbezüglich ist ein Antrag auf Neufest-
setzung der Ortsdurchfahrt gemäß §5 (1) BbgStrG an den Landesbetrieb Straßenwesen 
Brandenburg zu stellen.  
Landkreis Oder-Spree, Amt für Kreisentwicklung und Investitionsförderung, Fachbereich 
Kreis- und Verkehrsplanung 
Mit der Aufstellung des BP soll auf 24 ha, die bisher baulich noch nicht in Anspruch genom-
men wurden, eine Wohnbaufläche etabliert werden. Das Plangebiet des BP liegt im Außen-
bereich und stellt keinen Anschluß an das vorhandene Siedlungsgebiet dar. Das Plangebiet 
ist eine geschlossene Waldfläche und ist für die Stadt Beeskow eine wichtige Frischluft-
schneise sowie ein wertvolles Naherholungsgebiet. 
Derzeit ergibt sich folgende Flächenentwicklung in der Stadt Beeskow 2000 – 2015 
Flächennut-
zungsart 

2000 2005 2010 2015 Veränderung 
2000-2015 

 ha ha ha ha ha 
Gesamtfläche 7.712 7.716 7.717 7.781 +69

Dav. Sied-
lungsfläche 

515 542 602 643 +128

Dav. Ver-
kehrsfläche 

285 347 352 358 +73

Dav. 
Landw.Fläche 

4.602 4.541 4.527 4.489 -113

Dav. Waldflä-
che 

2.036 2.017 2.010 2.035 -1

Aus den Daten (Quelle LBV) für die Stadt Beeskow ist ersichtlich, dass die Siedlungsent-
wicklung im Wesentlichen zu Lasten von landwirtschaftlichen Flächen ging. Bei der Umset-
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zung des Bebauungsplanes kämen zu den bereits 1 ha Verlust an Waldflächeweitere 24 ha, 
die an Waldfläche verloren gingen, hinzu. 
Aus Sicht des FB sollte der Nachweis der Notwendigkeit für die Entwicklung von ca. 235 Ei-
genheimgrundstücken erbracht werden. Entsprechend der Angaben des LBV wurden 2000 
29 und 2015 21 Baugenehmigungen  für Wohngebäude ausgestellt. Der Wohnungsbau in 
der Stadt Beeskow gestaltet sich in den letzten Jahren rückläufig. Die natürliche Bevölke-
rungsentwicklung verläuft ebenfalls negativ. Die Annahme einer weitgehend gleichbleiben-
den Bestandbevölkerung kann angesichts der absehbaren zukünftigen demographischen 
Entwicklungen nicht für die Ermittlung der Eigenentwicklung zugrunde gelegt werden. Von 
2000 bis 20115 kam es in der Stadt Beeskow zu einem Bevölkerungsdefizit von 824 Ein-
wohnern. In der Bevölkerungsvorausschätzung 2014-2030 des Landes Brandenburg wird 
von einem weiteren Bevölkerungsrückgang von ca. 13,3% ausgegangen. 
Hinweis: Entsprechend der aktuellen Karte des Kampfmittelbeseitigungsdienstes (Stand 
02/2014) befinden sich im Plangebiet Kampfmittelverdachtsflächen. 
Landkreis Oder-Spree, Amt für Kreisentwicklung, FB Bauleitplanung 
Sowohl im rahmen der „Städtebaulichen Studie zu möglichen Potenzialen für Wohnbauflä-
chen  in der Stadt Beeskow“ (Oktober 2014) als auch zur 56. Änderung des FNP (Mai 2016) 
gab es seitens der Verwaltung des LOS zur hier beplanten Fläche erhebliche Bedenken. Die 
FNP-Änderung hat die frühzeitige Beteiligung durchlaufen. Zum Umgang mit den in dieser 
Beteiligung vorgebrachten Anregungen und z.T. erheblichen Bedenken liegen der Kreisver-
waltung keine Ergebnisse vor. 
Das Plangebiet schließt nördlich an einen bebauten Bereich an. Ansonsten ist die zukünftige 
Wohnbaufläche losgelöst vom gewachsenen Ort (bedingt durch das Trinkwasserschutzge-
biet). Die westliche Ausdehnung orientiert sich nicht an topographischen Gegebenheiten (wie 
Wege, Gewässer, Böschungen und ist städtebaulich nicht begründet. 
Die Planung beinhaltet die Umwandlung einer Waldfläche in eine Baufläche. § 1a (2) Satz 4 
BauGB stellt auf die Notwendigkeit ab, die Umwandlung als Wald genutzter Flächen zu be-
gründen. Ein materielles Verbot, den Außenbereich, soweit sich dort Wald befindet, zu be-
planen, ist damit allerdings nicht verbunden. Verlangt wird aber, dass die Stadt in der Be-
gründung zum verbindlichen Bauleitplan besonders darlegt, wie sie sich mit den noch vor-
handenen Bebauungsmöglichkeiten im Innenbereich auseinandergesetzt hat, und welche 
Gründe sie hat, dennoch im Außenbereich auf forstwirtschaftlichen Flächen zu planen. 
Wird Waldfläche für eine andere Nutzungsart in Anspruch genommen, ist die zuständige 
Forstbehörde bereits bei der Planung zu unterrichten und anzuhören. Entscheidungen, so-
weit sie Wald betreffen, sind in Abstimmung mit der zuständigen Forstbehörde zu treffen. 
Wird eine negative Stellungnahme von der zuständigen Forstbehörde abgegeben (s. Stel-
lungnahme zur 56. Änderung des FNP), ist im Grundsatz eine Überplanung der Waldfläche 
nicht möglich, da davon auszugehen ist, dass eine Stadt die forstbehördliche Stellungnahme 
im Rahmen der Abwägung nicht überwinden kann. Erhält die Stadt keine Inaussichtstellung 
der Waldumwandlung, kann die Planung nicht zur Rechtskraft geführt werden.   
Landkreis Oder-Spree, Umweltamt, untere Wasserbehörde 
Keine Einwendungen 
Landkreis Oder-Spree, Umweltamt, untere Naturschutzbehörde 
Gegen die Ausweisung des Baugebiets werden aus naturschutzfachlicher Sicht Einwände 
erhoben.  
Orts- und Landschaftsbild – Die Ausweisung eines Wohngebietes im Außenbereich, losge-
löst vom baulichen Zusammenhang, folgt keiner städtebaulichen Ordnung, sondern greift 
massiv in das Landschaftsgefüge ein. Der Standort ist Teil eines zusammenhängenden 
Waldgebietes und besitzt eine wichtige Bedeutung für die landschaftsbezogene Erholung, 
insbesondere als siedlungsnaher Erholungswald. Es handelt sich um einen besonders stö-
rungsarmen Landschaftsbildbereich mit einer insgesamt geringen Vorbelastung für das 
Landschaftsbild.  
Darüber hinaus hat die Fläche eine wichtige Bedeutung für den Biotopverbund sowie als Puf-
fer für die südöstlich anschließende schützenswerte und sehr sensible Spreeniederung. Eine 
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Bebauung würde die Pufferfunktion maßgeblich beeinträchtigen bzw. den Pufferstreifen stark 
dezimieren. 
Die mit der Rodung des Waldgebietes verbundenen Beeinträchtigungen auf das Orts- und 
Landschaftsbild sowie den Erholungswert der Landschaft werden als erheblich und nachhal-
tig beurteilt und unterliegen der Eingriffsregelung nach § 15 BNatSchG. 
Gemäß § 13 (1) BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Be-
einträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen sind ver-
meidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen 
Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, 
gegeben sind. Um den Grundsatz der Vermeidung Rechnung zu tragen, sind Alternativ-
standorte zu prüfen. In einer städtebaulichen Studie wurden für die Stadt Beeskow mögliche 
Wohnraumpotenzialflächen geprüft. Es liegt jedoch keine Abwägung /vergleichbare Prüfung 
der von den möglichen Varianten jeweils berührten öffentlichen Belange und insbesondere 
unter Berücksichtigung des Gesichtspunktes der Umweltverträglichkeit vor. 
Artenschutz – Die Ausweisung des Wohngebietes ist mit dem Verlust einer für den Arten-
schutz wertvollen Waldfläche (24ha) verbunden. Die Fläche ist charakterisiert durch einen 
naturnahen locker strukturierten Kiefernwald mit einem älteren Baumbestand  und einer auf-
kommenden Naturverjüngung von Eiche, Birke und Ahorn. Aufgrund des Alters der Bäume 
und der vielfältigen Struktur des Waldes ist von einer hohen Anzahl geschützter Arten aus-
zugehen, u.a. aus der Artengruppe der Fledermäuse, Vögel und Ameisen. Weiterhin ist von 
einem Vorkommen von Amphibien und Reptilien aufgrund der Nähe des Waldgebietes zur 
Spreeniederung auszugehen. Der untere Naturschutzbehörde liegen bereits konkrete Anga-
ben zum Artenspektrum der Fledermäuse vor. Es handelt sich um die Rauhautfledermaus, 
den Großen Abendsegler, die Mückefledermaus und das Braune Langohr (Arten nach An-
hang IV der FFH-Richtlinie). Für die Rauhautfledermaus und den Großen Abendsegler ist es 
das Wochenstubengebiet, und für den Großen Abendsegler das Überwinterungsgebiet. Bai 
der Rauhautfledermaus handelt es sich um den letzten lokalen vitalen Bestand. Die Rau-
hautfledermaus gehört zu den Waldfledermausarten, die auf abwechselungsreiche und ge-
wässernahe Bereiche angewiesen ist. Ihre Lebensraumansprüche können nicht mittelfristig 
ersetzt werden. Im vorliegenden Fall ist das Eintreten der Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG wahrscheinlich, da die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder dem Vor-
haben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte im räumlichen Zusammenhang weiterhin 
nicht erfüllt werden kann.  
Abschließend ist festzustellen, dass die Bebauung zum Verlust großflächiger Waldflächen 
führt. Die damit verbundenen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie des Natur-
haushaltes werden als unzulässig beurteilt, da insbesondere unter dem Gesichtspunkt  des 
Artenschutzes der Verlust der bedeutenden Waldfläche nicht kompensierbar ist. hinzu 
kommt, dass für den Verlust von Wald Ersatzaufforstungsflächen im rahmen der forstrechtli-
chen Zulassung benannt werden müssen. Erfahrungsgemäß fehlt es hierbei bereits an ge-
eigneten Standorten, die dann wiederum auch naturschutzrechtlich zulässig sind. Ein Ein-
vernehmen zur erforderlichen Waldumwandlung wird nicht in Aussicht gestellt.  
Landkreis Oder-Spree, Landwirtschaftsamt, SG Agrarentwicklung, SB ländliche Entwicklung 
Aus landwirtschaftlicher Sicht wird das geplante Vorhaben abgelehnt. Das Plangebiet ist 
vollständig bewaldet. Die beabsichtigt Waldumwandlung von 24 ha hat umfangreiche Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen zur Folge. Im Vorentwurf der „Änderung des FNP Nr. 56 bis 
60“ der Stadt Beeskow ist beschrieben, dass für diese Waldumwandlung 94 ha Landwirt-
schaftsfläche an der Umgehungsstraße aufgeforstet werden sollen. Aus agrarstruktureller 
Sicht kann der Entzug von 94 ha Landwirtschaftsfläche nicht hingenommen werden. Sollte 
das Vorhaben dennoch umgesetzt werden, wird aus landwirtschaftlicher Sicht gefordert, den 
Umfang der Ersatzaufforstungen auf ein Mindestmaß zu reduzieren. Als Kompensations-
maßnahmen sollten insbesondere der Waldumbau in reinen Kieferbeständen, Maßnahmen 
in bestätigten Flächenpools und der Abriß brachgefallener Stall- und Gewerbeanlagen die-
nen. 
Landkreis Oder-Spree, Landwirtschaftsamt, SG Agrarentwicklung, SB untere Jagdbehörde 
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Die vom BP betroffenen Flächen in der Gemarkung Beeskow sind Bestandteil des Eigen-
jagdbezirkes „Beeskow Bahrensdorf/ Friedländer Chaussee“ der Stadt Beeskow. Die in der 
Gemarkung Bornow betroffenen Flächen sind Bestandteil des gemeinschaftlichen Jagdbe-
zirks Bornow. Neben dem direkten Flächenverlust ist zu erwarten, dass Wildlebensraum ver-
lorengeht. Der gemeinschaftliche Jagdbezirk Bornow ist verpachtet. Die Einziehung der Flä-
chen in den BP hat Auswirkungen auf den bestehenden Pachtvertrag der Jagdgenossen-
schaft Bornow, d.h. daß eine Minderung des Jagdpachtwertes eintritt und der Jagdpächter 
berechtigt wäre, gegenüber der Jagdgenossenschaft eine Pachtpreisminderung durchzuset-
zen. Eigentümer der Waldflächen in der Gemarkung Beeskow ist die Stadt Beeskow. Diese 
Flächen sind Bestandteil der Eigenjagd und ebenfalls verpachtet. Der Eigentümer eines Ei-
genjagdbezirkes kann über die Nutzung seiner Flächen letztendlich selbst bestimmen. Die 
Stadt soll wachsen und attraktiver für junge Familien werden, u.a. auch durch die Schaffung 
von Bauland. Warum dazu der Südwald weichen muß, ist nicht nachvollziehbar. Es gäbe an-
dere Möglichkeiten.  
Landesbetrieb Forst Brandenburg, untere Forstbehörde 
Nach dem Waldgesetz des Landes Brandenburg soll Wald nur in Anspruch genommen wer-
den, wenn dies mit den in § 1 normierten Zwecken (besondere Bedeutung für die Allgemein-
heit wegen seiner Umweltbedeutung, Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, Luftreinhal-
tung, Klima, Wasserhaushalt, natürliche Bodenfunktion, Lebens- und Bildungsraum, Land-
schaftsbild, Erholung (Schutz der Erholungsfunktion) sowie wegen seines wirtschaftlichen 
Nutzens vereinbar ist. Diese Vereinbarkeit wird seitens der unteren Forstbehörde nicht ge-
sehen. (Dies wird mit dem Waldanteil in der Gemarkung Beeskow, der Umweltbedeutung 
des Südwaldes, der Bedeutung für die Luftreinhaltung und das Klima im Stadtgebiet, der na-
türlichen Bodenfunktion des geschlossenen Waldgebietes, der wirtschaftlichen Funktion für 
die Holz-/ Holzwerkstoffindustrie begründet.) Baumaßnahmen sind vorrangig immer auf 
Nicht-Waldflächen durchzuführen. Der Eingriff ist vermeidbar. Dem Vorhaben wird nicht zu-
gestimmt. 
Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft 
Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung 
Landesbetrieb Straßenwesen 
Das Plangebiet grenzt unmittelbar beidseitig an die Landesstraße L422 im Abs. 5 außerhalb 
der Ortsdurchfahrt, deren Baulast der LS verwaltet. (die Ortsdurchfahrt endet am km 1.322 
Abs.5) 
Da sich das Gebiet außerhalb der OD befindet ist gemäß Brandenburgischem Straßenge-
setz zu beachten, dass hier ein Anbauverbot von 20,00 m bzw. eine Anbaubeschränkung 
von 40 m, gemessen ab der befestigten Fahrbahnkante der L422, gilt. 
Es ist beabsichtigt, das Plangebiet über die L422 zu erschließen. Gemäß BbgStrG bedarf es 
hierzu einer Sondernutzung durch den Straßenbaulastträger. 
Berührungspunkte mit Planungen des Landesbetriebes bestehen zurzeit nicht. 
Seitens der Straßenbauverwaltung werden keine Immissions- und Lärmschutzmaßnahmen 
übernommen. Passive Schallschutzmaßnahmen entsprechend der Richtlinie für Lärmschutz 
an Straßen (RLS 90) sind vom Vorhabenträger bzw. Eigentümer vorzusehen. 
Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe  
Keine Einwendungen 
Keine eigenen Planungen und Maßnahmen 
Der Planbereich liegt vollständig innerhalb des nach § 7 BBergG erteilten Erlaubnisfeldes 
Reudnitz (Aufsuchung von tiefliegenden Kohlenwasserstoffen). Rechtsinhaberin ist die Bay-
erngas AG München. Es wird empfohlen, die Rechtsinhaberin mit in das Verfahren einzube-
ziehen. 
GDMcom (für ONTRAS Gastransport GmbH und VNG Gasspeicher GmbH (VGS)) 
Es werden keine vorhandenen Anlagen und keine z.Zt. laufenden Planungen der ONTRAS 
und der VGS berührt. Es bestehen keine Einwände gegen die Planung. 
 
Darüber hinaus wurden beteiligt/ bzw. haben eine Stellungnahme abgeben: 
 EDIS AG 
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 Wasser- und Abwasserzweckverband Beeskow und Umland 
 Deutsche Telekom Technik GmbH 
s. dazu Abschnitt I.2.3 Erschließung, vorhandene Medien 
 Gemeinsame Landesplanungsabteilung, GL5 
s. dazu Abschnitt I.3.2 Übergeordnete Planungen, Landesplanung, LEP B-B 
 Landkreis Oder Spree, untere Denkmalschutzbehörde 
s. dazu Abschnitt I.3.3 Denkmalschutz 
 Landkreis Oder Spree, untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde 
s. dazu Abschnitt I.2.5 Altlasten 
 Landesamt für Umwelt, Immissionsschutz 
s. dazu Abschnitt II.3.1.3 Emissionen 
 
In Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen und nachfolgenden Abstimmungen mit 
einzelnen Behörden ist der BP „Südwald“ (Wohnbaulandentwicklung) auf ca. 4 ha reduziert 
worden. Entsprechend ist der Eingriff in Natur und Landschaft erheblich minimiert worden. 
Die beabsichtigte Bebauung konzentriert sich dabei auf den Bereich der ehemaligen Schieß-
anlage, wodurch die Problembereiche „Altlasten“ und „Munition“ gelöst werden können. 
(Voruntersuchungen dazu haben stattgefunden. Durch die Stadt Beeskow ist geplant, im 
Rahmen der Baufeldfreimachung in Abstimmung mit der unteren Bodenschutz- und Abfall-
behörde eine Sanierung durchzuführen, die die geplante Wohnnutzung ermöglicht. Dies wird 
vor Abschluß des laufenden Verfahrens zum BP W21 verbindlich zwischen der Stadt Bees-
kow und der unteren Bodenschutz- und Abfallbehörde vereinbart. Aus diesem Grunde wird 
auf die Kennzeichnung als „Fläche, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen 
belastet sind“ im FNP- Änderungsverfahren wie im Verfahren zum BP W21 verzichtet.) 
Durch die Reduzierung der Fläche und durch die Abstimmung mit der zuständigen Forstbe-
hörde können auch die Flächen für Aufforstungen deutlich reduziert werden. Nach derzeiti-
gem Kenntnisstand ist eine Aufforstung im Verhältnis von 1:1 als Kompensation notwendig. 
Der Rest der notwendigen Kompensationsmaßnahmen kann durch waldverbessernde Maß-
nahmen erfüllt werden. Damit würde durch die Entwicklung des BP W21 lediglich eine Er-
satzaufforstung von 4 ha notwendig sein. (Die Umwandlung von landwirtschaftlicher Fläche 
zu Waldfläche im parallel laufenden Änderungsverfahren zum FNP – 56.-60. Änderung redu-
ziert sich somit von ca. 95 auf ca. 6,17 ha. Die Gesamtgröße von 6,17 ha ergibt sich dabei 
aus der zwischen der Stadt Beeskow und der uNB abgestimmten FNP-Änderung 60/2 (die 
Wertigkeit einer  vorhandenen Offenfläche im südlichen Gemarkungsgebiet wird seitens der 
uNB als so hoch eingestuft, dass die ehemals hier vorgesehene Aufforstung herausgenom-
men wird – Größe dieser Fläche ca. 2,15 ha. Die reale Umwandlung von Landwirtschaftsflä-
che in Waldfläche beläuft sich somit nur noch auf 4 ha. Hierfür ist eine Fläche vorgesehen, 
die mit der 53. FNP-Änderung vorbereitet wurde, s.o.) 
Gleichzeitig entfällt mit der Minimierung des Plangebietes eine ehemals geplante Bebauung 
an der Kohlsdorfer Chaussee, womit die Bearbeitung der diesbezüglichen Hinweise in der 
weiteren Bearbeitung entfallen kann.  
Die in der Stellungnahme des Landkreises Oder-Spree, Amt für Kreisentwicklung und Inves-
titionsförderung, Fachbereich Kreis- und Verkehrsplanung ausgewiesene Tabelle zur Ent-
wicklung der Flächen basiert auf unterschiedlichen Basiswerten (Kartengrundlagen). Auf 
Nachfrage beim LOS hat sich herausgestellt, dass durch unterschiedliche Kartengrundlagen 
durch Umstellung der Ermittlungsbasis keine Vergleichbarkeit der Werte gegeben ist. Zwi-
schen 2000 und 2015 hat es keine Eingemeindung neuer Ortsteile gegeben, lediglich gering-
fügige Flächenaustausche mit Nachbargemeinden. Entsprechend ist der Anstieg der „Ge-
samtfläche“ von 69 ha nicht real. Entsprechend sind auch die anderen Zahlen nicht tauglich 
für eine Argumentation. Der größte „Siedlungszuwachs“ durch Ausweisung zusätzlicher Bau-
flächen der letzten Jahre ist so z.B. über den Bebauungsplan „Industriegebiet Hufenfeld“ aus 
dem Jahr 2010 mit einer Größe von ca. 18,93 ha. Vergleichbar große Bauleitplanungen sind 
in Beeskow seit 2000 nicht durchgeführt worden. 
Zur Begründung der Ausweisung neuer Wohnbauflächen wird nochmals auf die der Aufstel-
lung des BP W21 und der 56.-60. FNP-Änderung vorangegangenen Untersuchungen zur 
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Thematik (Studie (1) „Entwicklung von Baulandpotentialen für die Errichtung von Einfamili-
enhäusern in der Stadt Beeskow“, Studie (2) „Städtebauliche Studie zu möglichen Potentia-
len für  Wohnbauflächen (Eigenheimparzellen) außerhalb der bestehenden Siedlungsflä-
che“), verwiesen, die durchgeführt wurden, um ein geeignetes Areal für eine Wohnbauland-
entwicklung im Eigenheimbereich auszuwählen. Die Bebauung von „Baulücken“, soweit vor-
handen (Studie 1), ist abhängig von der Zugriffsfähigkeit auf diese Grundstücke und kann 
das Problem nur in geringem Maße lösen. Aktuell (Oktober 2017) liegen in der Stadt Bees-
kow ohne Werbung für die im Verfahren (BP) befindlichen Standorte 26 Anfragen nach Ei-
genheimgrundstücken vor. Studie 2 hat mehrere Standorte untersucht. Der Vorzug für den 
Bereich „Südwald“ ist in der Abwägung wie folgt gefallen: 
 Die landwirtschaftliche Fläche östlich der Spree wird aufgrund der hohen Bodenquali-

tät für die landwirtschaftliche Nutzung nicht für eine Bebauung vorgesehen. Lediglich 
der straßenbegleitende Bereich am Schneeberger Weg (FNP-Änderung Nr. 57) als 
Spiegelung der bereits vorhandenen Wohnbebauung nördlich der Straße wird für eine 
Wohnbaulandentwicklung vorgesehen. 

 Die landwirtschaftliche Fläche zwischen B87 und Vorheide/ Weinberge kann aufgrund 
der derzeit unzureichenden Verkehrsanbindung zur Zeit noch nicht für eine Bebauung 
vorgesehen werden. 

 Sämtliche anderen Flächen betreffen ebenfalls im Wesentlichen Waldflächen, bis auf 
die Fläche nördlich der Storkower Straße (entspricht FNP-Änderung Nr. 58, die auf-
grund des derzeit noch nicht abgeschlossenen Verfahrens zur Festsetzung der Was-
serschutzgebiete aus dem aktuellen FNP-Änderungsverfahren herausgenommen 
wurde) 

Somit hat sich die Stadt Beeskow in Auswertung des gegenwärtigen Kenntnisstandes für ei-
ne Bebauung an der Lübbener Chaussee entschieden. (Ein Anschluß an die Siedlungslage 
von Beeskow Kernstadt ist von der Landesplanung und von der Regionalen Planungsge-
meinschaft bestätigt worden.) 

 
Bild -  Übersichtskarte zur Lage der potenziellen Wohnungsbaustandorte aus der städtebau-
lichen Studie (2) 
 
Zur Behandlung der artenschutzrechtlichen Konflikte s. Artenschutzbericht auf der Basis der 
Faunistischen Erfassung durch das Büro „Naturbeobachtung Brunkow“ Frankfurt (Oder)  in 
der Anlage 2 zur Begründung. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3(2) BauGB wurde vom 11.12.2017 bis einschließ-
lich 19.01. 2018 durchgeführt. 
Zu dieser Beteiligung sind keine Stellungnahmen/ Anregungen zur Planung eingegangen.  
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Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4(2) BauGB 
fand mit Schreiben vom 11.12.2017 parallel zur Beteiligung der Öffentlichkeit statt. 
Dabei sind folgende wesentliche Aussagen gemacht worden: 
Landkreis Oder-Spree, Bauordnungsamt, AG Bauleitplanung 
 Das entsprechend Begründung zum BP formulierte Ziel besteht darin, ca. 35 bis 40 Ei-

genheimgrundstücke für die Errichtung von Eigenheimen zu erschließen. Der BP regelt 
keine Grundstücksgrenzen, legt durchgängige Baufenster fest, trifft keine Festsetzung 
zur Bauweise und bestimmt keine maximalen Größen der anzulegenden Parzellen (ledig-
lich in der BP-Begründung wird auf Grundstücksgrößen zwischen 700 und 1000 m² ver-
wiesen). Möglich wäre damit die Errichtung großer Baukörper. Das Konzept der Stadt, 
nur kleinteilige Bebauung anzuordnen geht damit nicht auf. Dem könnte durch die Fest-
setzung von max. Grundstücksgrößen, Einzelbaufenstern oder max. Grundflächen je 
Gebäude abgeholfen werden. (1a) 

 Am nord-östlichen und südwestlichen Rand des Plangebietes endet der Geltungsbereich 
unmittelbar an den Grenzen der Baufenster. Der direkt anschließende Außenbereich ist 
keiner Bebauung (Nebengebäude, Einfriedungen) und Nutzung (der FNP stellt Waldflä-
che dar)zugänglich. Für die Bauherren dieser Bereiche (WA 2 und WA 4) bestehen keine 
Möglichkeiten, Erholungs- und Gartenbereiche anzulegen. Unterstützt wird das lt. Be-
gründung zum BP (S. 55) formulierte Aussage, dass an den Grenzen des Plangebietes 
zur Entwicklung einer stabilen Waldrandsituation Pflanzungen in Art des Bestandes vor-
zunehmen sind. Baugrundstücke für die Errichtung von Einfamilienhäusern, die lediglich 
Platz für ein Gebäude ohne jegliche weitere Nutzung (Garten) des Umlands gewähren, 
ist nicht zweckmäßig. (1b) 

 Die zur Anpflanzung von Sträuchern vorgesehenen Bereiche sind mit einer Flächensig-
natur „Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ 
zu versehen. (1c) 

Landkreis Oder-Spree, Umweltamt, SG untere Naturschutzbehörde 
 Die Größe des Plangebietes wurde in erheblichem Umfang reduziert. Aus naturschutz-

fachlicher Sicht und insbesondere aus Gründen des Artenschutzes bestehen aufgrund 
der Lage des Gebietes innerhalb eines zusammenhängenden Waldgebietes nach wie vor 
Einwände. Ungestörte Standorte mit der vorherrschenden Artenvielfalt sind nur noch sel-
ten anzutreffen. Mit der Etablierung eines Wohngebietes außerhalb des Siedlungsberei-
ches von Beeskow wird der Zersiedelung des freien Landschaftsraumes Vorschub ge-
leistet. 

 Artenschutz – entsprechend dem artenschutzrechtlichen Fachbeitrag zum BP wurde ge-
rade für den vorliegenden Planbereich eine hohe Artenvielfalt ermittelt. Die auf der Un-
tersuchungsfläche vorkommende Brutvogelgemeinschaft wurde als typisch für laubholz-
reiche Nadelwälder und Nadel-/Mischwälder beurteilt. Es kommt ein hoher Anteil an 
holzbewohnenden Vogelarten (Höhlenbrüter vor. Des Weiteren wurden im Untersu-
chungsgebiet in nur einer Saison 11 der 18 in Brandenburg vorkommenden Fledermaus-
arten nachgewiesen. Für den Großen Abendsegler und den Kleinen Abendsegler wurden 
3 Wochenstuben in dem reduzierten Plangebiet nachgewiesen, die bei Umsetzung des 
Vorhabens zerstört werden. Lt. Gutachten kann keine der Fledermausarten als häufig 
angesehen werden, es handelt sich nur um kleine lokale Populationen. Ausschlaggeben-
der Faktor für die Vielfalt an Fledermäusen am Standort ist das vorherrschende Struktur-
angebot des Waldes. Eine nicht unwesentliche Rolle spielt dabei auch die ursprüngliche 
Nutzung als Schießanlage. Für alle wertgebenden Arten sind die Voraussetzungen gem. 
§ 44 (5) BNatSchG zu prüfen. Demnach ist gemäß § 44 (5) BNatSchG sicherzustellen, 
dass die ökologische Funktion der vom Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Dies be-
deutet, dass an der ökologischen Gesamtsituation der betroffenen Fortpflanzungs- und 
Ruhestätte keine Verschlechterung eintreten soll. Es wurden fundierte Untersuchungen 
durchgeführt. Abschließend fehlen jedoch konkrete Ausführungen zum Ergebnis, inwie-
weit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 
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 Entsprechend Planungsstand der vorliegenden Planungsunterlage können nach derzeiti-
gem Stand erhebliche Störungen für streng geschützte Arten nicht ausgeschlossen wer-
den. Das Gebiet besitzt mit der hohen Anzahl von Fledermausarten (11) einen besonde-
ren Lebensraum für die Fledermäuse. Mit der Umsetzung der Planung sollen 3 Quartiere 
(Wochenstuben Großer und Kleiner Abendsegler) zerstört werden. Der Eintritt arten-
schutzrechtlicher Verbotstatbestände kann durch die dargelegten Maßnahmen nicht 
vermieden werden. Gem. § 47 (7) BNatSchG darf auch eine Ausnahme nur zugelassen 
werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszu-
stand der Populationen einer Art nicht verschlechtert.  

 Aus artenschutzrechtlicher Sicht wird von einer Beibehaltung der Planung abgeraten, da 
bereits erkennbar ist, dass Belange des besonderen Artenschutzes dem Vorhaben ent-
gegenstehen. (2) 

Landkreis Oder-Spree, Umweltamt, SG Untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde 
 In einem bebauungsplan sollen Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden 

Stoffen belastet sind, gekennzeichnet werden. Eine Kennzeichnung der in Rede stehen-
den Fläche ist bis zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht erfolgt.  

 Innerhalb des BP-Gebietes befindet sich ein ehemaliger Schießplatz, der als Rüstungs-
altlast im Altlastenkataster geführt wird (Reg.-Nr. 051467043). Eine umweltfachliche Vor-
untersuchung (Mai 2016) bestätigt eine erhöhte Akkumulation von Schwermetallen Blei, 
Kupfer, Zink) im Hauptzielbereich der Schießanlage. Eine Einzelfallprüfung für Explosiv-
stoffe und deren Abbauprodukte wurde bislang noch nicht durchgeführt. Demzufolge muß 
weiterhin eine flächendeckende Eignung der ehemals militärisch genutzten Liegenschaft 
für eine sensible Nachnutzung als Wohnbaufläche nachgewiesen werden. In diesem Zu-
sammenhang wird darauf hingewiesen, dass eine flächenrepräsentative Untersuchung 
nach BBodSchV ersdt nach vollständiger Beräumung der Fläche möglich ist. es ist mit 
einem Anfall von gefährlichen Abfällen zu rechnen. Vor der Entsorgung ist eine ord-
nungsgemäße Deklarationsanalytik anzufertigen. (3) 

 Im Bereich der vermuteten Handgranatenwurfanlage ist der Bodenhorizont 0-60 cm unter 
OKG auf sprengstofftypische Stoffe zu untersuchen und nach Vorlage der Untersu-
chungsergebnisse über eine Sanierungsnotwendigkeit zu entscheiden. 

 Die Gesamtfläche des Schießstandes ist flächenrepräsentativ nach den Maßstäben der 
BBodSchV auf jene Stoffe zu untersuchen, die mit Prüfwerten erfasst sind. Für eine Nut-
zung als Wohnbaufläche ist von je 1000 m² Teilfläche aus den Bodenhorizonten – 0-
10cm unter OKG (Kontaktbereich), 10-35 cm unter OKG (für Kinder beim Spielen er-
reichbarer Horizont sowie für den Fall, dass Nutzgärten zugelassen werden sollen), 30-
60 cm unter OKG (Hauptwurzelbereich für Gartengemüse) – jeweils eine Mischprobe, 
bestehend aus 25 Einzelproben zu bilden. 

Landkreis Oder-Spree, Umweltamt, SG Untere Wasserbehörde 
Keine Einwände 
Landkreis Oder-Spree, Bauordnungsamt, SG technische Bauaufsicht 
In der Planzeichnung ist die angedachte Parzellierung im WA 1 und WA 3 nicht dargestellt. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass diese mittig in der Pflanzmaßnahme zu erfolgen hat, da Pkt. 
5 der Festsetzungen nicht eingehalten werden kann. (4) 
Landkreis Oder-Spree, Landwirtschaftsamt, SG Agrarentwicklung und Verbraucherschutz 
Das Landwirtschaftsamt hatte im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung Bedenken zum 
Standort „Südwald“, da die geplante Abholzung von 24 ha Stadtwald mit umfangreichen Er-
satzaufforstungen verbunden war. Im nunmehr reduzierten Geltungsbereich des BP auf eine 
Größe von ca. 4 ha sind nunmehr lediglich 4 ha Ersatzaufforstung auf landwirtschaftlichen 
Nutzflächen zu leisten. Im BP-Entwurf ist beschrieben, dass die Ersatzaufforstung auf einer 
Teilfläche des Flurstücks 149 der Flur 12 der Gemarkung Beeskow durchgeführt werden soll 
(Hinweis: - die aktuelle Bezeichnung lautet Flurstück 190). Die geplante Erstaufforstungsflä-
che ist an 3 Seiten von Wald umgeben. Die bestimmungsgemäße Nutzung der benachbarten 
Landwirtschaftsfläche ist gem. § 9 (3) LWaldG gewährleistet. Aus landwirtschaftlicher Sicht 
bestehen keine Einwände gegen den BP-Entwurf. 
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Landkreis Oder-Spree, Stabsstelle Brand-,  Zivil- und Katastrophenschutz, SG Abwehrender 
Brandschutz, AAO und Kreisausbildung 
 Dem Vorhaben wird seitens der Brandschutzdienststelle unter Beachtung folgender 

Punkte zugestimmt: 
 Das Gebiet muß mit öffentlichen Verkehrsflächen erschlossen werden. Eine Sackgas-

sensituation muß vermieden werden, ggf. muß ein Wendehammer, ausreichend dimen-
sioniert für Feuerwehrfahrzeuge, geschaffen werden. Verkehrsflächen, welche gleichzei-
tig Feuerwehrflächen (z.B. Feuerwehrzufahrten, Feuerwehrstellfläche) sind, müssen 
mind. die Anforderungen der „Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr“ erfüllen. Sie 
sind entsprechend zu kennzeichnen u. ggf. operativ-taktisch über die Brandschutzdienst-
stelle  anzustimmen. 

 Hinweis: werden Gebäudeteile weiter als 50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche ent-
fernt geplant, können bei späteren Genehmigungsverfahren Feuerwehrzufahrten bzw. 
Feuerwehrflächen  gemäß der „Richtlinien der Flächen für die Feuerwehr“ verlangt wer-
den. (BbgBO) 

 Die Stadt Beeskow hat als örtlicher Träger des Brandschutzes (§ 2 BbgBKG) in ihrem 
Bereich die Löschwasserversorgung zu gewährleisten (§ 3 BbgBKG). Dem Vorhaben 
sind im Verlauf aktuelle Löschwassernachweise (gem. § 3 Abs. 1 Satz 1 BbgBKG nach 
DVGW W 405 beizufügen. Die Löschwasserversorgung ist grundsätzlich gesichert, wenn 
die Anforderungen des DVGW-Arbeitsblattes W 405 „Bereitstellung von Löschwasser 
durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“ erfüllt sind (Pkt. 3.1 VVBbgBKG). Ist die 
Versorgung durch die Trinkwasserversorgung (Hydranten) nicht gegeben, muß die Ver-
sorgung über normgerechte Alternativen gesichert werden. Dies wären unerschöpfliche 
offene Gewässer (ggf. mit normgerechten Sauganschluß (DIN 14244), bei einziger Ent-
nahmemöglichkeit auch frostsicher, Löschwasserbrunnen (DIN 14220), Löschwassertei-
che (DIN 14210) oder unterirdische Löschwasserbehälter (DIN 14230). Die nächste 
normgerechte Entnahmestelle (Hydrant) darf sich max. 300 m von jedem Gebäudeteil 
entfernt befinden. 

Kommunales Wirtschaftsunternehmen Entsorgung 
 Aus Sicht des öffentlich-rechtlichen Entsorgers (örE) sind die nachfolgenden Punkte zu 

beachten: 
 Anschluß- und Überlassungspflichten - Gemäß gültiger Abfallentsorgungssatzung sind 

die künftigen Wohngrundstücke mit Beginn ihrer Nutzung an die öffentliche Abfallentsor-
gung des LOS anzuschließen. Die überlassungspflichtigen Abfälle sind dem LOS zu 
überlassen. Es ist ein ausreichendes Behältervolumen vorzuhalten und zu nutzen. Die 
Bemessung des Mindestbehältervolumens für die Erfassung von gemischten Siedlungs-
abfällen erfolgt anhand der auf dem Grundstück amtlich gemeldeten Personen. Pro Per-
son wird ein Mindestbehältervolumen von 5 l / Woche zugrunde gelegt.  

 Anforderungen an die Verkehrsflächen – die Verkehrsflächen müssen von Entsorgungs-
fahrzeugen mit folgenden Kenndaten befahrbar sein: Gesamtmasse 26 t, Länge 12 m, 
Breite 2,55 m.  

 Bereitstellung der Abfallbehälter; Zuwegung zu den Standplätzen – die zur Leerung vor-
gesehenen Abfallbehälter sind bis 6.30 Uhr des jeweiligen Entsorgungstages im Bereich 
der Grundstückszufahrten bereitzustellen und nach Leerung unverzüglich von der öffent-
lichen Verkehrsfläche zu entfernen. Die Gelben Säcke sind bis 6.00 Uhr zur Abholung 
bereitzustellen. Vorrangig ist bei der Planung zu berücksichtigen, dass bei Stichstraßen 
eine ausreichende Wendemöglichkeit für die Entsorgungsfahrzeuge vorhanden sein 
muß, um die direkte Entsorgung sicherstellen zu können. Der Landkreis kann eine Verle-
gung des Platzes, an dem die Abfallbehälter zur Entleerung bereit gestellt werden, ver-
langen, wenn die Zuwegung versperrt oder für Entsorgungsfahrzeuge nicht befahrbar ist 
und dadurch der Transport der Abfallbehälter in unzumutbarer Weise erschwert wird. In-
nerhalb des Grundstücks zur Leerung bereitgestellte Abfallbehälter werden nur gegen die 
Entrichtung einer zusätzlichen Gebühr geleert. 

 Behältergrößen, Entsorgungszyklus - Entsorgungszyklus für Restmüll, PPK, LVP jeweils 
4-wöchentlich 
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Gemeinsame Landesplanungsabteilung , GL 5 
Der vorliegende Planentwurf ist mit den Zielen der Raumordnung vereinbar – durch Reduzie-
rung des Plangebietes von ca. 24 ha auf 4 ha ergibt sich keine Änderung der landesplaneri-
schen Bewertung; eine nördliche Anbindung an das Siedlungsgebiet ist nicht mehr gegeben, 
das Plangebiet schließt im Südosten an den in der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung 
Kernstadt Beeskow als im Zusammenhang bebauten Ortsteil festgelegten „Siedlungsbereich 
im Außenbereich an der Lübbener Chaussee“ an. Im raumordnerischen Sinn handelt es sich 
bei dem Gebiet auch um ein vorhandenes Siedlungsgebiet und die Planung ist mit dem Ziel 
2.4 des LEP B-B vereinbar. Die für die Planung relevanten Grundsätze der Raumordnung 
sind angemessen berücksichtigt worden. 
Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 
 Die Stadt Beeskow plant die Festsetzung eines Wohngebietes im Außenbereich mit einer 

Größe von ca. 4 ha. Der FNP der Stadt Beeskow stellt Wald auf der geplanten Fläche dar 
und wird im Parallelverfahren geändert. Lt. LEP B-B erfüllt Beeskow mittelzentrale Funkti-
onen. Hier ist die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen grundsätzlich zulässig (Ziel 4.5 
(1) Nr. 1 LEP B-B), wenn sie an vorhandenes Siedlungsgebiet anschließen (Ziel 4.2 LEP 
B-B). Der Geltungsbereich des BP schließt südöstlich an den in der Klarstellungs- und Er-
gänzungssatzung Kernstadt Beeskow als im Zusammenhang bebauter Ortsteil festgeleg-
ten „Siedlungsbereich an der Lübbener Chaussee“ an. 

 Die ursprüngliche Planung von ca. 24 ha wurde zur Erhaltung des Waldes deutlich ver-
kleinert. 

 Der Bebauungsplan „Südwald“ ist mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. 
Landesamt für Umwelt 
 Immissionsschutz – Die Hinweise der Stellungnahme des LfU vom 08.02.2017 hinsicht-

lich der zu beurteilenden anlagen- und verkehrsbedingten Immissionen im Plangebiet 
wurden berücksichtigt, erläutert und bewertet. Die Orientierungswerte der DIN 18005 
werden tagsüber eingehalten. Nachts sind geringfügige Überschreitungen, vor allem am 
nordöstlichen Plangebietsrand ausgehend von der Kohlsdorfer Chaussee, möglich. 
Lärmmindernde Maßnahmen werden im BP nicht festgesetzt.  

 Den Ausführungen im Umweltbericht zu den Auswirkungen der Planung auf die Schutzgü-
ter wird gefolgt. Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind primär durch 
baubedingte temporäre Emissionen zu befürchten. Diese sind nach Maßgabe des Bran-
denburgischen Lärmimmissionsschutzgesetzes, der Richtlinien der Geräte- und Maschi-
nenlärmschutzverordnung und die „Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen 
Baulärm – Geräuschimmissionen“ zu mindern. 

 Ausgehend von Art und Umfang der geplanten Neuentwicklung von Wohnsiedlungsflä-
chen und dem bereits in der näheren Umgebung lokalisierten Nutzungsbestand sind Im-
missionskonflikte infolge der Vorhabenrealisierung derzeit nicht erkennbar. Die Anwen-
dung und Ergänzung weiterführender Untersuchungen zu den Schutzgütern Mensch und 
Klima/Luft sind nach gegenwärtigem Kenntnisstand nicht erforderlich. 

 Wasserwirtschaft – keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung 
Landesbetrieb Forst, untere Forstbehörde 
Es liegt eine forstbehördliche Betroffenheit vor. Betroffen ist eine Waldfläche in der Größe 
von 3,94 ha, die in Bauland umgewandelt werden soll. Die Umwandlung von Wald stellt ei-
nen erheblichen Eingriff in den Naturhaushalt dar. Das Walsgesetz des Landes Brandenburg 
sieht in diesem Fall entsprechende Kompensationsmaßnahmen gem. § 8(3) LWaldG vor. 
Die Kompensationsfläche ergibt sich aus der Größe der Umwandlungsfläche zuzüglich der 
rechnerischen Berücksichtigung abwägungsrelevanter Waldfunktionen. Die Summe der ge-
samten Kompensationsfläche beträgt unter Berücksichtigung der Flächenverhältnisse insge-
samt 81.454 qm. Die Ausgleichs-/Ersatzmaßnahmen sind wie folgt durchzuführen: 3,934 ha 
Ersatzaufforstung, 4,21 ha waldverbessernde Maßnahmen als Voranbau mit Laubholz. Die 
Ersatzaufforstung ist hinsichtlich der Mischungsart als  - nadelholzdominierter Reinbestand 
mit Mischbaumartenanteil, Mischbestand, laubholzdominierter Reinbestand mit Mischbaum-
artenanteil – anzulegen und zu pflegen. Im BP-Verfahren ist als Ausgleichsmaßnahme be-
reits eine Fläche benannt (E1 Ersatzaufforstung) - Gemarkung Beeskow, Flur 12 Flurstück 
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190. nach Prüfung durch die untere Forstbehörde ist die genannte Ersatzaufforstungsfläche 
forstfachlich geeignet.  Die Überprüfung wurde bereits im Rahmen der 53. FNP-Änderung 
vorgenommen. Dort wurde eine positive Bescheidung in Aussicht gestellt. Für die über das 
Flächenverhältnis 1:1 hinausgehende Flächendifferenz wurde durch die Stadt Beeskow eine 
Auflistung von möglichen Flächen bei der unteren Forstbehörde eingereicht, welche für 
waldverbessernde Maßnahmen vorgeschlagen wurden. Nach Prüfung der einzelnen Flächen 
sind 2 Vorschläge als geeignet anzusehen – Abt. 25 a 2, Größe 2,25 ha, Abt. 29 b 0, Größe 
2,45 ha. Durch die ermittelte Flächendifferenz werden 4,2 ha benötigt, die beiden geeigneten 
Forstflächen mit einer Gesamtgröße von 4,2 ha sind für waldverbessernde Maßnahmen ge-
eignet. Die Anlage der Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen hat spätestens 2 Jahre nach Beginn 
des Vollzugs der Waldumwandlung zu erfolgen. Nachdem der BP rechtskräftig geworden ist, 
wird durch die untere Forstbehörde empfohlen, die Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen vorzeitig 
zu realisieren und anerkennen zu lassen. Es hat sich bewährt, dass dafür ein städtebaulicher 
Vertrag geschlossen wird. (5) 
Landesbetrieb Straßenwesen 
Mit Änderung des Plangebietes grenzt diese nicht mehr an die Landesstraße L422 an. Auf-
grund dessen bestehen keine Berührungspunkte mit Maßnahmen bzw. Planungen der Stra-
ßenbauverwaltung. Seitens des Landesbetriebes bestehen somit keine Einwände zum BP-
Verfahren. Es wird eine Änderung der Straßenbezeichnung in den Kartenausschnitten emp-
fohlen (B87 in kommunale Straße). 
Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe 
Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen haben sich keine neuen entscheidungsrelevan-
ten Sachverhalte ergeben. Die in der 1. Stellungnahme (frühzeitige Beteiligung) getroffenen 
Aussagen behalten ihre Gültigkeit. 
Landesamt für Bauen und Verkehr 
Gegen die vorliegende Planung eines Wohngebietes „Südwald“ bestehen im Hinblick auf die 
zum Zuständigkeitsbereich des Landesamtes für Bauen und Verkehr gehörenden Verkehrs-
bereiche Eisenbahn/ Schienenpersonennahverkehr, Binnenschifffahrt, übriger ÖPNV und 
Luftfahrt keine Bedenken. Für die Verkehrsbereiche Straßen, Schienenpersonennahverkehr, 
ziviler Luftverkehr (Flugplätze), Landeswasserstraßen und Häfen liegen Informationen zu 
Planungen, die das Vorhaben betreffen, nicht vor. 
Landesbüro der anerkannten Naturschutzverbände 
 Aus naturschutzfachlicher Sicht wird das Vorhaben, welches die Inanspruchnahme einer 

Waldfläche für eine Bebauung vorsieht, abgelehnt. Dabei ist es unerheblich, dass die ur-
sprüngliche Planung anstelle der derzeitigen 4 ha 24 ha vorsah. 

 Die Inanspruchnahme von Wald für andere Nutzungen ist nur in begründeten Ausnahme-
fällen vertretbar. Vor allem sind Baumaßnahmen außerhalb von Waldflächen zu realisie-
ren. Der Vorhabenträger hätte nachvollziehbar begründen müssen, warum insbesondere 
die Inanspruchnahme dieser Waldfläche vonnöten ist, um den Bedarf an Einfamilienhäu-
sern zu bedienen. Die bloße Aussage, “es können kaum noch Angebote gemacht 
we4rden“ (Begründung S. 3) dürfte dem Nachweis keineswegs gerecht werden. Vor dem 
Hintergrund, dass Wohnungsbau, wie auch Bevölkerungsentwicklung in Beeskow rück-
läufig sind, muß die Frage gestellt werden, ob hier überhaupt Bedarf geltend gemacht 
werden kann. In diesem Zusammenhang wird auf noch im Verfahren befindliche Bebau-
ungspläne verwiesen, die ebenfalls die Errichtung von Einfamilienhäusern zum Gegens-
tand haben. Neben dem BP 22 (Wohnen in Radinkendorf Süd) und W 23 (Am Stadtfeld) 
wird auf den bereits 1995 beschlossen BP Vorheider Weg (mit 86 Parzellen) verwiesen. 
Die Verbände fordern daher, vor der Inanspruchnahme von Waldflächen alle anderen 
Flächenpotenziale zu prüfen und ggf. auch auszuschöpfen. 

 Die Planfläche befindet sich im Außenbereich ohne Anschluß an den vorhandenen Sied-
lungsbereich (auch wenn die GL hierzu eine andere Auffassung vertritt). Die bauliche 
Entwicklung der Fläche lässt keine Grundzüge einer städtebaulichen Ordnung erkennen. 
Eher ist die Verfestigung einer Splittersiedlung zu befürchten. Letzteres ist aber explizit 
gem. den Vorgaben des BauGB zu vermeiden. 
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 Folgerichtig ist, dass Planungsbehörden des Landkreises sich kritisch gegenüber der 
Planungsabsicht der Stadt Beeskow geäußert haben. Dabei wurde der Bedarf in Frage 
gestellt und auf die problematische Inanspruchnahme von Waldflächen und die Nähe 
zum Trinkwasserschutzgebiet hingewiesen.  Seitens des Landwirtschaftsamtes wird di-
rekt auf andere Möglichkeiten verwiesen, um diesen Konflikt zu lösen. Die Notwendigkeit 
der Inanspruchnahme gerade dieser Waldfläche wird ausgeschlossen. 

 Ebenso gab es Einwände seitens der uNB, denen sich die Naturschutzverbände unein-
geschränkt anschließen. Dabei wurde auf die besondere Bedeutung zusammenhängen-
der Waldgebiete mit Altbaumbestand und deren Biotopverbundfunktion hingewiesen. 
Darüber hinaus sind das Orts- und Landschaftsbild sowie die Erholungsfunktion zu be-
nennen.  

 Die betroffene Waldfläche ist in Gänze Lebensraum für eine Vielzahl geschützter Arten, 
insbesondere Fledermäuse, Vögel, Insekten. Hier wird besonders auch auf den Arten-
schutzbericht verwiesen. Hinzu kommen anlagebedingte mögliche Eingriffe in den beste-
henden Alleebestand. 

 Zusätzliche Hinweise/ Bedenken zum Umweltbericht: 
 M4 – hier sollte aufgrund der angrenzenden Waldflächen grundsätzlich die sockellose 

Einfriedung vorgesehen werden, damit eine generelle Durchlässigkeit des Plangebietes 
für Kleintiere gewährleistet ist. 

 M6 – die Reduzierung/ Minimierung des Plangebietes von 24 ha auf 4 ha bedeutet immer 
noch einen hohen, nicht ausgleichbaren Eingriff in die Schutzgüter und ist somit nicht als 
Kompensationsmaßnahme (Minimierung) anrechenbar. 

 A2 – Bereiche zur Sträucherpflanzung in 2 m Breite genügen nicht, um mittelfristig den 
Lebensraumverlust auszugleichen und die erforderliche ökologische Wertigkeit zu errei-
chen. Hier sind mindestens 3-reihige Anpflanzungen in ca. 5m Breite erforderlich.  

 E1 - die Ersatzaufforstung im Verhältnis von 1:1 ist ungenügend, da alter natürlich ge-
wachsener Wald verloren geht, der wenn überhaupt höchstens langfristig (nicht wie be-
hauptet mittelfristig) ersetzbar ist. 

 E3 – die hier vorgeschlagenen waldbaulichen Maßnahmen werden abgelehnt. Die Wald-
ränder sollten sich naturnah und sukzessiv entwickeln. Letzteres führt zu ökologisch 
wertvolleren Biotopen, als es künstlich angelegte jemals sein können, zumal auch der 
Anwachs- und Entwicklungserfolg keinesfalls garantiert ist. 

 Alle Zuwegungen, Stellflächen etc. sind in luft- und wasserdurchlässiger Bauweise zu er-
richten. 

 Fazit – Seitens der Naturschutzverbände wird das Planvorhaben abgelehnt. Die Notwen-
digkeit der Inanspruchnahme der Waldfläche sowie ein zwingend notwendiger Bedarf 
konnte nicht erbracht werden und wird sogar von den Ämtern des Landkreises in Frage 
gestellt. Die Fläche befindet sich im Außenbereich ohne Anschluß an Siedlungsbereiche. 
Die bauliche Entwicklung dieser Fläche trägt nicht zur städtebaulichen Ordnung bei und 
ist auch unter bau- und planungsrechtlichen Grundsätzen kritisch zu bewerten (Splitter-
siedlung). Das Vorhaben steht den Aussagen des FNP, der hier Wald vorsieht, entgegen. 
Die Fläche ist derzeit nicht ausreichend erschlossen, die Sanierung der Altlast treibt ne-
ben den Erschließungskosten die Baulandkosten weiter in die Höhe. Da ausschließlich 
Einfamilienhäuser geplant sind, können auch keine Gründe des Gemeinwohls geltend 
gemacht werden (gemeinnütziger/ sozialer Wohnungsbau etc.), die eine Inanspruchnah-
me von Wald ggf. noch eher vertreten lassen würde. Die Inanspruchnahme von 4 ha 
Wald ist auch im Hinblick auf die Eingriffe in die Schutzgüter höchst eingriffsrelevant und 
nicht ausgleichbar. Es wird auf das Prinzip der Minderung und Vermeidung von Eingriffen 
verwiesen, zumal Alternativen nicht ernsthaft geprüft wurden und der Bedarf nicht nach-
vollziehbar begründet wurde. (6) 

Wasser- und Bodenverband “Mittlere Spree” 
 Der Verband gibt seine Zustimmung. 
 Die Belange des Verbandes werden nicht berührt. Das anfallende Regenwasser ist auf 

den Grundstücken zu versickern. 
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Zentraldienst Polizei Brandenburg, Kampfmittelbeseitigungsdienst 
 Zur Beplanung des BP-Gebietes bestehen keine grundsätzlichen Einwände. 
 Bei konkreten Bauvorhaben ist bei Notwendigkeit eine Munitionsfreigabebescheinigung 

beizubringen. Darüber entscheidet die für das Baugenehmigungsverfahren zuständige 
Behörde auf der Grundlage einer vom Kampfmittelbeseitigungsdienst erarbeiteten 
Kampfmittelverdachtsflächenkarte. 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
Durch die Planung werden Belange der Bundeswehr nicht berührt. Vorbehaltlich einer 
gleichbleibenden Sach- und Rechtslage bestehen gegen die Planung keine Einwände. 
Polizeidirektion Ost, Polizeiinspektion Oder-Spree/Frankfurt (Oder) 
Keine Einwände 
Deutscher Wetterdienst 
Das geplante Vorhaben beeinträchtigt nicht den öffentlich-rechtlichen Aufgabenbereich des 
Deutschen Wetterdienstes. Deshalb werden keine Einwände erhoben. 
Busverkehrs Oder-Spree GmbH 
Es bestehen keine Einwände oder Bedenken gegen die geplante Bebauung. Die Lübbener 
Chaussee wird nicht mehr für den Buslinienverkehr genutzt. Die nächstgelegene Bushalte-
stelle ist die Haltestelle „Beeskow, Forsthaus“ in der Storkower Straße. 
 
Zu (1a) – Das Verfahren (auch die Grundstücksbildung) liegt vollständig in der Hand der 
Stadt Beeskow, die auch Grundstückseigentümer ist. Aus Gründen einer möglichst großen 
Flexibilität bei der Entwicklung des Gebietes wird auf Einzelbaufenster verzichtet. Auch die 
Festsetzung von max. Gebäudeflächen führt in der Praxis insbesondere bei der Ausführung 
von Wohngebäuden mit Garagen / Nebengebäuden in einem Gebäudekomplex zu Proble-
men. Die Stadt Beeskow entschließt sich infolgedessen zur Festsetzung einer offenen Bau-
weise und zur Festsetzung einer max. Grundstücksfläche von 2.000 qm. Darüber hinaus ist 
mit der textlichen Festsetzung Nr. 3 indirekt bereits eine Begrenzung der Wohngebäude ge-
geben (max. Anzahl von Wohnungen je Wohngebäude = 2). 
Zu (1b) – Der BP nimmt keine Grundstückseinteilung vor. Grundstücke können sich so auch 
entlang der Erschließungsstraße entwickeln, d.h. wenn eine entsprechende Tiefe nicht vor-
handen ist, kann das Grundstück entlang der Erschließungsstraße breiter sein. ggf. ist es so 
auch möglich, in diesem Bereich kleinere Grundstücke zu bilden. Aufgrund der Änderung 
des Plangebietszuschnittes (die Fledermaus-Wochenstuben sind nunmehr außerhalb des 
Plangebietes gelegen) stellt sich diese Problematik ohnehin nicht mehr, die WA-Flächen ha-
ben nunmehr durchgängig eine Tiefe von 40m. 
Zu (1c) – Die Flächensignatur ist nicht notwendig. Durch die Ausweisung der Signatur „An-
pflanzung von Sträuchern“ in Zusammenhang mit der textlichen Festsetzung Nr. 5 ist eine 
eindeutige Festsetzung gegeben. 
Zu (2)  - Aufgrund der in der Begründung zum BP-Entwurf dargestellten Notwendigkeit für 
die Stadt Beeskow Eigenheimgrundstücke zur Verfügung zu stellen (s. auch die beiden in 
der Begründung erwähnten Studien dazu) und der nur geringfügig zur Verfügung stehenden 
Flächen (u.a. aus Gründen des Landschafts- und Hochwasserschutzes) hat sich die Stadt 
Beeskow in der Abwägung entschlossen mehrere kleinere Plangebiete zu entwickeln, die im 
Vergleich die geringsten Konflikte erwarten lassen, so auch den Bereich „Südwald“, gegen-
über der bereits siedlungsgeprägten Fläche östlich der Lübbener Chaussee. Durch die Re-
duzierung des Plangebietes (im vorwiegenden aus landschaftsschutzbedingten Gründen) ist 
eine nördliche Anbindung an das Siedlungsgebiet (Bereich Storkower Straße) nicht mehr 
gegeben, das Plangebiet schließt jedoch im Südosten an den in der Klarstellungs- und Er-
gänzungssatzung Kernstadt Beeskow als im Zusammenhang bebauten Ortsteil festgelegten 
„Siedlungsbereich im Außenbereich an der Lübbener Chaussee“ an. Mit der Entwicklung des 
Bereichs „Südwald“ will die Stadt Beeskow außerdem den Altlastenkonflikt in Verbindung mit 
der alten Schießplatzanlage lösen. 
Die Stadt Beeskow hat bereits durch die erhebliche Reduzierung des Plangebietes von 24 
ha auf 4 ha auf diesen Tatbestand (Artenschutz) reagiert. Somit bleibt eine Fläche von 20 ha 
(die zusammenhänge Waldfläche in diesem Bereich beinhaltet ein mehrfaches dieser „ein-
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gesparten“ Größenordnung) Waldfläche und somit Lebensraum für die Arten zusätzlich er-
halten. Darüber hinaus wird die Waldfläche durch Neuaufforstung zu 100% ersetzt. Im Rah-
men der Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen haben auch Gespräche mit der 
uNB LOS stattgefunden. Im Ergebnis hat sich die Stadt Beeskow entschieden, das Plange-
biet nochmals zu modifizieren und so den Konflikt „Fledermaus-Wochenstuben“ aus dem 
Plangebiet herauszuhalten. Für alle anderen Artenschutzprobleme werden durch die Stadt 
Beeskow CEF-Maßnahmen im Umfeld des BP-Gebietes angeboten (Herausnahme des 
Waldes um das Wasserwerk nördlich des BP-Gebietes aus der forstwirtschaftlichen Bewirt-
schaftung, Anbringung von Nist- und Fledermauskästen). Die Fällung der Bäume erfolgt 
ausschließlich außerhalb der Fortpflanzungszeiten und artenschutzrechtlicher Begleitung/ 
Kontrolle (Prüfung auf Winterquartiere). So soll sichergestellt werden, dass sich der Erhal-
tungszustand der im und um das Plangebiet vorkommenden Populationen nicht verschlech-
tert. Die Stadt Beeskow hält an ihrer Planungsabsicht fest, im Bereich „Südwald“ ein Eigen-
heimgebiet von ca. 4 ha Größe zu etablieren. 
Darüber hinaus unterliegt der Wald ohne die Entwicklung zur Baufläche der normalen forst-
wirtschaftlichen Bewirtschaftung, d.h. die Bäume können gefällt werden und am gleichen 
Standort erfolgt  eine Neuaufforstung, die im Entwicklungsstand dann mit der Ersatzauffors-
tung (bei Entwicklung der Fläche zum Bauland) vergleichbar ist. Waldverbessernde Maß-
nahmen die zusätzlich zur Ersatzaufforstung stattfinden würden in diesem Fall unterbleiben. 
Zu (3) - In Auswertung der Stellungnahme hat ein Gespräch mit der uWB stattgefunden. 
Ähnlich wie bereits in der Begründung zum BP-Entwurf beschrieben, sollen die Bodenunter-
suchungen wie von der uWB gefordert durchgeführt werden. Dafür und für die sich anschlie-
ßenden Sanierungsmaßnahmen werden zwischen der uWB und der Stadt Beeskow vertrag-
liche Regelungen getroffen, die sicherstellen, dass im Rahmen der Vorbereitung des BP-
Gebietes alle Voraussetzungen geschaffen werden, die eine Entwicklung von Wohnbauland 
ermöglichen. D.h. vor Besiedelung des Gebietes ist ein saniertes Gelände vorhanden. Somit 
kann eine entsprechende Kennzeichnung des BP-Gebietes als Altlastenbereich entfallen. 
Zu (4) - Durch die Festsetzung Nr. 5 und die darin enthaltene Mindestbreite der Hecke je 
Baugrundstück ist eine eindeutige Vorgabe gegeben. Damit ist die Festsetzung realisierbar. 
Zu (5) - Durch die Modifikation des Plangebietes ergibt sich kein neuer Tatbestand in Fragen 
der Waldumwandlung. Die in Anspruch genommene Waldfläche hat nach wie vor eine Größe 
von ca. 4ha. Abweichungen von den bisherigen Größen für Erstaufforstung und Waldverbes-
sernde Maßnahmen können nach wie vor auf den vereinbarten Flächen durchgeführt wer-
den. 
Zu (6) - Aufgrund der in der Begründung zum BP-Entwurf dargestellten Notwendigkeit für die 
Stadt Beeskow Eigenheimgrundstücke zur Verfügung zu stellen (s. auch die beiden in der 
Begründung erwähnten Studien dazu) und der nur geringfügig zur Verfügung stehenden Flä-
chen (u.a. aus Gründen des Landschafts- und Hochwasserschutzes) hat sich die Stadt 
Beeskow in der Abwägung entschlossen mehrere kleinere Plangebiete zu entwickeln, die im 
Vergleich die geringsten Konflikte erwarten lassen, so auch den Bereich „Südwald“, gegen-
über der bereits siedlungsgeprägten Fläche östlich der Lübbener Chaussee. Der Vorwurf, 
dass keine Alternativen bedacht wurden, bzw. der Bedarf nur durch den zitierten Teilsatz aus 
der Begründung nachgewiesen wurde, ist somit nicht gerechtfertigt. Auch die Aussage, dass 
z.B. der BP Vorheider Weg noch genügend Potenzial besitzt ist nicht richtig (s. auch Anlage 
1 der Abwägungstabelle).Durch die Reduzierung des Plangebietes (im vorwiegenden aus 
landschaftsschutzbedingten Gründen) ist eine nördliche Anbindung an das Siedlungsgebiet 
(Bereich Storkower Straße) nicht mehr gegeben, das Plangebiet schließt jedoch im Südosten 
an den in der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung Kernstadt Beeskow als im Zusammen-
hang bebauten Ortsteil festgelegten „Siedlungsbereich im Außenbereich an der Lübbener 
Chaussee“ an. Mit der Entwicklung des Bereichs „Südwald“ will die Stadt Beeskow außer-
dem den Altlastenkonflikt in Verbindung mit der alten Schießplatzanlage lösen. Die Stadt 
Beeskow hat bereits durch die erhebliche Reduzierung des Plangebietes von 24 ha auf 4 ha 
auf diesen Tatbestand reagiert. Somit bleibt eine Fläche von 20 ha (die zusammenhänge 
Waldfläche in diesem Bereich beinhaltet ein mehrfaches dieser „eingesparten“ Größenord-
nung) Waldfläche und somit Lebensraum für die Arten zusätzlich erhalten. Darüber hinaus 
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wird die Waldfläche durch Neuaufforstung zu 100% ersetzt. Im Rahmen der Auswertung der 
eingegangenen Stellungnahmen haben auch Gespräche mit der uNB LOS stattgefunden. Im 
Ergebnis hat sich die Stadt Beeskow entschieden, das Plangebiet nochmals zu modifizieren 
und so den Konflikt „Fledermaus-Wochenstuben“ aus dem Plangebiet herauszuhalten. Für 
alle anderen Artenschutzprobleme werden durch die Stadt Beeskow CEF-Maßnahmen im 
Umfeld des BP-Gebietes angeboten (Herausnahme des Waldes um das Wasserwerk nörd-
lich des BP-Gebietes aus der forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung, Anbringung von Nist- 
und Fledermauskästen). Die Fällung der Bäume erfolgt ausschließlich außerhalb der Fort-
pflanzungszeiten und artenschutzrechtlicher Begleitung/ Kontrolle (Prüfung auf Winterquar-
tiere). So soll sichergestellt werden, dass sich der Erhaltungszustand der im und um das 
Plangebiet vorkommenden Populationen nicht verschlechtert. Die Stadt Beeskow hält an ih-
rer Planungsabsicht fest, im Bereich „Südwald“ ein Eigenheimgebiet von ca. 4 ha Größe zu 
etablieren. Ein Eingriff in den Alleebestand ist aufgrund der Modifizierung des BP-Gebietes 
nicht mehr notwendig. Alle vorhandenen Alleebäume im Plangebietsbereich des BP sind 
zum Erhalt festgesetzt.   
Darüber hinaus unterliegt der Wald ohne die Entwicklung zur Baufläche der normalen forst-
wirtschaftlichen Bewirtschaftung, d.h. die Bäume können gefällt werden und am gleichen 
Standort erfolgt  eine Neuaufforstung, die im Entwicklungsstand dann mit der Ersatzauffors-
tung (bei Entwicklung der Fläche zum Bauland) vergleichbar ist. Waldverbessernde Maß-
nahmen die zusätzlich zur Ersatzaufforstung stattfinden würden in diesem Fall unterbleiben. 
Zu den einzelnen Maßnahmen: 
 Die Festsetzung ist im Grunde genommen bereits vorhanden (Festsetzung Nr. 1). Diese 

wird dahingehend ergänzt, dass Einfriedungen an der Plangebietsgrenze und zwischen 
den Baugrundstücken sockellos zu erfolgen haben. 

 Die erhebliche Minimierung des Plangebietes entspricht dem Tatbestand der Minderung 
des ehemals geplanten Eingriffs in Natur und Landschaft und sichert im Zusammenhang 
mit der insgesamt vorhandenen Waldfläche den Erhaltungszustand der im und um das 
Plangebiet vorkommenden Populationen. Insofern gehört dieser Fakt sehr wohl zum 
Planverfahren. 

 Die textliche Festsetzung Nr. 5 wird dahingehend modifiziert, dass in den entsprechend 
gekennzeichneten Bereichen die Hecke je Baugrundstück eine Breite von mind. 2 m er-
reichen muß. Damit ist gesichert, dass die Hecke innerhalb des BP-Gebietes eine Breite 
vom mind. 4m (WA2) erreicht und an den Plangebietsrändern (quasi in Verlängerung der 
Waldrandzone) eine Mindestbreite von 2 m.  

 Die Maßnahmen für die Waldumwandlung werden durch die untere Forstbehörde festge-
setzt. Die Ersatzaufforstung von 1:1 ist hierbei nur ein Teil der Maßnahme. Darüber hin-
aus sind 4,2 ha waldverbessernde Maßnahmen festgesetzt worden. 

 Der Einwand ist nicht nachvollziehbar. Bei der Maßnahme geht es um die Initiierung der 
Waldrandgestaltung die letztendlich in den natürlichen Verlauf entlassen wird. 

 Der Vorschlag ist erfahrungsgemäß nicht zielführend. Es wird jedoch eine Festsetzung in 
den BP aufgenommen, dass auf den Baugrundstücken Flächenversiegelungen aus Ort-
beton und Asphalt nicht zulässig sind. 

Aus den o.g. Gründen bleibt die Stadt Beeskow bei ihrer Absicht das Wohngebiet „Südwald“ 
zu entwickeln. Die Einwände der Naturschutzverbände können z.T. nicht geteilt werden, da 
nicht zutreffend (kein Siedlungszusammenhang, keine Alternativuntersuchung, die Altlasten-
sanierung muß auch ohne Baulandentwicklung  gelöst werden, Gemeinwohl ist nicht nur die 
Entwicklung von gemeinnützigem/ sozialen Wohnungsbau sondern auch die die Wohnbe-
dürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen 
in der Kernstadt Beeskow, die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung), z.T. erfol-
gen Modifizierungen von Festsetzungen. Das Prinzip der Vermeidung und Minderung von 
Eingriffen ist durch die Reduzierung des Plangebietes von 24 ha auf 4 ha berücksichtigt wor-
den. 
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Aufgrund des modifizierten Plangebietes zum BP W21 „Südwald“ ist eine erneute Beteiligung 
der Öffentlichkeit und der Behörden/ sonstigern Träger öffentlicher Belange notwendig ge-
worden. 
 
Die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3(2) BauGB wurde vom 07.05.2018 bis ein-
schließlich 08.06.2018 durchgeführt. 
Zu dieser Beteiligung sind keine Stellungnahmen/ Anregungen zur Planung eingegangen.  
 
Die erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4(2) 
BauGB fand mit Schreiben vom 24.04.2018 parallel zur Beteiligung der Öffentlichkeit statt. 
Dabei sind folgende wesentliche Aussagen gemacht worden: 
Landkreis Oder-Spree, Bauordnungsamt, AG Bauleitplanung 
Um dem Planungsziel der Stadt Beeskow, Grundstücke für den Eigenheimbau anzubieten, 
gerecht zu werden und die Errichtung überdimensional großer Baukörper auszuschließen, 
wird mit der textlichen Festsetzung Nr. 4 die maximale Größe der einzelnen Baugrundstücke 
mit 2000 m² begrenzt. Im Widerspruch dazu wird in der Begründung zum B-Plan (Seite 53) 
mit Grundstücksgrößen zwischen 700 und 1000 m² operiert. Begründung und Planzeichnung 
(textliche Festsetzungen) sind in Übereinstimmung zu bringen. (1) 
Landkreis Oder-Spree, Umweltamt, SG untere Naturschutzbehörde 
 Eingriffsregelung - In der Planung wurden unterschiedliche Angaben zum Flächenumfang 

der Ersatzmaßnahme E2 (Pflegemaßnahme in der Gemarkung Beeskow, Flur 12, Flur-
stück 15) getroffen (Siehe Begründung zum B-Plan S. 66. und S. 26 im Umweltbericht). 
Dabei ist ein Kompensationsverhältnis von mind. 1 : 2 zu beachten (Siehe auch Hand-
lungsanleitung zum Vollzug der Eingriffsregelung). 

 Die Maßnahmenstandorte außerhalb des Plangebietes sind rechtlich (§ 15 Abs. 4 
BNatSchG) zu sichern. 

 Artenschutz (§ 44 BNatSchG) - Die in der artenschutzrechtlichen Untersuchung ermittel-
ten Fledermausquartiere befinden sich entsprechend der vorliegenden Änderung außer-
halb des Plangebietes. Die Entwicklung eines Waldrandsaumes westlich und nördlich 
des Plangebietes stellt eine geeignete Abgrenzung zur Bebauung sowie einen Schutz 
der Fledermausquartiere dar und trägt zur Erhöhung der Strukturvielfalt bei. Die Gehölz-
pflanzung ist durch einen Wildschutzzaun vor Verbiss zu schützen. Da mit dem Verlust 
des Waldgebietes auch Nahrungshabitate für Fledermäuse verloren gehen, wird die Ent-
wicklung von Waldgesellschaften durch forstlichen Nutzungsverzicht und der Förderung 
von Alt- und Höhlenbäumen auf einer Fläche von 4 ha um den Wasserwerkstandort na-
turschutzfachlich begrüßt. Im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wurde die Maßnahme 
beschrieben, es fehlen noch konkrete Angaben zum Standort. 

 Anregungen - Mit textlichem Vermerk auf der Planzeichnung, ist auf die Durchführung 
von Maßnahmen (Benennung der Maßnahmen) zum Ausgleich und Ersatz außerhalb 
des Plangebietes hinzuweisen. (2) 

Landkreis Oder-Spree, Bauordnungsamt, SG technische Bauaufsicht 
Keine Einwände 
Landkreis Oder-Spree, Stabsstelle Brand-,  Zivil- und Katastrophenschutz, SG Abwehrender 
Brandschutz, AAO und Kreisausbildung 
 Dem Vorhaben wird seitens der Brandschutzdienststelle unter Beachtung folgender 

Punkte zugestimmt: 
 Das Gebiet wird mit öffentlichen Verkehrsflächen erschlossen. Eine Sackgassensituation 

wird vermieden, die Straßen müssen ausreichend dimensioniert für Feuerwehrfahrzeuge 
sein (vgl. hierzu "Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr" (Bbg)). 

 Verkehrsflächen, welche gleichzeitig Feuerwehrflächen (z.B. Feuerwehrzufahrten) sind, 
müssen mind. die Anforderungen der "Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr" (Bbg) 
erfüllen. Diese sind auch mit Hinweisschildern (z. B. nach StVO, DIN 4066) zu kenn-
zeichnen. 

 Hinweis: Werden Gebäudeteile weiter als 50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche ent-
fernt geplant, können in späteren Genehmigungsverfahren Feuerwehrzufahrten bzw. 
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Feuerwehrflächen gemäß der "Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr" verlangt wer-
den (BbgBO). 

 Die Stadt Beeskow hat als örtlicher Träger des Brandschutzes (§ 2 BbgBKG) in ihrem 
Bereich die Löschwasserversorgung zu gewährleisten (§ 3 BbgBKG). 

 Die Löschwasserversorgung ist grundsätzlich gesichert, wenn die Anforderungen des 
DVGW- Arbeitsblatts W 405 "Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trink-
wasserversorgung" erfüllt sind (Pkt. 3.1 VVBbgBKG). 

 Ist die Versorgung durch die Trinkwasserversorgung (Hydranten) nicht gegeben, muss 
die Versorgung über normgerechte Alternativen gesichert werden. Dies wären uner-
schöpfliche offene Gewässer (ggf. mit normgerechten Sauganschluss (DIN 14244); bei 
einziger Entnahmemöglichkeit auch frostsicher, Löschwasserbrunnen (DIN 14220), 
Löschwasserteiche (DIN 14210) oder unterirdische Löschwasserbehälter (DIN 14230). 

 Hinweis: In späteren Verfahren ist ein Nachweis über die gesicherte Löschwasserversor-
gung zu erbringen. Dieser Nachweis beinhaltet die schriftliche Auskunft des Trägers des 
Brandschutzes (im Auftrag die schriftliche Auskunft des Wasserversorgers/ Zweckver-
bandes) über die Standorte von Hydranten sowie die verfügbare Löschwassermenge. 

 Die nächste normgerechte Entnahmestelle (z. B. Hydrant) darf sich max. 300 m von je-
dem Gebäudeteil entfernt befinden. 

 Für die Realisierung einer fundierten Gefahrenabwehrbedarfsplanung, gem. § 3 Abs. 2 
BbgBKG, muss der örtliche Träger des Brandschutzes seine örtlich zuständige Feuer-
wehr entsprechend einbeziehen und informieren. (3) 

Landkreis Oder-Spree, Umweltamt, SG Untere Abfallwirtschafts- und Bodenschutzbehörde 
s. Pkt. I.2.5 „Altlasten“ 
Landesamt für Umwelt 
Immissionsschutz – Die Stadt Beeskow beabsichtigt im Bereich Lübbener Chaussee die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. W 21 „Südwald“. Planungsziel ist die Schaffung der 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von Wohngebäuden auf einer Flä-
che von ca. 4 ha (vormals 24 ha). Das LfU hat zuletzt mit Schreiben vom 31.01.2018 eine 
Stellungnahme zu o.g. Planung abgegeben. Aus immissionsschutzfachlicher Sicht ergeben 
sich zum Bebauungsplan Nr. W 21 „Südwald“ der Stadt Beeskow keine Forderungen oder 
Bedenken. Die immissionsrelevanten Belange wurden im Kap. 3.1.3 der Planbegründung 
und im Umweltbericht in ausreichendem Umfang dargestellt und erörtert. 
Wasserwirtschaft – keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung 
Landesbetrieb Forst, untere Forstbehörde, Briesen 
 Es liegt eine forstbehördliche Betroffenheit vor. Betroffen sind Waldfläche auf den 

Flurstücken 20, 22/3 und 27 in der Flur 7 der Gemarkung Beeskow. Die Gesamtfläche 
der Waldumwandlungsfläche beträgt laut eingereichten Planungsunterlagen 3,9954 ha. 
Es ist gem. § 8 LWaldG vorgesehen, dass bei Umwandlung von Wald in eine andere 
Nutzungsart für die verursachte Beeinträchtigung des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes die nachteilige Wirkung für die Schutz- und Erholungsfunktionen des Wal-
des Ersatz zu leisten ist. Der Ersatz soll als Erstaufforstung auf geeigneten Grundstücken 
oder als Schutz- und Gestaltungsmaßnahme im Wald vorgenommen werden. Die Ge-
samtgröße der Kompensationsfläche wird ermittelt aus der Größe der Waldumwand-
lungsfläche und den dort vorliegenden abwägungsrelevanten Waldfunktionen. Im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes W 21 "Südwald" liegen folgende abwägungsrelevan-
te Waldfunktionen vor - Wald im Wasserschutzgebiet Zone 3 (WF 1203), Wald mit Erho-
lungsfunktion Stufe 2 (WF 8102), Lokaler Klimaschutzwald (WF 3100). Für die Kompen-
sationsfläche wurde unter Berücksichtigung aller abwägungsrelevanten Kriterien eine 
Gesamtgröße von 9,4773 ha ermittelt. Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind wie 
folgt durchzuführen: Als Erstaufforstung ist eine geeignete Fläche mit einer Größe von 
mindestens 3,9954 ha aufzuforsten. Die Erstaufforstung ist hinsichtlich der Mischungsart 
als laubholzdominierter Reinbestand mit Mischbaumartenanteil anzulegen und zu pfle-
gen. Der Umfang der Schutz- und Gestaltungsmaßnahme als waldverbessernde Maß-
nahme ergibt sich aus der Differenz zwischen der ermittelten Kompensationsfläche zur 
Größe der Erstaufforstungsfläche. Die waldverbessernde Maßnahme kann auf einer 
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5,4819 ha großen Fläche als Voranbau mit Laubholz angelegt werden. Die Anlage der 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen hat bis spätestens zwei Jahre nach Beginn des Voll-
zugs der Waldumwandlung zu erfolgen. Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme muss so 
geplant, ausgeführt und gepflegt werden, dass die Entwicklung einer standortgerechten, 
naturnahen Waldgesellschaft gewährleistet ist. Die Ausgleichs- und Ersatzflächen sind 
nach den für den Landeswald Brandenburg geltenden Waldbau- und Qualitätsstandards, 
nach den anerkannten Regeln zum Einsatz der Technik und im Sinne der guten forstli-
chen Praxis aufzuforsten. Die Baumartenwahl unterliegt darüber hinaus den Einschrän-
kungen des Erlasses zur Sicherung gebietsheimischer Herkünfte bei der Pflanzung von 
Gehölzen in der freien Natur. Es ist ausschließlich nur zugelassenes Vermehrungsgut 
(Pflanzmaterial) i. S. des Forstvermehrungsgutgesetzes (FoVG) zu verwenden. Bei den 
dem FoVG unterliegenden Baumarten sind die Herkunftsempfehlungen des Landes 
Brandenburg in der jeweils geltenden Fassung verbindlich anzuwenden. Der Herkunfts-
nachweis des forstlichen Vermehrungsgutes ist durch Vorlage des Lieferscheins einer 
Baumschule gegenüber der zuständigen unteren Forstbehörde zu erbringen. 

 Für die Anlage des Waldrandes sind Sträucher zu verwenden, die dem Erlass des MIL 
und des MUGV zur Sicherung gebietsheimischer Herkünfte für die Pflanzung von Gehöl-
zen in der freien Natur, entsprechen. Der Begünstigte hat die Bestätigung der durchgän-
gigen Herkunftssicherung für die Herkunftsgebiete 2.1 und 1.2 nach Erlass vom 
18.09.2013, angefangen von der Ernte, über die Gehölzanzucht bis hin zum Vertrieb 
durch Angabe der Gehölzindexnummer nachzuweisen. 

 Im Bebauungsplanverfahren ist als Ersatz- und Ausgleichsmaßnahme bereits eine Flä-
che E1 (Erstaufforstung) benannt. Die Fläche E1 befindet sich in der Gemarkung Bees-
kow Flur 12, anteilig auf dem Flurstück 190. Die Überprüfung wurde durch die Untere 
Forstbehörde, Oberförsterei Briesen, als Träger öffentlicher Belange bereits im Verfahren 
zum Flächennutzungsplan Nr. 53 Aufforstungsflächen der Stadt Beeskow durchgeführt. 
Nach Prüfung ist die Erstaufforstungsfläche (E1) forstfachlich geeignet. Eine Genehmi-
gung nach Beantragung auf Erstaufforstung wurde in Aussicht gestellt. 

 Für die über das Flächenverhältnis 1: 1 von 3,9954 ha (Grundkompensation)  hinaus ge-
hende Flächendifferenz wurde durch die Stadt Beeskow bereits eine Auflistung von Vor-
schlägen für waldverbessernde Maßnahmen bei der unteren Forstbehörde, Oberförsterei 
Briesen eingereicht. Nach Prüfung der Vorschläge wurden drei Flächen als geeignet an-
gesehen - Abt. 25 a 2, Größe: 2,25 ha; Abt. 29 b 0, Größe: 2,45 ha; Abt. 4225 a 5, Grö-
ße: 0,79 ha. Für die drei Forstflächen wurde eine Gesamtgröße von 5,4900 ha ermittelt. 

 Es wird von der Unteren Forstbehörde empfohlen, dass nach dem der Bebauungsplan 
rechtskräftig geworden ist, die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen vorzeitig zu realisieren 
und anerkennen zu lassen. Es hat sich in der Praxis bewährt, dass dafür ein Städtebauli-
cher Vertrag gem. §11 BauGB2 geschlossen wird. 

Landesbüro der anerkannten Naturschutzverbände 
Die ablehnende Stellungnahme vom 16.01.2018 behält trotz einiger aus naturschutzfachli-
cher Sicht unwesentlicher Modifikationen des Bebauungsplanes weiterhin volle Gültigkeit. (In 
der Abwägung bleibt die Stadt Beeskow bei ihren Ausführungen zur vorhergehenden Beteili-
gung, da sich die Aussagen des Landesbüros nicht geändert haben) 
GDMcom 
 Bezugnehmend auf die Anfrage erteilt GDMcom Auskunft zum angefragten Bereich für 

die folgenden Anlagenbetreiber: nicht betroffen von der Planung – EMB Energie Mark 
Brandenburg GmbH*, Erdgasspeicher Peissen GmbH, Ferngas Netzgesellschaft mbH 
(Netzgebiet Thüringen-Sachsen), GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deut-
scher Gasversorgungsunternehmen mbH & Co. KG*, Gugas GmbH*, innogy Gas Stora-
ge NWE GmbH*, ONTRAS Gastransport GmbH, VNG Gasspeicher GmbH. (* GDMcom 
ist für die Auskunft zu Anlagen dieses Betreibers nicht oder nur zum Teil zuständig. Zur 
Einholung weiterer Auskünfte wird auf die Anlagenbetreiber verwiesen.) 

 ONTRAS Gastransport GmbH, Ferngas Netzgesellschaft mbH, VNG Gasspeicher 
GmbH, Erdgasspeicher Peissen GmbH - Im angefragten Bereich befinden sich keine An-
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lagen und keine zurzeit laufenden Planungen der/s oben genannten Anlageneigentü-
mer/s. Es gibt keine Einwände gegen das Vorhaben. 

 
Zu (1) - Die Festsetzung vom max. 2000 qm ist als max. Grundstücksgröße festgesetzt. Dies 
steht nicht im Widerspruch zu den im Regelfall von der Stadt Beeskow angestrebten 700 – 
1000 m² für die Grundstücksgrößen. D.h. mit der festgesetzten Grundstücksgröße wird ledig-
lich eine Grenze gesetzt, um wie beschrieben überdimensional große Baukörper im Plange-
biet auszuschließen (bei gleichzeitiger Festsetzung einer offenen Bauweise). Eine Änderung 
in den textlichen Festsetzungen oder in der Begründung ist nicht notwendig. Die Stadt Bees-
kow als Grundstückseigentümer bestimmt bei der Vergabe der Eigenheimgrundstücke über 
deren Größe. 
Zu (2) - Der Flächenumfang in Umweltbericht und Begründung wird angeglichen (die be-
nannte Fläche S. 26 für E2 ist nur hier abweichend benannt (Schreibfehler), alle anderen 
Textpassagen im Umweltbericht – die Maßnahme E2 ist mehrfach im Umweltbericht be-
nannt, mit der Größe, die auch in der Begründung S. 66 verwendet wird. Die Maßnahme ist 
bereits im Vorfeld der Planung zum BP W21 zwischen der Stadt Beeskow und der uNB als 
ausreichend vereinbart worden und bleibt entsprechend bestehen. 
 Für die Fläche E2 erfolgt eine rechtliche Sicherung, Fläche E1 ist zwischen der unteren 

Forstbehörde und der Stadt Beeskow vereinbart (Aufforstung) und damit gesichert. 
 Die Aussagen werden zur Kenntnis genommen. Die Fläche für den forstwirtschaftlichen 

Nutzungsverzicht befindet sich im Bereich Gemarkung Beeskow Flur 7, Flurstücke 21/1, 
21/2 tlw, 22/1, 22/2, 23/1, 23/4 tlw. (s. nachfolgenden Karte).  

 Die Anregung wird nicht in die Planzeichnung aufgenommen. Begründung: Es ist nicht 
ausgeschlossen, dass im Rahmen der Ausführung in Abstimmung mit der uNB Änderun-
gen bei Ersatzmaßnahmen zum Tragen kommen. Im Falle der Aufnahme auf die Plan-
zeichnung (als Hinweis, eine Festsetzung ist nicht möglich) wäre bei einer solchen Ände-
rung auch die Planzeichnung zu ändern. Darüber hinaus sind die Maßnahmen der Be-
gründung zum BP bzw. dem Umweltbericht zu entnehmen. 
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Bild - vorgesehene Fläche für den forstwirtschaftlichen Nutzungsverzicht (4 ha, grüne Schraf-
fur) 
Zu (3) - Aufgrund der Tiefe der Wohnbauflächen von durchgehend 40 m ist keines der zu-
künftigen Gebäudeteile weiter als 50 m von der öffentlichen Erschließung entfernt (auch bei 
den beiden Eckgrundstücken im Nordwesten des Plangebietes beträgt der Abstand der ent-
ferntesten Ecke der Baugrenzen ca. 50 m zur Erschließungsstraße). 
Der Löschwasserbedarf wird durch die Stadt Beeskow abgesichert. In der Stellungnahme 
des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Beeskow und Umland ist 
folgende Aussage getroffen worden: Im Zuge der Neuverlegung wird maximal ein Hydrant 
errichtet, worüber eine Löschwasserversorgung von 48 mJ/h zugesichert werden kann. 
 
Die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der erneuten Beteiligung 
führt nicht zu wesentlichen inhaltlichen Änderungen in der Planung. Eine abermalige Beteili-
gung der Öffentlichkeit bzw. der Behörden/ sonstigen Träger öffentlicher Belange ist deshalb 
nicht notwendig. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Beeskow kann somit den Sat-
zungsbeschluß zum Bebauungsplan Nr. W21 „Südwald“ fassen. 
 
 
2. Intention des Planes 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes soll für ein Gelände an der Lübbener Chaussee 
am Rand der Siedlungslage Beeskow Planungsrecht geschaffen werden, um die beabsich-
tigte Entwicklung als Wohnbaufläche zur Einrichtung von ca. 35 bis 40 Grundstücken für den 
Eigenheimbau zu ermöglichen.  
 
Die im Plangebiet zulässigen Nutzungen sind im Wesentlichen auf Wohnbauflächen ausge-
richtet. Die planerischen Ausweisungen sollen Baukubaturen entsprechend geplantem 
Zweck bei Einbindung in die Umgebung ermöglichen (Höhenentwicklung der Baukörper 
bleibt deutlich unter dem umgebenden Baumbestand). 
 
Für die Verkehrserschließung des Wohngebietes werden neue Stichstraßen, abgehend von 
der Lübbener Chaussee angelegt. 
 
Das Bebauungsplangebiet hat insgesamt eine Größe von ca. 4,3 ha.  
 
 
3. Wesentlicher Planinhalt  
 
Es werden im Bebauungsplan bebaubare Grundstücksflächen (Allgemeines Wohngebiet) 
festgesetzt. Dafür werden die Art und das Maß der baulichen Nutzung, sowie durch Bau-
grenzen die überbaubaren Flächen festgelegt. Dies entspricht den geplanten Nutzungen und 
der Siedlungsstruktur von Beeskow in diesem Bereich (Siedlungsrandlage). Ziel ist 
Grundstücke für den Eigenheimbau zu schaffen. Die sonstigen im Allgemeinen Wohngebiet 
zulässigen Nutzungen sollen jedoch nicht ausgeschlossen werden, bis auf wenige nach § 4 
BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzungen. 
Das zulässige Nutzungsmaß wird durch die Ausweisung der Baugrenzen, die Festsetzung 
einer zulässigen Grundflächenzahl und die max. zulässige Geschoßanzahl bestimmt.  
 
Für die geplante Nutzung ist es notwendig, für die verkehrliche Anbindung neue Verkehrsflä-
chen, abgehend von einer bestehenden Verkehrsfläche, festzusetzen. 
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3.1 Abwägung und Begründung einzelner geplanter Festsetzungen 
 

Der Bebauungsplan soll gemäß § 1 BauGB eine geordnete städtebauliche Entwicklung unter 
Beachtung des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden sowie unter Berücksichtigung 
der Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen gewährleisten.  
 
Bei der Aufstellung des Planes wurden insbesondere berücksichtigt: 
- die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse, 
- die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler 

Bewohnerstrukturen in der Kernstadt Beeskow, die Eigentumsbildung weiter Kreise 
der Bevölkerung 

- die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes und die Einbindung der Bebauung in 
dasselbige, 

- die Belange des Umweltschutzes, des Klimaschutzes, des Natur- und Landschaftsschut-
zes, der Landschaftspflege 

 
3.1.1 bauliche Nutzung 
 
Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise 
 
Das Plangebiet wird auf Grund seiner Lage und des Charakters der beabsichtigten Nutzung 
im Wesentlichen (soweit für eine bauliche Nutzung vorgesehen) als Allgemeines Wohngebiet 
(§ 4 BauNVO) ausgewiesen.  
 
Die geplante Nutzung im Plangebiet soll sich in die im Umfeld/ im  Ort bisher vorherrschende 
Nutzungsstruktur (soweit bebaut) einfügen. Da der Bebauungsplan in einem Bereich ohne 
zentrale Funktionen für den Ort entwickelt wird, werden n. § 4 BauNVO Abs. 3 ausnahms-
weise zulässigen Nutzungen (Gartenbaubetriebe, Tankstellen) im Plangebiet ausgeschlos-
sen. 
 
Im Plangebiet werden gleiche Grundflächenzahlen festgesetzt. Aus der Umgebung und dem 
Plangebiet selbst einerseits und den geplanten Grundstücksgrößen (geplant sind im Wesent-
lichen Grundstücksgrößen zwischen 700 und 1.000 qm, entsprechend der derzeitigen Nach-
frage und der zu beobachtenden Entwicklung auf dem Grundstücksmarkt Beeskow) ergibt 
sich keine Notwendigkeit einer Zonierung.  
 
 
Gebiets-Nr. 
 

Größe (m²) GRZ Bebaubare 
Fläche (m²) 
 

Überschrei-
tung n. § 
19(4) BauN-
VO 

gesamt (m²) 

WA1  15.648 0,3 4.694 2.347 7.041 
WA2  11.771 0,3 3.531 1.766 5.297 
WA3  8.485 0,3 2.546 1.273 3.819 
Summe 35.904  10.771 5.386 16.157 
      
Verkehrsfläche  7.015  2.735*  2.735* 
Verkehrsf. bes. Zw 120  80*  80* 
Summe 43.039  13.586  18.972 
* Die Fläche ergibt sich aus einer Hochrechnung für die neuen Verkehrsflächen – Straße 
b=4,75m, Grundstückszufahrten - + vorhandene Fläche Lübbener Chaussee. 
 
Mit den Festsetzungen zur Grundflächenzahl in Verbindung mit den ausgewiesenen Bau- 
flächen wird sowohl den ortstypischen Gegebenheiten Rechnung getragen, die Versiegelung 
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auf einem niedrigen Stand analog zu vergleichbaren Gebieten in Beeskow gehalten und dem 
geplanten Nutzungszweck entsprochen. (Siehe auch Tabelle oben) 
 
Aufgrund der vorhandenen Bau- und Geländestruktur im südlichen Umfeld, sowie der ge-
planten Nutzung wird für den Planbereich eine maximale Geschoßanzahl von 2 Vollge-
schossen festgesetzt.  
 
Überbaubare Grundstücksflächen 
 
Die überbaubaren Flächen werden durch die Baugrenzen und die zulässige GRZ (geplant ist 
eine an den Standort und die vorgesehene Nutzung als Allgemeines Wohngebiet Ausrich-
tung Eigenheimgrundstücke angepasste GRZ von 0,3) bestimmt.  
Die Baufelder werden dabei entlang der jeweiligen (geplanten) Erschließungsstraßen einge-
ordnet, sodaß im Inneren der WA-Bereiche wenig bebaute Bereiche (ggf. Nebenanlagen) 
entstehen. Dieser Raum wird auch für Pflanzfestsetzungen genutzt (Planzeichnung + textli-
che Festsetzung Nr. 5) 
Die Festsetzung Nr. 6 schränkt den Bau von unterirdischen Garagen bzw. Garagen in Kel-
lergeschossen ein. Da im Plangebiet des BP W23 Eigenheime entstehen sollen, somit eine 
kleinteilige Bebauungsstruktur, würden sich die für Garagen im Kellergeschoßbereich not-
wendigen Zufahrten negativ auf die Gestaltung des Wohngebietes auswirken. 
 
Gestalterische Festsetzungen 
 
Gestalterische Festsetzungen auf der Basis des § 81 der BbgBO werden im Plangebiet le-
diglich für Einfriedungen vorgenommen.  Die Festsetzungen für die Einfriedungen sollen Bar-
rieren für kleine Säugetiere minimieren.  
 
3.1.2 Verkehr/ Erschließung 
 
Verkehr 
 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt für Kfz über das vorhandene Stra-
ßensystem in Beeskow (südwestlicher Siedlungsraum). Das Plangebiet liegt direkt an der 
Lübbener Chaussee, deren Bedeutung im Verkehrsystem durch die Ortsumgehung (B87) 
stark abgenommen hat und nur noch dem Zielverkehr für die an der Lübbener Chaussee an-
liegenden Nutzungen dient (s.o.).   
Die geplanten Wohnbereiche (WA1 bis WA3) werden insgesamt max. ca. 40 Wohnungen 
(ggf. + Einliegerwohnungen) nicht überschreiten. Dies wird keine wesentliche Änderung des 
Verkehrsaufkommens auf der Lübbener Chaussee zur Folge haben, die das bestehende 
Verkehrssystem nicht aufnehmen kann. Wie oben beschrieben, war die Lübbener Chaussee 
für den überörtlichen Verkehr ausgebaut. Diese Funktion besteht nicht mehr. 
Die innere Erschließung des Plangebietes erfolgt über die festgesetzten Verkehrsflächen 
(Regelbreite 10,00m), abgehend von der Lübbener Chaussee. Diese neuen Erschließungs-
straßen sind bilden einen Ring, jedoch findet hier lediglich der Zielverkehr zu den Wohn-
grundstücken statt, da kein weitergehendes Ziel darüber erreicht werden kann. Entspre-
chend ist auch eine problemloser Verkehr für Müll- und Rettungsfahrzeuge möglich. Die Auf-
teilung des Straßenraumes (bei einer Regelbreite des Straßengrundstückes von 10,00 m) ist 
im BP nicht festgesetzt worden. 
 
Derzeit ist der Ausbau der Erschließungsstraßen als Mischverkehrsfläche mit einer Breite 
von 4,75 m geplant. Die zu erwartende geringe Verkehrsdichte (lediglich Zielverkehr zu den 
geplanten Eigenheimgrundstücken + Ver- und Entsorgungsverkehr – hier im Wesentlichen 
Abfallentsorgung) lassen einen geringen Ausbaustandard zu. 
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Es ist derzeit nicht davon auszugehen, dass für die neuen Erschließungsstraßen an der 
Lübbener Chaussee vorhandene Alleebäume gefällt werden müssen. Im BP sind alle vor-
handenen Alleebäume zum Erhalt festgesetzt worden. 
 
Die direkt an der Lübbener Chaussee entstehenden Grundstücke (s ca. 12) erhalten Zufahr-
ten von dieser Straße wobei die Eckgrundstücke von den neuen Erschließungsstraßen Zu-
fahrten erhalten können, wenn dies z.B aus Gründen des Alleeschutzes notwendig ist. 

Lübbener Chaussee im Bereich des Plange-
biets 

 

 

 
Bild – geplante Verkehrserschließung abgehend von der vorhandenen Lübbener Chaussee = 
braune Fläche, rot = geplante Wohnbaufläche 
 
Ver-/Entsorgung 
 
Es wird davon ausgegangen, dass die medientechnische Erschließung des Plangebietes 
aufgrund der Vornutzung um das und im Plangebiet an der Lübbener Chaussee grundsätz-
lich gesichert ist. Durch die Kapazitäten der geplanten Wohnbauentwicklung werden nach 
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derzeitigem Kenntnisstand keine Engpässe in der Versorgung erwartet.  (s. dazu Punkt I.2.3 
„Erschließung – Stellungnahmen der Versorgungsbetriebe (tlw. noch für den wesentlich grö-
ßeren Plangebietsbereich)) 
 
Niederschlagswasser 
 
Im Plangebiet des BP Nr. W21 anfallendes Niederschlagswasser kann nicht in ein Abwas-
sersystem eingeleitet werden. Im Plangebiet anfallendes Regenwasser ist auf den Grundstü-
cken der Versickerung zuzuführen. Da mit der Planung eine moderate Versiegelung vorbe-
reitet wird, wird aufgrund der Verhältnisse vor Ort davon ausgegangen, dass die Versicke-
rung des Niederschlagswassers unverändert vor Ort stattfinden kann. Dies gilt auch für die 
festgesetzte Verkehrsfläche. Hier sind in Straßenrandlage Versickerungsmulden geplant. 
 
In Vorbereitung der Ausweisung neuer Wohnbauflächen im Stadtgebiet wurde 2015 eine 
geotechnische Voruntersuchung nach DIN 4120 durchgeführt (Ergebnisbericht der Gesell-
schaft für Geotechnik & Umweltschutz mbH GEOCON, Storkow, 03.11.2015). Innerhalb der 
seinerzeit vorgesehenen Fläche von ca. 24 ha wurden 2 Sondierungen durchgeführt. Der für 
das aktuelle Plangebiet des BP W21 nächstgelegene Sondierungsstandort liegt nordwestlich 
des Plangebietes (Abstand ca. 70 m). 

 
Bild – Lageplan mit eingetragenem Standort der nächstgelegenen Sondierung, roter Punkt = 
Sondierungsstandort, rote Linie = Plangebiet BP W21 
 
Nach dem vorliegenden Bericht kann generell in den Erschließungsbereichen von grobkörni-
gen Erdstoffen (SE) unter einer 0,1 m bis 0,5 m mächtigen Mutterbodenschicht (OH) ausge-
gangen werden. Das Auftreten von limnischen Sedimenten ist aufgrund der punktuellen Auf-
schlüsse nicht auszuschließen. Besonderheiten zeigten sich an keinem der Aufschlußpunk-
te. 
Die Grundwasseroberfläche des Untersuchungsraumes liegt zwischen 41 m und 42 m ü. NN. 
Das anstehende Grundwasser gehört zum obersten nicht abgedeckten Grundwasserleiter. 
Im Untersuchungsraum wird dieser von der angrenzenden Vorflut der Spree bestimmt. Die 
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hier mitgeteilten Grundwasserstände sind keine Höchstgrundwasserstände. Diese können je 
nach Niederschlagsdargebot und Wasserspiegelhöhe der Spree variieren. (Das Plangebiet 
des BP W21 weist Höhen von ca. 43,9 m bis ca. 45,1 m ü. NHN auf (außerhalb der Wallan-
lagen der ehemaligen Schießanlage)) 
 

 
Bild – detaillierte Schichtenfolge zur vorbeschriebenen Bodenprobe 
  
Sollte die Versickerung über Anlagen/ Bauwerke notwendig werden, so bedarf dies der was-
serrechtlichen Erlaubnis (Beantragung bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises), da 
die Einleitung von Niederschlag in das Grundwasser eine Gewässerbenutzung darstellt.  
 
Hinweis: Mit der Änderung des Brandenburgischen Wassergesetzes (19.12.2011) gilt der § 
66 BbgWG auch für Niederschlagswasser von Dachflächen. Die Ausnahmeregelung, nach 
der Niederschlagswasser von Dachflächen von den Bestimmungen der Abwasserbeseiti-
gung ausgenommen war, ist weggefallen. 
 
Festsetzungen zur Niederschlagswasserbehandlung werden im BP nicht getroffen. Hier wird 
auf den konkreten Nachweis im bauordnungsrechtlichen Verfahren verwiesen. 
 
3.1.3 Emissionen 
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Das Plangebiet liegt zwischen der Kohlsdorfer Chaussee (L422) und der Lübbener Chaus-
see, liegt jedoch nur an der Lübbener Chaussee an. Zur Kohlsdorfer Chaussee besteht ein 
Abstand von mindestens 77 m (Straßenkante – Plangebietsgrenze BP). 
 
Entsprechend der Stellungnahme des Landesamtes für Umwelt zum Belang Immissions-
schutz vom 08.02.2017 (zum seinerzeit noch größeren Plangebiet von ca. 24 ha) ergeben 
sich aus immissionsschutzfachlicher Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. Im Weiteren 
wird folgendes ausgeführt: „Das Plangebiet befindet sich nicht im Einwirkungsbereich von 
Emissionen einer nach BImSchG genehmigungsbedürftigen Anlage, die die geplante Nut-
zung (im BP W21) erheblich belästigen oder beeinträchtigen könnten. Im weiteren Verfahren 
sind jedoch die Verkehrsaufkommen auf der Kohlsdorfer Chaussee und der Lübbener 
Chaussee und die Auswirkungen des Verkehrslärms auf den Geltungsbereich des BP zu be-
rücksichtigen (s. Lärmkartierung Brandenburg 2012). Mit der Festsetzung der Art der bauli-
chen Nutzung bestehen Erwartungen zum Schutz vor Lärmbelastungen. Den Erwartungen 
auf angemessenen Schutz vor Lärmbelastungen wird entsprochen, wenn die orientierungs-
werte der DIN 18005 eingehalten oder unterschritten werden. In vorbelasteten Gebieten sind 
die Orientierungswerte häufig nicht einhaltbar. Jedoch ist bei der Bauleitplanung die Schaf-
fung neuer Konfliktlagen zu vermeiden bzw. sollte erkennbar versucht werden, bestehende 
Konflikte mit planerischen Mitteln zu verringern (z.B. geeignete Gebäudeanordnung, 
Grundrißgestaltung, bauliche Schallschutzmaßnahmen. Aus Gründen der Vorsorge wird 
empfohlen, im Rahmen der Umweltprüfung die Schallimmissionen der Kohlsdorfer Chaussee 
und der Lübbener Chaussee abzuschätzen, zu bewerten und im Umweltbericht zum BP zu 
erörtern. Etwa notwendige Schallminderungsmaßnahmen sind im BP festzusetzen. Weiter-
hin sollten im Rahmen der Umweltprüfung in einer Bestandsaufnahme der vorhandenen 
Nutzungen im Umfeld des Plangebietes, insbesondere die westlich angrenzenden gewerbli-
chen bzw. Sondernutzungen (BP M7 „Lübbener Chaussee“), deren Auswirkungen unter Be-
rücksichtigung des Planungsziels zum Schutzanspruch bewertet werden.“ 
 
Die angesprochene Lärmkartierung Brandenburg 2012 weist für den Bereich der Lübbener 
Chaussee einen nicht mehr aktuellen Stand aus. Vor Eröffnung der Ortsumgehung (B87) 
hatte die Lübbener Chaussee die überörtliche Bedeutung der Verbindung von Beeskow 
Richtung Lübben. Mit Eröffnung der Ortsumgehung B87 ging diese Bedeutung für die Lüb-
bener Chaussee verloren. Die Lübbener Chaussee hat entgegen der Darstellung in der 
Lärmkartierung keinen Anschluß an die Ortsumgehung B87, sondern endet an der Zufahrt 
zum Kat-Lager (Katastrophenschutzlager) und bildet somit eine Sackgasse (s. nachfolgende 
Graphik). Die Verkehrsbelegung auf der Lübbener Chaussee tendiert somit aktuell gegen 0 
und weist nur Zielverkehr zum Kat-Lager und zu den Nutzungen südöstlich der Lübbener 
Chaussee (im Wesentlichen der Erlebnishof Beeskow (s. auch www.awo-erlebnispark-
beeskow.de) und wenige Wohnnutzungen). Damit ist eine Lärmimmission durch die Lübbe-
ner Chaussee praktisch nicht gegeben. Die nachfolgenden Bilder Lärmkartierung 2012 Tag 
und Nacht weisen deshalb durch die blauen Markierungen den Isophonenverlauf an der 
Kohlsdorfer Chaussee ohne Beeinflussung durch die Lübbener Chaussee auf. An den Gra-
phiken ist zu erkennen, dass unter Berücksichtigung des vorgenannten für das Plangebiet 
des BP W21 am Tag keine Ausweisung vorhanden ist und für die Nacht nur geringfügig im 
Norden des BP W21 Ausweisungen vorhanden wären. (s. nachfolgende Seiten) 
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Übersichtsplan Strategische Lärmkarte für die Stadt Beeskow, Isophonenbänder LNight, LUGV 
2012; Darstellung zur Verdeutlichung, dass in der Lärmkartierung 2012 die Lübbener Chaus-
see mit einer ähnlichen Belastung ausgewiesen wurde wie die B87 
 

 
Bild - Ende der Lübbener Chaussee an der Zufahrt zum Kat-Lager
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Die vorhandene Lärmkartierung 2012 weist folgende Werte für den Bereich des BP W21 auf: 

 
Strategische Lärmkarte für die Stadt Beeskow, Isophonenbänder LDEN, LUGV 2012; rote Li-
nie = Plangebietsgrenze BP W21, dunkelblaue Linie = Weiterführung der Isophone ohne Be-
einflussung durch die Lübbener Chaussee 


 
 


 
Strategische Lärmkarte für die Stadt Beeskow, Isophonenbänder LNight, LUGV 2012;  
rote Linie = Plangebietsgrenze BP W21, dunkelblaue Linie = Spiegelung der nördlichen I-
sophone an der Kohlsdorfer Chaussee nach Süden ohne Beeinflussung durch die Lübbener 
Chaussee 
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Das Beiblatt 1 zu DIN 18005-1 enthält schalltechnische Orientierungswerte für die städtebau-
liche Planung. Diese gelten nur für die städtebauliche Planung, nicht dagegen für die Zulas-
sung von Einzelvorhaben. Es handelt sich dabei nicht um Grenzwerte. Sie sind vielmehr als 
sachverständige Konkretisierung der Anforderung an den Schallschutz im Städtebau aufzu-
fassen. Bei der Planung von schutzbedürftigen Nutzungen im Einwirkungsbereich von Stra-
ßen- und Schienenwegen ist die Einhaltung dieser Orientierungswerte anzustreben. Für die 
Beurteilung ist tags der Zeitraum von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr und nachts von 22.00 Uhr bis 
6.00 Uhr zugrunde zu legen. Die Orientierungswerte sollen bereits auf den Rand der Bauflä-
chen bezogen werden. Sie sind in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt. 
 
Nutzungen Tag Nacht  

Reine Wohngebiete (WR) 
Wochenendhausgebiete, Ferienhausgebiete
 

50 40 

Allgemeine Wohngebiete (WA) 
Kleinsiedlungsgebiete (WS) 
Campingplatzgebiete 

55 45 

Friedhöfe, Kleingarten- u. Parkanlagen 55 55 

Besondere Wohngebiete (WB) 60 45 

Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI) 60 50 

Kerngebiet (MK), Gewerbegebiet (GE) 65 55 

sonst. Sondergebiete, soweit sie schutz- 
bedürftig sind, je nach Nutzungsart 

45 - 65 35 - 65 

Tab. - Schalltechnische Orientierungswerte für Verkehrslärm nach DIN 18005 Beiblatt 1 
(Werte in dB(A)), für den BP W23 gelten die orange hinterlegten Richtwerte 
 
Aus der strategischen Lärmkarte für die Stadt Beeskow, Isophonenbänder LDEN (vorherge-
hende Seite) ist zu entnehmen, dass unter Berücksichtigung der o.g. Ausführungen zur Lüb-
bener Chaussee keine Überschreitung  der Richtwerte am Tag auftritt. 
Aus der strategischen Lärmkarte für die Stadt Beeskow, Isophonenbänder LNight (vorherge-
hende Seite) ist zu entnehmen, dass unter Berücksichtigung der o.g. Ausführungen zur Lüb-
bener Chaussee nur im nördlichen Bereich des Plangebietes des BP W21 (im Nordwesten 
von  WA2) – maximal bis zu einer Entfernung von 35m von der nordwestlichen Plangebiets-
grenze – eine geringfügige Überschreitung der Richtwerte bis 50 dB(A) auftritt (aufgrund der 
Entfernung zur Kohlsdorfer Chaussee dürfte der Wert eher bei 47/ 48 dB(A) liegen). 
Nach DIN 4109-1, Ausgabe Juli 2016, Abschnitt 7 würde für den vorgenannten Bereich eine 
Einordnung in den Lärmpegelbereich I erfolgen. Es gilt, dass die Lärmpegelbereiche I-III 
nach aktuellem Stand der Technik beim Neubau von Wohnungen bereits mit der aktuellen 
Energiesparverordnung als erfüllt gelten. Insofern sind keine weiteren Festsetzungen zum 
Schutz gegen Verkehrslärm im BP W21 erforderlich. 
 
Für die in der Stellungnahme des LfU angesprochenen benachbarten Nutzungen gilt folgen-
des: 
 In direkter Nachbarschaft zum BP-Gebiet (im Südosten auf der gegenüberliegenden Stra-

ßenseite  der Lübbener Chaussee) sind derzeit im Wesentlichen der Erlebnishof Bees-
kow und geringfügig Wohnnutzungen vorhanden (zum Angebotsspektrum des Erlebnis-
hofs Beeskow, eine Freizeiteinrichtung für Kinder und Jugendliche, s. auch www.awo-
erlebnispark-beeskow.de). Beide Nutzungen erzeugen nach derzeitigem Kenntnisstand 
keine Emissionen, die zu Richtwertüberschreitungen für das Plangebiet des BP W21 füh-
ren. Dies gilt insbesondere für den Nachzeitraum, da ein „Nachtbetrieb“ im Erlebnishof 
nicht stattfindet. Für die nördlichste Bebauung dieses Bereichs (die Bebauung befindet 
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sich in ca. 40 m Entfernung zur Plangebietsgrenze des BP W21) ist derzeit mit der „Mö-
belbörse Bumerang e.V.“ als Nutzung bekannt (Öffnungszeiten Montag bis Donnerstag 
8.00 – 16.00 Uhr, Freitag 8.00 bis 14.00 Uhr). Auch hier ist nicht mit Richtwertüberschrei-
tungen zu rechnen. Teilweise sind bebaute Bereiche derzeit auch ohne Nutzung. 

 Das o.g. Plangebiet des BP M7 befindet sich südlich und östlich des Plangebietes des 
BP W21. Im Süden zum BP W21 sind im BP M7 Mischbauflächen ausgewiesen (MI1 – 
nur Wohnnutzungen, MI2 – Ausschluß von Gartenbaubetrieben, Tankstellen, Vergnü-
gungsstätten; ausdrücklich zulässig – Sport- und Spielanlagen, Streichelzoo mit max. 20 
Tieren, Schäfereimuseum, Einzelhandelseinrichtungen werden auf max. 200qm Ver-
kaufsraumflächen begrenzt) In der Realität ist das MI 2 im Wesentlichen durch Einrich-
tungen des Erlebnishofs Beeskow und Wohnnutzungen geprägt. Auch hier ist nicht mit 
Richtwertüberschreitungen zu rechnen. Dies gilt insbesondere für den Nachzeitraum, da 
ein „Nachtbetrieb“ im Erlebnishof nicht stattfindet. 

 Die Sportanlagen des BP M7 befinden sich jenseits einer festgesetzten Waldfläche und 
beginnen in einer Entfernung von mindestens 230 m zur Plangebietsgrenze des BP W21 
mit einer festgesetzten Grünfläche als Sportfläche. Die Sondergebiete SO1 und SO2 
(Entfernung Plangebietsgrenze BP W21 und Grenze Sondergebiet mind. 290 m) sind für 
eine Sporthalle, die dafür notwendigen Anlagen des ruhenden Verkehrs und Nebenanla-
gen für den Grundstücksverkehr und Freisportanlagen (SO1) und eine Volleyballanlage, 
Sport- und Freizeitanlagen, Sanitär- und Sozialräumlichkeiten (SO2) zugelassen. Auch 
diese Nutzungen erzeugen nach derzeitigem Kenntnisstand keine Emissionen, die zu 
Richtwertüberschreitungen für das Plangebiet des BP W21 führen. Dies gilt insbesondere 
für den Nachzeitraum, da ein „Nachtbetrieb“ im Bereich der Sportanlagen nicht stattfin-
det. 

 

 
Bild – Ausweisungen des BP M7, Plangebiet des BP W21 = rote Linie 
 
Sonstige Gewerbebetriebe, größere landwirtschaftliche Einrichtungen oder emissionserzeu-
gende Einrichtungen des Freizeit- oder Tourismusgewerbes befinden sich nicht in der Nähe 
des Plangebietes (s. auch oben Stellungnahme des LfU im Rahmen der frühzeitigen Beteili-
gung).  
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Die geplante Nutzung im Plangebiet ist durch die üblichen Emissionen eines Allgemeinen 
Wohngebietes geprägt. Die Anzahl der Wohnungen im engeren Bereich des BP W21 erhöht 
sich zwar durch die Neuausweisung von Eigenheimgrundstücken, bleibt aber auch aufgrund 
der Festsetzungen im BP (u.a. GRZ 0,3; max. 2 Vollgeschosse) in einem üblichen Rahmen 
für Eigenheimgebiete. 
 
Damit sind aufgrund der geplanten Nutzungen im Plangebiet keine Maßnahmen notwendig, 
die dem Schutz der Nachbarschaft zum Plangebiet dienen würden. 
 
Weitergehende Untersuchungen zum Thema Emissionsschutz erscheinen nicht notwendig.  
 
In seiner Stellungnahme vom 31.01.2018 hat das LfU die vorgenannten Ausführungen bestä-
tigt: 
 Die Hinweise der Stellungnahme des LfU vom 08.02.2017 hinsichtlich der zu beurteilen-

den anlagen- und verkehrsbedingten Immissionen im Plangebiet wurden berücksichtigt, 
erläutert und bewertet. Die Orientierungswerte der DIN 18005 werden tagsüber eingehal-
ten. Nachts sind geringfügige Überschreitungen, vor allem am nordöstlichen Plangebiets-
rand ausgehend von der Kohlsdorfer Chaussee, möglich. Lärmmindernde Maßnahmen 
werden im BP nicht festgesetzt.  

 Den Ausführungen im Umweltbericht zu den Auswirkungen der Planung auf die Schutzgü-
ter wird gefolgt. Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind primär durch 
baubedingte temporäre Emissionen zu befürchten. Diese sind nach Maßgabe des Bran-
denburgischen Lärmimmissionsschutzgesetzes, der Richtlinien der Geräte- und Maschi-
nenlärmschutzverordnung und die „Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen 
Baulärm – Geräuschimmissionen“ zu mindern. 

Auch die erneute Stellungnahme vom 01.06.2018 enthält inhaltlich keine neuen Aspekte. 
 
Da sich die Plangebietsgrenzen hinsichtlich der Immissionsproblematik nur unwesentlich 
verändert haben, ist davon auszugehen, dass diese Einschätzung bestehen bleibt. 
 

 
Bild - Strategische Lärmkarte für die Stadt Beeskow, Isophonenbänder LNight, LUGV 2012;  
rote Linie = aktuelle Plangebietsgrenze BP W21, graue Linie = Plangebietsgrenze BP W21 
2017 
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3.1.4 Umweltbelange 
 
Aus den Festsetzungen des BP ergibt sich folgende mögliche Versiegelungsrate: 
 
Summe versiegelte und teilversiegelte Flächen Bestand  550 qm (im Plangebiet liegende 
Fläche der Lübbener Chaussee) 
 
Summe mögliche Versiegelung Planung    18.972 qm 
 
Ergibt eine Mehrversiegelung von     18.422 qm 
 
Nach Berechnung aller im Bestand vorhandenen Bodenbeeinträchtigungen ergibt sich eine 
auszugleichende Mehrversiegelung von 15.179 m² (s. auch S. 21 „Flächenbilanz zur Versie-
gelung). 
 
Durch die geplante Bebauung ist mit dem Verlust einer Waldfläche in der Größe von ca. 4,0 
ha zu rechnen (s. Abschnitt I.2.4).  
 
Zur Bewertung einzelner Bereiche s. Punkt 2.4 „Natur und Landschaft“.  
 
Zum Artenschutz s. Anlage „Artenschutzbericht“ in der Anlage 2 zur Begründung. 
 
3.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
 
Der Bebauungsplan soll die Errichtung eines Eigenheimgebietes  mit ca. 35-40 Wohnungen 
planerisch vorbereiten.  
Im FNP der Stadt Beeskow sind die Flächen des Plangebietes des BP Nr. W21 im Wesentli-
chen als Waldfläche ausgewiesen. Somit stimmen die Ausweisungen des rechtskräftigen 
FNP der Stadt Beeskow mit den Festsetzungen des BP W21 nicht überein. Aus diesem 
Grunde wird parallel zur Aufstellung des BP W21 ein FNP-Änderungsverfahren durchgeführt 
(56. Änderung). 
Da mit der 56. Änderung die Umwandlung von Wald- in Wohnbaufläche vorgenommen wird, 
ist es notwendig, eine Waldfläche an einem anderen Standort auszuweisen. Mit der 60. FNP-
Änderung wird diese Waldfläche östlich der westlich von Beeskow gelegenen Teilstrecke der 
B87 eingeordnet. 
 
 
III. Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
1 Auswirkungen auf die Infrastruktur 
 
Allgemeines 
 
Durch die geplante 1. Änderung des Bebauungsplans sind keine nachteiligen Auswirkungen 
zu erwarten, die soziale Maßnahmen erforderlich machen. 
 
Emissionen  
 
Aufgrund der Lage des Plangebietes und der geplanten Nutzungen sind keine Maßnahmen 
zum Lärmschutz zu ergreifen.  
Durch das Vorhaben werden keine Lärmemissionen erzeugt, die über den üblichen Rahmen 
der Nachbarnutzungen und den gesetzlich zulässigen Rahmen hinausgehen.  
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Regenwasser 
 
Das Plangebiet ist nicht an ein Regenwasserentsorgungssystem angeschlossen. Das anfal-
lende Niederschlagswasser wird vor Ort über die Flächen der Baugrundstücke und des öf-
fentlichen Verkehrsraums oder bei Bedarf über Sickerbauwerke versickert.  
 
Ver-/Entsorgung 
 
Die medientechnische Erschließung des Planbereichs des BP W21 ist durch die Lage an der 
Lübbener Chaussee, durch vorhandene Medien in der Straße und durch die bereits vorhan-
dene Bebauung gegenüber dem Plangebiet grundsätzlich gesichert. Durch das Anlegen 
neuer Verkehrswege und daran anliegender Grundstücke ist es notwendig neue Versor-
gungsleitungen (einschließlich Hausanschlüsse) zu verlegen. 
(s. auch Punkt I.2.3 Erschließung, vorhandene Medien) 
 
2 Auswirkungen auf den Verkehr 
 
Durch die Umsetzung der Planung sind neue Verkehrswege abgehend vom Bestand der 
Lübbener Chaussee notwendig. Dafür sieht der BP neue Verkehrsflächen als Ringverkehr 
vor.  
Die an der Lübbener Chaussee anliegenden Wohnbauflächen und die daraus resultierenden 
Grundstücke sollen Zufahrten von der bestehenden Lübbener Chaussee aus erhalten. Es ist 
jedoch möglich, dass die Eckgrundstücke auch von den neu anzulegenden verkehrsflächen 
erschlossen werden, insbesondere wenn dies durch den Alleeschutz erforderlich ist. 
Da die Lübbener Chaussee durch die Neuordnung der Verkehrssituation im Zusammenhang 
mit der Ortsumfahrung ihren übergeordneten Charakter verloren hat und nur noch als Anlie-
gerstraße fungiert und als Sackgasse nur noch eine sehr geringe Verkehrsfrequenz aufweist, 
sind Maßnahme im Bereich der Lübbener Chaussee nicht notwendig. 
Insgesamt ergeben sich durch die Umsetzung der Planung im Bereich der Lübbener Chaus-
see keine wesentlichen Auswirkungen. 
 
Die Kohlsdorfer Chaussee (L422) ist von der Planung des BP W21 nicht mehr betroffen. Der 
Abstand der Fahrbahnkante zur Plangebietsgrenze des BP W21 beträgt mehr als 40 m. 
 
3 Auswirkungen auf die Umwelt 
 
Der Bebauungsplan ermöglicht, eine an das Siedlungsareal von Beeskow (Hauptsiedlung) 
angrenzende Fläche für den Eigenheimbau zu nutzen. 
 
Die Umsetzung der Planinhalte ist mit Eingriffen in den Naturhaushalt (im Wesentlichen 
durch eine Mehrversiegelung des Bodens und den Verlust der Waldfläche) verbunden. Das 
Vorhaben entspricht trotzdem dem Ziel des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, in-
dem eine siedlungsnahe und erschlossene Fläche beplant wird. 
 
Durch den Bebauungsplan Nr. W 21 ist mit einer Erhöhung der Versiegelung in diesem Sied-
lungsbereich zu rechnen. 
 
Durch die Festsetzungen des BP ist mit einer max. Versiegelung folgender Flächen zu rech-
nen: 
WA 1 
Größe WA 1   15.648 qm 
Zul. GRZ 0,3 + 0,15 (zulässige Überschreitung n. § 19(4) BauNVO) x 15.648 qm = 7.041 qm 
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WA 2 
Größe WA 2   11.771 qm 
Zul. GRZ 0,3 + 0,15 (zulässige Überschreitung n. § 19(4) BauNVO) x 11.771 qm = 5.297 qm 
 
WA 3 
Größe WA 3   8.485 qm 
Zul. GRZ 0,3 + 0,15 (zulässige Überschreitung n. § 19(4) BauNVO) x 8.485 qm = 3.819 qm 
 
Summe        = 16.157 qm 
 
Die neu anzulegenden Erschließungsstraßen werden mit einer Regelbreite von 4,75 m kal-
kuliert. Einschließlich der notwendigen Grundstückszufahrten ergibt dies eine Versiegelung 
von 2.815 qm. 
 
In der Summe ergibt sich somit eine Neuversiegelung im Plangebiet von 18.422 qm. 
 
In der Bilanzierung S. 21 ff. wird dargestellt, dass sich in der Differenzierung der vorhande-
nen Nutzung eine Belastung der Bodenfunktion von 3.142 m² ergibt, während in der Diffe-
renzierung der geplanten Nutzung eine Belastung der Bodenfunktion von 18.321 m² entsteht. 
Somit ergibt sich eine Mehrversiegelung (Belastung der Bodenfunktion) von 15.179 m². 
 
Damit wurde eine Minderung ausgehend vom rechtlich zulässigen um 25 % erreicht. Die we-
sentliche Minderung der Eingriffe in Natur und Landschaft liegt jedoch in der Verringerung 
der ursprünglich beabsichtigten Plangebietsfläche von ca. 24 ha auf ca. 4 ha. Mit den beab-
sichtigten 24 ha hatte die Stadt Beeskow die Absicht ein längerfristiges abschnittsweise um-
zusetzendes Programm für den Eigenheimbau zu installieren. In der Abwägung erfolgte die 
o.g. Reduzierung. Dies führt jedoch zu mehreren kleineren parallel bzw. hintereinander ab-
laufenden Planverfahren, die jeweils in der Anzahl geringe Grundstücksangebote machen. 
 
Für die Eingriffe in Natur und Landschaft sind außerhalb des Plangebietes folgende Kom-
pensationsmaßnahmen vorgesehen: 
 
Die Erstaufforstung von Mischwald auf 4 ha, betrifft Teilflächen des Flurstücks 190 der Flur 
12 (Gesamtfläche 8,9 ha). 
 
Die Sicherung und Unterhaltung einer extensiv zu pflegenden Wiese mit 2,15 ha Fläche, öst-
lich der Bahrensdorfer Straße (Flurstück 15 der Flur 12 tlw.) mit einmaliger Mahd pro Jahr 
und Abtransport des Mähgutes. (Diese Maßnahme geht auf eine bereits erfolgte Abstim-
mung zwischen der Stadt Beeskow und der uNB zurück. Entsprechend dieser Abstimmung 
gilt diese Maßnahme als ausreichend für den Eingriff in das Schutzgut Boden.) 
 
Die Entwicklung einer artenreichen und nachhaltig stabilen Waldrandsituation in einem Strei-
fen von 20 m Breite westlich und nördlich des Plangebietes durch Unterpflanzung von Sträu-
chern und Bäumen in den Arten des Bestandes aus den vorhandenen Waldrandgesellschaf-
ten. 
 
Durch die Umsetzung der Planung ist mit der Fällung von Bäumen zu rechnen (s. auch nach-
folgend Abschnitt Waldumwandlung).  
 
An der Lübbener Chaussee ist eine lückige Allee vorhanden. Die geplante Entwicklung des  
Verkehrswegesystems im neu ausgewiesenen Plangebiet erfordert keine Entfernung von Al-
leebäumen (nach § 17 (1) BbgNatSchAG dürfen Alleen nicht beseitigt werden).  
Aufgrund der weit über das Plangebiet hinausgehenden Ausfälle bzw. Lücken innerhalb der 
Allee, können durch Ersatzpflanzungen in diesem Bereich weitere Kompensationswirkungen 
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für durch den Bebauungsplan vorbereitete Eingriffe in Natur und Landschaft erreicht  wer-
den.  

 
Bild – Plangebiet BP W21 und Alleebäume in diesem Bereich, rote Punkte = Standort Allee-
bäume, sämtlich im BP zum Erhalt festgesetzt  

 
Bild – Umfeld Plangebiet BP W21 und Alleebäume in diesem Bereich (rote Punkte); inner-
halb der vorhandenen Lücken sind Ersatzmaßnahmen möglich. 



73 

 BP W21 „Südwald“ Beeskow                          BEST PLAN                         

 
Bereits vorhandene Verkehrstrassen der Umgebung werden mitgenutzt. Eine Erweiterung 
des Verkehrswegesystems ist jedoch notwendig.  
 
Das Plangebiet ist nicht Bestandteil von Schutzgebieten.  
 
Zur Bewertung des Eintretens von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG s. Arten-
schutzbericht in der Anlage 2 zur Begründung.  
 
Waldumwandlung 
 
Im BP-Gebiet befindet sich eine Fläche, die entsprechend LWaldG des Landes Brandenburg 
als Wald anzusehen ist und aufgrund der vorgesehenen Planung ihren Waldstatus verliert. 
 
Die Umwandlung der Waldfläche für die ehemals geplanten ca. 24 ha für die Wohnbauland-
entwicklung ist seitens des Landesbetriebes Forst Brandenburg, untere Forstbehörde abge-
lehnt worden (s. auch Punkt II.1.2 Planverfahren – Stellungnahme des Landesbetriebes zur 
frühzeitigen Beteiligung). Zur Auslotung weiterer möglicher Vorgehensweisen hat ein Ge-
spräch zwischen der Stadtverwaltung Beeskow und der Forstbehörde stattgefunden. Im Er-
gebnis ist herausgearbeitet worden, dass die Forstbehörde bei einer Umwandlung von bis zu 
ca. 4ha zustimmen würde. Die Stadt Beeskow hat daraufhin das Plangebiet des BP W21 so 
verringert, dass nunmehr ca. 4,0 Waldfläche von der Planung betroffen sind (Plangebiets-
größe insgesamt ca. 4,21 ha). Die Stadt Beeskow weist der Forstbehörde vor Satzungs-
beschluß des BP W21 die für die Waldumwandlung notwendigen Ersatzmaßnahmen (Auf-
forstung, waldverbessernde Maßnahmen) rechtlich verbindlich nach.  
Die Erstaufforstung von Mischwald in der Größe von 4 ha ist auf Teilflächen des Flurstücks 
190 der Flur 12 vorgesehen. Die untere Forstbehörde hat dem zugestimmt. Für die über das 
Flächenverhältnis 1:1 hinausgehende Flächendifferenz wurde durch die Stadt Beeskow eine 
Auflistung von möglichen Flächen bei der unteren Forstbehörde eingereicht, welche für 
waldverbessernde Maßnahmen vorgeschlagen wurden. Nach Prüfung der einzelnen Flächen 
sind 2 Vorschläge als geeignet anzusehen – Abt. 25 a 2, Größe 2,25 ha, Abt. 29 b 0, Größe 
2,45 ha. Durch die ermittelte Flächendifferenz werden 4,2 ha benötigt (noch für den Stand 
Entwurf BP 2017 mit 3,94 ha in Anspruch genommene Waldfläche), die beiden geeignete 
Forstflächen mit einer Gesamtgröße von 4,2 ha sind für waldverbessernde Maßnahmen ge-
eignet. Da insgesamt 4,7 ha für waldverbessernde Maßnahmen zur Verfügung stehen, ist 
dadurch auch die geringfügige Erhöhung der in Anspruch genommenen Waldfläche um 0,06 
ha abgedeckt. 
Die Anlage der Ausgleichs-/ Ersatzmaßnahmen hat spätestens 2 Jahre nach Beginn des 
Vollzugs der Waldumwandlung zu erfolgen. 
 
4 Flächenbilanz 
 
Flächenbilanz zum Bebauungsplan  
 
Fläche Plangebiet  43.039 qm 
 
Davon: 
 Allgemeines Wohngebiet    35.904 qm 
 Verkehrsfläche     7.015qm 
 Verkehrsfläche bes. Zweckbestimmung  120 qm 
 
Geplante Nutzungen 
 
Allgemeines Wohngebiet 
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5 Durchführung 
 
Durchführung von Kompensationsmaßnahmen 
 
Kompensationsmaßnahmen für Eingriffe in Natur und Landschaft außerhalb des Plangebie-
tes des BP W21 sind innerhalb von 2 Jahren nach Rechtskraft des BP durch die Stadt Bees-
kow durchzuführen.  
 
Durchführung der Gesamtmaßnahme 
 
Mit dem Beginn der Entwicklung des Plangebietes ist unmittelbar nach Rechtskraft des BP 
W21 zu rechnen. Notwendige Rodungsmaßnahmen können im Winter 2018/2019 vorge-
nommen werden. Mit einem Baubeginn ist im Frühjahr 2019 zu rechnen. 
 
Kosten 
 
Die Kosten des Bauleitplan-Verfahrens werden durch die Stadt Beeskow getragen.  
 
 
V.  Rechts- und Planungsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. Teil I S. 
3634) 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauN-
VO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) 
  
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990, geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom  04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 
 
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) in 
der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. Teil I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 15. September 2017 (BGBl. I S. 3434) 
 
Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Brandenburgisches 
Naturschutzausführungsgesetz- BbgNatSchAG) vom 21. Januar 2013 (GVBl.I/13, [Nr. 03, 
ber. (GVBl.I/13 Nr. 21)] 
 
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung vom 19. Mai 2016 (GVBl. I Nr. 14/ 
2016) 
 
  
  


